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Baustellen aller Art sprießen
im Frühjahr wieder aus dem
Boden wie die Osterglocken.
Da sie aber nicht selten Ärger
bereiten, mache eine neue Ini-
tiative Sinn - das Baustellen-
Informationssystem, kurz
BIS. Im Städtchen unseres
Bürgermeisters wird dieses
nun der Öffentlichkeit prä-
sentiert. Seite 11

Seminarreihe der Bayerischen GemeindeZeitung:

Kommunikation in Kommunen
Nicht gegen, sondern mit der Bevölkerung wollen kommunale
Entscheider ihre Infrastrukturprojekte verwirklichen. Hier-
bei bietet die Bayerische GemeindeZeitung Hilfestellung.

Im Dialog sollen Akzeptanz und Verständnis entstehen, gera-
de auch dort, wo es schwierig wird, tragfähige und nachhaltige
Entscheidungen gemeinsam zu realisieren. 

Hierfür bietet die Bayerische GemeindeZeitung gemeinsam
mit dem Bayerischen Landkreistag und den Öffentlichkeitsar-
beits-Profis der Engel & Zimmermann AG sowie TV Bayern 
live Veranstaltungen an. 

Referieren werden u. a. für die kommunale Seite der Präsi-
dent des Bayerischen Landkreistags, Landrat Christian Bernrei-
ter, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen
Landkreistags, Dr. Johann Keller, Landrat Wolfgang Berthaler,
stv. Landrat Fritz Wittmann, die Bürgermeister Ottmar Wimmer
und Hermann Duschl. Dr. Andreas Bachmeier erläutert Strate-
gien professioneller Öffentlichkeitsarbeit gerade auch „wenns
schwierig wird“ und Uwe Brückner erklärt Auftritte in Funk,
Fernsehen und neuen Medien. GZ-Verlegerin Anne-Marie von
Hassel führt in das Thema ein.
Weitere Informationen unter www.gemeindezeitung.de 

Wasser.Kraft.Bayern.
GZ lädt zum 5. Wasserkraft-Forum

Wasser. Kraft. Bayern. heißt es beim 5. Bayerischen Wasser-
kraft-Forum am 18. Mai 2017 im Rittersaal des Straubinger Her-
zogschlosses. Hochkarätige Referenten erläutern Potenziale
und Grenzen der Wasserkraft, deren Einsatz für das Gelingen
der angestrebten Energiewende unverzichtbar ist. Ange-
sprochen werden unter anderem Ausbaumöglichkeiten und
ökologische Werthaltigkeit dieser grundlastfähigen, CO2-frei-
en und im Höchstmaß nachhaltigen Energiequelle. Daneben spie-
len die Themen Natur-, Klima-, Umwelt- und insbesondere
Hochwasserschutz eine wichtige Rolle.

Für kommunale Besucher und Behördenvertreter ist die Teil-
nahme an diesem Symposium kostenfrei. Eingeladen sind vor
allem politische und kommunale Entscheidungsträger sowie
Multiplikatoren, Wirtschafts- und Pressevertreter aus den Re-
gionen entlang der bayerischen Flüsse.
Informationen: www.bayerisches-wasserkraftforum.de 

Vormerken!

18. Mai

2017

Marshallplan
mit Afrika

Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller
zu Gast im Münchner Presseclub

Mit großem persönlichen Einsatz wirbt Bundesentwicklungs-
minister Dr. Gerd Müller derzeit für einen „Marschallplan mit
Afrika“. Er ist überzeugt, dass der beste Schutz vor künftigen
Flüchtlingsströmen ein Wirtschaftsboom in Afrika ist. Deshalb
müsse man „Reformchampions“ auf dem schwarzen Konti-
nent durch noch größere Unterstützung belohnen, erläuterte
der Minister im Münchner Presseclub. Die Kommunen sind
bei dieser wichtigen Aufgabe als Partner gefragt. Müllers 
Ministerium bietet hierbei vielfältige Hilfestellung. 

Tatsache ist: Die Hungerkata-
strophe in Ostafrika spitzt sich
dramatisch zu. Hunderttausende
sind dort kurz vor dem Verhun-
gern. Sofortiges Handeln der
Weltgemeinschaft tut not. „Wir
brauchen ein neues Weltkrisen-
system, das es uns ermöglicht,
schneller, effizienter und klarer zu
reagieren. 

Kommunen können helfen

Bei der Umsetzung des Mars-
hallplans mit Afrika zähle ich
auch ganz stark auf die Kommu-
nen“, machte Müller deutlich.

Aus seiner Sicht gibt es nicht
eine Lösung, einen Weg und ei-
nen Plan, um auf die Herausfor-
derungen des afrikanischen Kon-
tinents zu reagieren. Selbstver-
ständlich, so der Minister, seien
diese Herausforderungen nur be-
dingt vergleichbar mit der Situa-
tion Europas nach dem Zweiten
Weltkrieg. Die notwendigen
Kraftanstrengungen seien es da-
gegen schon.

Gleichzeitig stehe der Mar-
shallplan für den Willen und Op-
timismus zu einem erfolgreichen
Weg des Friedens und der Ent-
wicklung in der Zusammenarbeit

zwischen Europa und Afrika. „Er
muss ein integriertes Gesamtkon-
zept der Europäischen Union und
ihrer Mitgliedstaaten mit den
Staaten der Afrikanischen Union
sein“, so Müller. Schwerpunkte
seien fairer Handel, mehr private
Investitionen, mehr wirtschaftli-
che Entwicklung von unten, mehr
unternehmerische Entfaltung und
vor allem mehr Jobs und Be-
schäftigung.

Reformpartnerschaften

Die Eigenverantwortung der
afrikanischen Staaten müsse ge-
stärkt, die Zeit der „Entwick-
lungshilfe“ und die Zeit von „Ge-
ber und Nehmer“ abgelöst wer-
den. Die EU und ihre Mitglied-
staaten stünden hierfür als gleich-
berechtigter Partner zur Verfü-
gung. Müller zufolge bedarf es ei-
ner neuen Vereinbarung für eine
politische, wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Kooperation. An-
knüpfungspunkt hierfür ist die
Agenda 2063 der Afrikanischen
Union. „Weg vom Gießkannen-
prinzip, hin zu Reformpartner-
schaften“ laute die Devise, „denn 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Ministerin Aigner zieht positive Bilanz für 2016:

Bayerns Wirtschaft ist sehr
robust und dynamisch

Aber beim Wachstum nur noch bei langfristiger Betrachtung Spitzenreiter
Für völlige Abschaffung der Erbschaftssteuer

Mit der Feststellung „Wir leben in Bayern auf einer Insel in-
mitten einer rauen See“ gab Bayerns Wirtschaftsministerin 
Ilse Aigner quasi das gewünschte Motto für die Jahrespresse-
konferenz ihres Hauses vor, in der sie sehr gute Zahlen zur
wirtschaftlichen Entwicklung des Freistaats für das Berichts-
jahr 2016 präsentierte. Ein markantes Anliegen der Ministe-
rin, die sich gegen jeden Rückbau der Agenda 2010 wendet, ist
die völlige Abschaffung der Erbschaftsteuer für Familienbe-
triebe, zumindest in Bayern. 

Das Land sei wirtschaftlich gut
aufgestellt, alle Regionen profi-
tierten vom Wachstum. Beschäf-
tigung und Wohlstand nähmen
zu. Der wirtschaftliche Erfolg
wirke sich auf die gesamte Ge-
sellschaft positiv aus. Dennoch
sei es derzeit besonders en vogue,
Krisen heraufzubeschwören und
soziale Not herbeizureden, stellte
die Ministerin fest. Sie verhehle

nicht, dass es in der Gesellschaft
nach wie vor soziale Ungerech-
tigkeiten und auch Menschen ge-
be, die von sozialer Not betroffen
seien, und sie sehe auch Bevölke-
rungsgruppen, „um die wir uns
noch stärker kümmern müssen“.

Wachstumsmotor
Deutschlands

Aber, so Aigner, noch nie in der
Geschichte seien die Betroffen-
heiten in Deutschland geringer
gewesen und in Bayern erst recht
nicht. Noch nie seien so viele
Menschen einer Beschäftigung
nachgegangen, noch nie war die
Jugendarbeitslosigkeit geringer
und so viele Frauen berufstätig.
Auch waren die Rentner mehr-
heitlich so zufrieden wie heute,
insbesondere auch mit ihrer wirt-
schaftlichen Situation und noch
nie fanden so viele Menschen mit
Migrationshintergrund hierzulan-
de ein gutes Auskommen. 

„Wer heute den Eindruck er-
weckt, Deutschland sei ein Hort

sozialer Ungerechtigkeit, in
Deutschland seien Armut und
Elend weit verbreitet, der sagt
nicht die Wahrheit“, so die Mini-
sterin. Man dürfe Erfolge nicht
kaputt reden, sondern müsse sich
vergegenwärtigen, wie es den
Menschen in anderen Teilen der
Welt geht.

Zur wirtschaftlichen Entwick-
lung des Freistaats präsentierte
die Ministerin Fakten. Das Brutto-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bundesminister Dr. Gerd Müller gemeinsam mit dem Vorsit-
zenden des Münchner Presseclubs Peter Schmalz (v.l.). 

VKU-Verbandstagung 2017 in Berlin:

Kommunalwirtschaft der Zukunft 
Die gesellschaftlichen Megatrends Digitalisierung, demografi-
scher Wandel und Klimaschutz standen auf der Agenda der
diesjährigen VKU-Verbandstagung in Berlin. Die Veranstal-
tung mit über 1.000 Gästen, darunter zahlreiche Geschäftsfüh-
rer und Führungskräfte aus Stadtwerken und der Abfallwirt-
schaft sowie Wasserversorger und Abwasserentsorger, stand
unter dem Motto „Kommunalwirtschaft der Zukunft – Auf-
bruch in die neue Daseinsvorsorge“. 

„Ob Digitalisierung, demo-
grafischer Wandel, Energiever-
sorgung, Infrastrukturerhalt und 
-finanzierung oder Stadtsauber-
keit: Auf viele wichtige Fragen
erwartet die Gesellschaft Antwor-
ten. Antworten, die kommunale
Unternehmen heute schon sehr
konkret und jeden Tag geben“,
betonte VKU-Hauptgeschäfts-
führerin Katherina Reiche in ihrer
Begrüßung.

Digitalisierung und Energie-

wende stellen laut Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel die kom-
munalen Energieversorger vor
große Herausforderungen. Mer-
kel warnte davor, dass wichtige
Versorgungsbereiche durch Cy-
berattacken lahmgelegt werden
könnten und verwies auf beäng-
stigende Beispiele in der Ukraine.
Dort habe es Angriffe etwa auf
Kraftwerke gegeben. Cybersi-
cherheit sei von großer Bedeu-
tung, sagte Merkel. Der Bund sei

bereit, in diesem Bereich enger
mit den Kommunen zusammen-
zuarbeiten.

DiGiNetz-Gesetz

Wie Merkel weiter ausführte,
habe die Bundesregierung mit
dem DiGiNetz-Gesetz sowie 4
Milliarden Euro an Fördergeldern
bis 2019 für den Breitbandausbau
wichtige Weichen gestellt, um
den Ausbau auch in ländlichen
Gebieten zu ermöglichen. Der di-
gitale Wandel mit neuen, intelli-
genten Technologien erleichtere
schon jetzt die Steuerung von
Stromnetzen. Kunden hätten  in
intelligenten Stromnetzten auch
mehr Möglichkeiten, ihren Strom-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Servicestelle für Kommunen
Vernetzung heißt das Zauberwort von Bundesminister Dr. Gerd
Müller. Deshalb wurde im Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung - www.bmz.de - die „Service-
stelle Kommunen in der Einen Welt“ eingerichtet. Sie ist die erste
Adresse für alle Städte, Gemeinden und Landkreise in ganz
Deutschland, die sich für eine global gerechtere Welt engagieren
wollen. Informationen im Internet: skew.engagement-global.de .
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Bürgermeister Thomas Fischer
97647 Nordheim v.d.R.

am 13.4.
Bürgermeister

Werner Brandenburger
92369 Sengenthal

am 14.4.
Bürgermeister Franz-Josef Weber

84333 Malgersdorf
am 16.4.

Bürgermeister Thomas Hack
97717 Aura a. d. Saale

am 20.4.
Bürgermeister Josef Klaus
84100 Niederaichenbach

am 20.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ernst Dieckmann

83677 Reichersbeuern
am 20.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 
Christiane Meyer

91320 Ebermannstadt
am 15.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Beckel

87534 Oberstaufen
am 10.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Oberbürgermeisterin

Gabriele Bauer
83022 Rosenheim

am 12.4.
Bürgermeister 
Werner Thum

86735 Forheim
am 17.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Josef Schweinberger
86807 Buchloe

am 8.4.
Bürgermeister

Hans-Jürgen Nekolla
91322 Gräfenberg

am 9.4.
Bürgermeister Leonhard Eder

90587 Tuchenbach
am 9.4.

Bürgermeister 
Gerhard Wunder

96349 Steinwiesen
am 15.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Josef Dachs

93479 Grafenwiesen
am 7.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

LEP-Fortschreibung:

Lob und Tadel
Der Ministerrat hat die beiden Teilfortschreibungen des Landes-
entwicklungsprogramms beschlossen. „Damit geben wir den
Kommunen mehr Freiheit und verbessern den Naturschutz“, er-
klärte Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder. Nur mäßig
begeistert zeigten sich dagegen Bayerns Gemeinden und Städte.
Sie monierten überholte Inhalte und verpasste Chancen, während
die Landkreise im Freistaat „die von verschiedenen Seiten
geäußerten Sorgen um eine mögliche Zersiedlung der Land-
schaft“ nicht teilen. Die Handlungsfähigkeit und Planungshoheit
der Kommunen werde im Gegenteil nachhaltig gestärkt.

Söder zufolge verleihen die Er-
weiterung des Raumes mit beson-
derem Handlungsbedarf, die
Neugestaltung des Zentrale-Orte-
Systems und Lockerungen am
Anbindegebot der wirtschaftli-
chen Entwicklung des ländlichen
Raumes neuen Schub und entlas-
ten Ballungsräume: Der Min-
destabstand von Höchstspan-
nungsleitungen schütze das Woh-
numfeld und die Änderung des
Alpenplanes ermögliche touristi-
sche Entwicklung im Allgäu. 

Wie der Minister deutlich
machte, „wollen wir kein Bayern
der zwei Geschwindigkeiten.
Dem steuert die Bayerische
Staatsregierung mit der Heimat-
strategie entgegen. Wir schaffen
Freiräume, um dem ländlichen
Raum mehr Entwicklungschan-
cen zu geben. Gerade die Ansied-
lung von Arbeitsplätzen auf dem
Land ist der Schlüssel zur Gleich-
wertigkeit der Lebensbedingun-
gen in ganz Bayern.“

Entscheidungsträger
vor Ort unterstützen

Daher gelte es, „Entschei-
dungsträger vor Ort zu unterstüt-
zen, denn sie wissen am besten,
was für ihre Heimat gut ist. Ent-
scheidungen über Planungen fal-
len künftig stärker vor Ort. Der
ländliche Raum gehört nicht un-
ter eine Käseglocke, sondern ist
Lebens- und Zukunftsraum“, hob
Söder hervor. 

Der Minister betonte auch die
Vorteile der LEP-Fortschreibung
für die Ballungsräume: „Die Fort-
entwicklung schafft Beschleuni-
gung im ländlichen Raum und
entlastet und entzerrt die Bal-
lungsräume. Wir bringen Wohnen
und Arbeiten näher zusammen.“
Konkret verwies Söder auf die
Reduktion von Umweltbelastun-
gen durch weniger Verkehr in den
Städten infolge eines sinkenden
Pendleraufkommens, den redu-
zierten Ausbaubedarf bei der In-

frastruktur und die Entlastung der
Wohnungsmärkte in den Bal-
lungsräumen. 

„Wir hatten uns eine grundsätz-
liche Überarbeitung des LEPs er-
hofft. Einige Inhalte sind über-
holt, andere schränken die kom-
munale Planungshoheit unange-
messen ein“, bewertete Gemein-
detagspräsident Dr. Uwe Brandl
den beschlossenen Entwurf der
LEP-Teilfortschreibung. Seiner
Auffassung nach ist das Zentrale-
Orte-System vor dem Hinter-
grund der demografischen Ent-
wicklung nicht mehr zeitgemäß.
Es sollte grundsätzlich überdacht
werden. 

Auch dürfe die Einführung der
Metropole als neue Kategorie im
Landesentwicklungsprogramm
nicht dazu führen, dass spezielle
finanzielle Zuweisungen an die
Metropolen erfolgen. Keinesfalls
dürfe es zu Lasten der übrigen
Räume gehen. Dem Staatsziel der
Gewährleistung gleichwertiger
Lebens- und Arbeitsbedingungen
in allen Landesteilen sei oberste
Priorität zuzumessen. 

Teilräume mit besonderem
Handlungsbedarf 

Die Zuordnung strukturschwa-
cher Gemeinden in Teilräume mit
besonderem Handlungsbedarf ist
aus Brandls Sicht grundsätzlich
sinnvoll. Allerdings sei bemer-
kenswert, dass nunmehr fast die
Hälfte der bayerischen Gemein-
den wirtschaftsstrukturelle oder
sozialökonomische Nachteile
aufweisen sollen. „Ob damit dem
Ziel, wirklich finanziell benach-
teiligte Gemeinden zu fördern,
noch erreicht werden kann, ist
zweifelhaft. Dies zeigt sich auch
bei der Aufnahme ganzer Land-
kreise in solche Teilräume. Die
Abgrenzung nach Landkreisen ist
viel zu undifferenziert. Eine Un-
terscheidung zwischen struktur-
schwachen und nicht struktur-
schwachen Gemeinden innerhalb

eines Landkreises ist damit nicht
möglich“, urteilte der Gemeinde-
tagschef. 

Offene Wünsche der
Spitzenverbände

Das sogenannte Anbindegebot
sei und bleibe ein Kernstück jeder
vernünftigen Bauleitplanung ei-
ner Kommune. Laut Brandl wer-
den die Gemeinden und Städte
auch in Zukunft verantwortungs-
voll und flächenschonend Bauge-
biete ausweisen. Sie brauchen da-
zu keine staatlichen Vorgaben, die
massiv in die Entscheidungsho-
heit der Gemeinden eingreifen.
Jede Erleichterung in der Bauleit-
planung ist zu begrüßen, ein um-
fangreicher Katalog von Ausnah-
men aber nicht der richtige Weg.
Die Entscheidung über einen
Standort muss vielmehr in der
Verantwortung der Gemeinde
bleiben und im Rahmen der Ab-
wägung aller berührten privater
und öffentlicher Belange getrof-
fen werden.“

Problematisches
Zentrale-Orte-System

Der Bayerische Städtetag wie-
derum erachtet es als bedauerlich,
„dass die Staatsregierung sich
nicht ernsthaft mit einer Neuju-
stierung der Einstufungskriterien
zur Stärkung und Konsolidierung
des Zentrale-Orte-Systems aus-
einandergesetzt hat“.

Bei der Fortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms
im Jahr 2013 wurde das Zentrale-
Orte-System von sechs auf drei
Stufen reduziert. Vielen vormals
nicht Zentralen Orten sei in der
Folge eine Zentralität zugeschrie-
ben worden, ohne dass eine Prü-
fung der Steuerungsfähigkeit des
Systems erfolgte. Damit stieg die
Zahl Zentraler Orte auf über 920
Städte und Gemeinden. 

Wie Maly erläuterte, habe die
mit der letzten Teilreform erfolgte
Zusammenlegung von Zentra-
litätsstufen zu einer Inflation Zen-
traler Orte geführt. „Wenn von

2056 bayerischen Gemeinden je-
de Zweite das Etikett ‚Zentraler
Ort‘ trägt, wird offenkundig, dass
die ursprünglich damit verknüpf-
te Steuerungsfunktion ins Leere
geht.“ Damit würden aber dieje-
nigen Zentrale Orte geschwächt,
denen tatsächlich eine zentralört-
liche Funktion zukommt, wie ins-
besondere das Vorhalten wichti-
ger Einrichtungen und die Ver-
sorgung des Umlands mit einer
Vielzahl von Leistungen. Die
Schwächung von Zentralen Orten
bedeute aber auch die Schwä-
chung ihres Umlandes, so dass
der Raum und seine Kommunen
insgesamt geschwächt werden.

Pro und Contra
Anbindegebot

Auch die Erweiterung des Aus-
nahmekatalogs des Anbindege-
bots stößt auf deutliche Kritik des
Städtetags. Laut Anbindegebot
im LEP sind neue Siedlungs-
flächen möglichst in Anbindung
an Siedlungseinheiten (Wohnge-
biete, Gewerbegebiete) auszu-
weisen. Maly: „Die Erweiterung
der Ausnahmen vom Anbindege-
bot auf jegliche Gewerbenutzun-
gen an Autobahnausfahrten ent-
spricht allenfalls Einzelinteressen
von wenigen Kommunen, die zu-
fällig an Autobahnen liegen. Je-
doch wird der zentrale Ort, der
weiter weg von der Autobahnaus-
fahrt gelegen ist, geschwächt.
Dies kann eine weitaus größere
Zahl umliegender Städte und 
Gemeinden beeinträchtigen,
wenn der Zentrale Ort seine Ver-
sorgungs- und Vorhaltefunktion
nicht mehr erfüllen kann. Da-
durch wird interkommunale Kon-
kurrenz geschärft.“ 

Zudem sei zu befürchten, dass
sich Einzelhandelsnutzungen in
diesen Gewerbegebieten nicht
rechtssicher ausschließen lassen
und in Konkurrenz zum Handel
in den Ortskernen treten. „Einzel-
handel auf der grünen Wiese ge-
fährdet die Vitalität der Ortszen-
tren. Diese Konkurrenz gefährdet
Läden, Bäcker, Metzger oder

Ministerrat fordert Änderung 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes
Innenminister Joachim Herrmann: „Wer im Ausland für

Terroristen kämpft, kann nicht Deutscher bleiben“

Deutsche Staatsbürger, die im Ausland an Kampfhandlungen
für eine Terrormiliz teilnehmen oder an der Ausbildung für
den Terrorkampf teilnehmen, sollen ihre deutsche Staatsan-
gehörigkeit verlieren, wenn sie eine andere Staatsangehörigkeit
besitzen. Eine entsprechende bayerische Bundesratsinitiative
hat der Ministerrat beschlossen.

Innenminister Joachim Herrmann: „Wer als Terrorist im Ausland
kämpft, wendet sich nicht nur von Deutschland ab, er bekämpft uns
und lehnt unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung ab. So
jemand hat kein Recht mehr auf die deutsche Staatsangehörigkeit.“
Bislang hat die deutsche Staatsangehörigkeit nur verloren, wer un-
genehmigt freiwillig in eine Armee oder in bewaffnete Verbände
eines ausländischen Staates eingetreten war. Die Teilnahme an
Kampfhandlungen wie zum Beispiel im syrischen Bürgerkrieg
oder an der Ausbildung für eine Terrormiliz im Ausland blieb bis-
her im Staatsangehörigkeitsrecht folgenlos. Herrmann: „Eine der-
artige Unterscheidung ist nicht nachvollziehbar.“ 

Handwerksbetriebe im eigenen
Ortszentrum oder in benachbar-
ten Ortszentren“, stellte der Städ-
tetagschef fest.

Zwar sei die Definition von
Teilräumen mit besonderem
Handlungsbedarf grundsätzlich
sinnvoll; allerdings mache die Aus-
weitung der Teilräume mit beson-
derem Handlungsbedarf alleine
keine Strukturpolitik. Entschei-
dend sei, ob die Förderung dieser
Teilräume mit Leben erfüllt wird.
Hierfür müssten dann auch die
notwendigen Mittel bereitgestellt
werden, „denn je größer die
Fläche und die Zahl der Kommu-
nen wird, desto weniger Mittel
können jeder einzelnen Kommu-
ne zur Verfügung stehen“, betonte
Maly und ergänzte: „Die Staatsre-
gierung muss einen besonderen
Handlungsbedarf aber auch in
wachsenden Regionen anerken-
nen. Für die Folgen des Wachs-
tumsdrucks, neue Wohnungen zu
bauen, Kindergärten, Schulen
und Grünflächen zu errichten,
muss die Landesplanung Lösun-
gen bereithalten. Wachstum be-
zieht sich auf Räume und nur sel-
ten auf einen einzigen Ort. Dafür
müssen gemeinsame Lösungen
gefunden werden.“ 

Prinzipien der Subsidiarität
und Regionalität 

Laut Bayerischem Landkreis-
tag „hat das Bayerische Staatsmi-
nisterium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat die
Bedenken der Landkreise im An-

Ministerrat billigt 
neues Feuerwehrgesetz

Innenminister Joachim Herrmann: „Stärkung der
kommunalen Zusammenarbeit und Inklusion“

Der Ministerrat hat nach Abschluss der Verbandsanhörung
den Entwurf von Innenminister Joachim Herrmann für ein
neues Feuerwehrgesetz beschlossen. Ziel ist es, das Feuerwehr-
recht an geänderte gesellschaftliche und demografische Rah-
menbedingungen anzupassen und die Freiwilligen Feuerweh-
ren zukunftsfähig zu machen.

Im Kern geht es Herrmann dar-
um, das hohe ehrenamtliche En-
gagement der bayerischen Feuer-
wehren auch für die Zukunft zu
sichern. Daher sollen die Ge-
meinden die Möglichkeit bekom-
men, Kinder mit Kinderfeuer-
wehren schon frühzeitig und al-
tersgerecht für den Feuerwehr-
dienst zu begeistern. „Kinder und
Jugendliche sind unsere Retter
von morgen“, erklärte der Innen-
minister.

Außerdem soll der aktive Feu-
erwehrdienst auch nicht mehr wie
bisher zwingend mit dem 63. Le-
bensjahr enden, sondern bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres
möglich sein. „Damit können wir
den großen Erfahrungsschatz un-
serer Feuerwehrkollegen aus
jahrzehntelanger Praxis noch bes-
ser nutzen“, so Herrmann.

Um die kommunale Zusam-
menarbeit im Feuerwehrwesen
zu stärken, soll auch beim Brand-
schutz sowie beim technischen
Hilfsdienst enger zusammengear-
beitet werden. Künftig sollen zu-
dem auch Menschen mit geisti-
gen oder körperlichen Behinde-
rungen in die Freiwillige Feuer-
wehr aufgenommen werden kön-
nen, beispielsweise als Ausbilder
oder psychologische Betreuer.
Zur Entlastung der Kreisbrandrä-
te sieht der Gesetzentwurf vor,
dass künftig sogenannte „Fach-
Kreisbrandinspektoren“ die Kreis-

brandräte bei ihren vielfältigen
Fachaufgaben unterstützen.

In Bayern leisten derzeit rund
320.000 Menschen aktiven Feu-
erwehrdienst, Ehrenamtliche sind
hiervon über 310.000. „Ohne die-
se enorme Anzahl an Freiwilligen
ließe sich das hohe Sicherheitsni-
veau in Bayern nicht aufrechter-
halten“, lobte der Innenminister
dieses herausragende Engage-
ment. „Das verdient größten
Dank und höchste Anerken-
nung!“

Gemeindetag 
hat Änderungswünsche

Weitgehend begrüßt hat der
Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags Dr. Uwe Brandl das
neuen Feuerwehrgesetz. „Aller-
dings hinterfragen wir schon, ob
die seit langem bewährten Kin-
derfeuerwehren nicht besser bei
den örtlichen Feuerwehrvereinen
aufgehoben sind als in der ge-
meindlichen Zuständigkeit. Dop-
pelstrukturen haben sich erfah-
rungsgemäß selten bewährt. Au-
ßerdem sehen wir es als nicht zu
unterschätzende Herausforderung
für die Feuerwehrkommandanten
an, darüber zu entscheiden, ob
Menschen mit geistigen oder kör-
perlichen Behinderungen in die
Freiwilligen Feuerwehren aufge-
nommen werden können“, so der
Präsident. 

hörungsverfahren sehr ernst ge-
nommen“. Die Prinzipien der
Subsidiarität und Regionalität sei-
en „für die Zukunftsfähigkeit und
Handlungsfähigkeit unserer Kom-
munen vorrangig“, urteilte Ver-
bandspräsident Landrat Christian
Bernreiter (Deggendorf).

Der Bayerische Landkreistag
begrüßt die Aufnahme als Teil-
räume mit besonderem Hand-
lungsbedarf, wenn beim Struktur-
indikator weniger als 90 % des
Landesdurchschnitts erreicht wird.
Hierdurch hätten mehr Kommu-
nen die Möglichkeit, an die ent-
sprechenden Förderungen der
Teilräume mit besonderem Hand-
lungsbedarf heranzukommen. Es
sollte aber auch ein Mehr an För-
dermitteln zur Verfügung stehen.
Weiterhin gebe es drei zusätzliche
Ausnahmetatbestände vom An-
bindegebot. Diese stärkten nach-
drücklich die Entscheidungs- und
Planungshoheit vor Ort.

Zudem erfolgten Planungen
und Maßnahmen zum Neubau
oder Ersatzneubau von Höchst-
spannungsfreileitungen energie-
wirtschaftlich tragfähig und unter
besonderer Berücksichtigung der
Wohnumfeldqualität der betroffe-
nen Bevölkerung sowie der Ent-
wicklungsmöglichkeiten der be-
troffenen Kommunen (z. B. für
Bau-, Gewerbe- und Erholungs-
gebiete) und der Belange des
Orts- und Landschaftsbildes.
Dies kommt nach Auffassung des
Bayerischen Landkreistags im
Besonderen den örtlichen Gege-
benheiten vor Ort zu Gute. DK

Neue Aufnahmeeinrichtung 
in Regensburg

Müller und Herrmann: „Entlastung für die Kommunen“

Bayerns Sozialministerin Emilia Müller eröffnete gemeinsam mit
Innenminister Joachim Herrmann und dem Regierungspräsiden-
ten der Oberpfalz Axel Bartelt die neue ‚Aufnahmeeinrichtung
Regensburg‘ auf dem Gelände der ehemaligen Bajuwarenkaserne.

Die Ministerin betonte dabei
die Notwendigkeit weiterer Plät-
ze in der Erstaufnahme. „Der
Freistaat setzt bei der Unterbrin-
gung von Asylbewerbern ver-
stärkt auf Aufnahmeeinrichtun-
gen: Sie sind die Stützpfeiler für
schnelle Asylverfahren. Deshalb
schaffen wir dort auch in Zeiten
rückläufiger Asylzahlen zusätzli-
che Erstaufnahmeplätze.“ 

In den Aufnahmeeinrichtungen
werden die Asylbewerber in den
ersten Monaten nach der Ankunft
in Deutschland untergebracht und
versorgt, vorrangig durch Sach-
leistungen. In dieser Zeit findet
das Asylverfahren durch das
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) statt. „Unser
Ziel ist es, weniger Asylbewerber
auf die Kommunen zu verteilen.
Dies vor allem dann, wenn der
einzelne keine Bleibeperspektive
hat. Denn durch die Verteilung
auf die Kommunen wird der Auf-
enthalt verfestigt. Deshalb schaf-
fen wir eigene bayerische Tran-
sitzentren, eines davon hier in Re-
gensburg in der ehemaligen Pio-
nierkaserne“, so die Ministerin.

Innenminister Joachim Herrmann
ergänzte: „Mit den Transitzentren
wollen wir die Verfahren weiter
beschleunigen und zeitnahe Rück-
führungen ermöglichen. Regens-
burg ist hierfür mit seiner guten
Anbindung an den Flughafen
München ein geradezu prädesti-
nierter Ort.“ 

Die Fertigstellung aller Gebäu-
de erfolgte in einer Rekordbauzeit
von 13 Monaten. Die Schätzkos-
ten wurden um rund ein Viertel
unterschritten. Die Gesamtkosten
betragen 30 Millionen Euro.

Neben Verwaltungs- und Un-
terbringungsgebäuden für 600
Asylsuchende entstanden eine
Kantine und zusätzliche Versor-
gungseinheiten, wie z. B. ein Kin-
dergarten, Räume der Sozialbe-
treuung, das Sozialamt und Räu-
me für Polizei und ärztliche Be-
treuung. Auf dem Gelände gibt es
zudem einen Spielplatz. „Unser
Ziel ist, gemeinsam mit dem
BAMF Verfahrensabläufe zu op-
timieren, um möglichst schnell zu
Entscheidungen zu kommen“,
fügte Regierungspräsident Bartelt
abschließend hinzu. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

vor 60 Jahren vollzogen
sechs Staaten mit der Unter-
zeichnung der Römischen Ver-
träge den ersten Schritt zur
Gründung der damaligen Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der späteren Eu-
ropäischen Union. Frankreich,
Italien, Deutschland, Belgien,
Luxemburg und die Niederlan-
de waren die ersten, die sich zu
einer Gemeinschaft zusam-
menschlossen; 22 weitere Staa-
ten sollten ihrem Beispiel folgen. Die Euphorie
über die Idee der „Vereinigten Staaten von Euro-
pa“ und das Bestreben, in dieser Gemeinschaft
Mitglied zu werden, ist vielerorts der Skepsis
über Sinn und Zweck dieses Staatengebildes ge-
wichen. 

Man muss kein Hellseher sein, um voraussa-
gen zu können, dass sich die Europäische Union
in ihrer jetzigen Form ändern wird. Schon alleine
der Austritt Großbritanniens aus der Gemein-
schaft wird unausweichlich zu Veränderungen
führen. Dem interessierten Beobachter der inter-
nationalen Politik ist ohnehin nicht entgangen,
dass die Staats- und Regierungschefs längst in ei-
ner Diskussion um die Zukunft der EU stecken.
Die Vorschläge, die derzeit auf dem Tisch liegen,
könnten nicht weiter auseinander gehen: Wäh-
rend die deutsche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel ein „Europa der unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten“ vorschlägt, plädiert ihr italie-
nischer Amtskollege Paolo Gentiloni für einen
Neustart mit einer „echten“ Regierung. In die-
sem Diskussionsprozess geht es um die eine
grundsätzliche Frage: Was erwarten wir uns von
einer Europäischen Union? 

Unsere Bundeskanzlerin hat bei den Feierlich-
keiten zu „60 Jahre Römische Verträge“ einen
Anfang gemacht und eine Antwort geliefert. In
ihrer Rede forderte sie ein sicheres und schützen-
des Europa. Eine Union müsse zum Schutz der
Außengrenzen und zur Erhöhung der wirtschaft-
lichen Stärke beitragen. Doch der angefangene
Diskussionsprozess darf nun nicht alleine von

den Regierungschefs oder EU-
Parlamentariern geführt wer-
den. Jetzt wird es Zeit, dass sich
die Bürger Europas zu Wort
melden und ihre Erwartungen
an die Europäische Union for-
mulieren. 

Auch ich habe mir Gedanken
gemacht und meine Vorstellung
von der EU überdacht: Klar ist,
dass einzelne Staaten die Her-
ausforderungen von Globali-
sierung, Migration, Terroris-
mus und Klimawandel nicht al-
leine lösen können. Im Verbund
lassen sich diese Aufgaben so-

wohl günstiger als auch effizienter lösen. Gleich-
zeitig sehe ich aber keinen Grund, weshalb die
Europäische Kommission die Baulandvergabe
von bayerischen Kommunen kontrollieren und
regeln muss. Weniger ist diesen Fällen oft mehr.

In Artikel 5 des EU-Vertrages heißt es: „Für
die Ausübung der Zuständigkeiten der Union
gelten die Grundsätze der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit.“ Subsidiarität bedeutet,
dass öffentliche Aufgaben möglichst bürgernah
geregelt werden sollen. Probleme sollen auf der
niedrigsten politischen Ebene gelöst werden. In
Deutschland sind das die Kommunen, dann die
Bundesländer. Erst wenn ein bestimmtes Pro-
blem dort nicht gelöst werden kann, wird die Re-
gelungskompetenz nach „oben“ abgegeben.

Trotz der festen Verankerung dieses Prinzips
sind die Kommunen in beinahe jedem ihrer Auf-
gabenbereiche von der europäischen Gesetzge-
bung betroffen: Bauleitplanung und Raumord-
nung, Wirtschaftsförderung und Beihilfen, Ab-
fallwirtschaft, Planungsrecht, öffentliches Auf-
tragswesen und vieles mehr. Wenn Änderungen
in der derzeitigen EU-Politik gewünscht werden,
so ist jetzt die richtige Zeit, Erwartungen an
Brüssel zu adressieren. Auch die kommunalen
Spitzenverbände sollten sich dazu Gedanken ma-
chen: Wo wünscht man sich Unterstützung? Wel-
che Bereiche lassen sich regional besser koordi-
nieren? Welchen Mehrwert erwartet man sich
von einer Europäischen Union?

Mit Resignation ist niemandem geholfen. Viel-
mehr muss Kritik öffentlich vorgebracht werden.
Alternativen sind sachlich zur Debatte zu stellen.
Wenn sich die Kommunalpolitik Änderungen er-
wartet, ist es jetzt an der Zeit, sich in den Diskus-
sionsprozess einzumischen!

Alois Rainer
MdB, stv. KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Alois Rainer

Was erwarten wir uns 
von einer 

Europäischen Union?

Deutscher Pflegetag 2017 in Berlin:

Die Pflege hat die Wahl 
Ganz im Zeichen der bevorstehenden Bundestagswahl stand der
diesjährige Deutsche Pflegetag in Berlin. Unter dem Motto „Die
Pflege hat die Wahl“ trafen sich Experten, Entscheider und Mul-
tiplikatoren aus Politik, Wirtschaft, Pflege und Gesellschaft zum
intensiven Erfahrungsaustausch.

Das vielseitige Programm mit
hochkarätig besetzten Fachvor-
trägen, Podiumsdiskussionen,
Workshops und Aktionsbühnen,
umrahmt von einer großen Fach-
ausstellung, informierte über die
neuesten Themen und Trends im
Pflegebereich. Erweitert wurde
der Pflegetag in diesem Jahr um
die Programmsäule „Digitale
Pflege“.

Die Pflegebranche braucht
massive Unterstützung

Zu wenig Personal, zu viel Be-
lastung, schlechte Bezahlung:
Die Pflegebranche braucht massi-
ve Unterstützung – vor allem
durch die Politik. Das ist ein zen-
trales Ergebnis einer aktuellen
Umfrage unter Pflegekräften, die
u. a. der Deutsche Pflegerat als
Mitveranstalter des Kongresses in
Auftrag gegeben hat. Das Thema
Pflege hat im Wahljahr höchste
Relevanz – die Pflegenden selbst
fühlen sich von der Politik aller-
dings kaum wahrgenommen und
schreiben selbst dem Thema Maut
höhere politische Beachtung zu
als der Pflege. Ein Großteil der
Pflegenden fühlt sich von den eta-
blierten Parteien nicht vertreten
und traut ihnen keine Kompetenz
in Sachen Pflegepolitik zu –
Rechtspopulisten haben in der
Pflege keinen Platz. Eine Mehr-
heit wünscht sich die Vertretung
durch eine Selbstverwaltung.

Arbeitsbedingungen 
verbessern

Wie Andreas Westerfellhaus,
Präsident des Deutschen Pflege-
rates, bei der Eröffnung betonte,
werden im Herbst fast 3 Millio-
nen Pflegebedürftige und 4,5 Mil-
lionen pflegende Angehörige die
Wahl haben. Seine Forderung:
„Mit höchster Priorität muss von
der nächsten Bundesregierung
die Schaffung bestmöglicher Ar-
beitsbedingungen in der Pflege
angegangen werden. Das ist eine
entscheidende Zukunftsaufgabe.“ 

Kein Verständnis zeigte We-
sterfellhaus für die politische
Hängepartie in Sachen Pflegebe-
rufegesetz: „Ein Jahrzehnt lang
haben wir für eine qualitative
Neuordnung der Pflegeausbil-
dung gerungen, unzählige Mo-
dellvorhaben haben klare Ergeb-
nisse gebracht. Jetzt muss Schluss
sein mit der unsäglichen Diskus-
sion. Wer Pflege ernst nimmt,
muss jetzt handeln und das im
Kabinett bereits verabschiedete
Pflegeberufegesetz im Bundestag
verabschieden.“

Folgt man der Studie des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW), werden laut We-
sterfellhaus bis zum Jahr 2050
rund 1,5 Millionen Vollzeitkräfte
in der Pflege mehr benötigt. Im
Vergleich zu heute wäre das eine
Verdopplung des Personalbe-
darfs. Das Statistische Bundesamt
wiederum geht bis 2025 von ei-
nem zusätzlichen Bedarf an aus-
gebildeten Pflegekräften in Höhe
von 135.000 bis 214.000 Pflege-
vollzeitkräften aus. „Steuern wir
dem nicht mit einer deutlich ver-
besserten Attraktivität des Beru-
fes, wesentlich besseren Arbeits-
bedingungen und enormen An-
strengungen in der Frage, wie
Pflegebedürftigkeit verzögert wer-
den kann, entgegen, dann müssen
wir uns warm anziehen“, mahnte
der Präsident.  

Bundesgesundheitsminister
Hermann Gröhe wies darauf hin,
dass mit der Pflegereform die Un-
terstützung für Pflegebedürftige
und ihre Angehörigen mit zusätz-
lich rund 5 Mrd. Euro pro Jahr
verbessert worden sei. Durch die

Pflegestärkungsgesetze seien die
Leistungen der Pflegeversiche-
rung um mehr als 20 Prozent er-
höht worden. Die Hilfsangebote
könnten passgenau auf die kon-
krete Pflegesituation zugeschnit-
ten werden. Auch Demenzkranke
hätten nunmehr einen gleichbe-
rechtigten Zugang zu allen Lei-
stungen der Pflegeversicherung. 

Persönlicher Pflegeberater

Pflegebedürftige und ihre Fa-
milien haben Gröhe zufolge ei-
nen Anspruch darauf, von einem
persönlichen Pflegeberater bei Ih-
rer Pflegekasse betreut zu wer-
den. Um die Vereinbarkeit von
Familie, Pflege und Beruf zu ver-
bessern, hätten pflegende An-
gehörige jetzt einen Rechtsan-
spruch auf eine Familienpflege-
zeit und auf eine bezahlte Auszeit
von bis zu zehn Tagen. 

Pflegepersonaluntergrenzen

Eine gute Versorgung im Kran-
kenhaus setzt eine angemessene
Personalausstattung voraus. Des-
halb, so der Minister, sollen Kran-
kenhäuser und Krankenkassen
verpflichtet werden, Pflegeperso-
naluntergrenzen in Krankenhaus-
bereichen festzulegen, in denen
dies aus Gründen der Patientensi-
cherheit besonders notwendig ist
– etwa in Intensivstationen oder
im Nachtdienst. Diese Grenzen
dürften dann nicht unterschritten
werden. Die Vereinbarung soll
zum 1. Januar 2019 wirksam
werden. Gröhe: „Dies stärkt die
Pflege am Krankenbett, verbes-
sert die Arbeitsbedingungen der

Pflegekräfte und damit auch die
Patientenversorgung.“ 

Kommunalisierung 
der Pflege

Bestandteil des umfangreichen
und informativen Vortragspro-
gramms war das Thema „Kom-
munalisierung der Pflege“.
Selbständige Lebensführung und
Teilhabe im Alter sind von kom-
munalen Strukturen und den so-
zialen Netzwerken geprägt. Die
gesellschaftliche Aufmerksam-
keit richtet sich jedoch hauptsäch-
lich auf Leistungen für pflegebe-
dürftige Menschen im Sinne des
SGB XI. Angebote der Präventi-
on und Gesundheitsförderung zur
Erhaltung und Förderung eines
guten und selbstbestimmten Le-
bens im Alter sind noch nicht
selbstverständlicher Teil der kom-
munalen Sorge- und Unterstüt-
zungskultur. Welchen Beitrag
präventive Hausbesuche zur In-
novation kommunaler Senioren-
arbeit leisten können, wurde im
Vortrag von Anne Gebert, Deut-
sches Institut für angewandte
Pflegeforschung e.V., aufgezeigt.

Profilierungschancen

Neue Wege müssen beschritten
werden, um dem oft komplexen
Bedarf älterer Menschen mit
chronischen Gesundheitseinbu-
ßen zu begegnen. In lokalen Ge-
sundheitszentren werden präven-
tive, medizinische, pflegerische
und rehabilitative Leistungen ge-
bündelt. In ihrem Vortrag stellte
Prof. Dr. Doris Schaeffer, Institut
für Pflegewissenschaft Univer-
sität Bielefeld, die mit lokalen
Gesundheitszentren verbundenen
zahlreichen Profilierungschancen
für die Pflege dar und diskutierte
sie mit dem Publikum. DK

10. BayerischerArchivtag in Landshut:

Archive in der
Öffentlichkeit

Noch nie gab es so viele Kommunikationsmöglichkeiten wie heu-
te. Es scheint einfach, die Öffentlichkeit zu erreichen. Dies können
sich auch die Archive zunutze machen. Aber wen wollen sie kon-
kret ansprechen? Lässt sich der Erfolg der Aktivitäten messen?
Mit diesen und weiteren Fragen beschäftigte sich der 10. Bayeri-
sche Archivtag in Landshut, zu dem sich über 200 Archivarinnen
und Archivaren aus dem gesamten Bundesgebiet einfanden.

Eröffnet wurde die Veranstal-
tung mit der Verleihung des
Bayerischen Janus an Hans Krat-
zer, Redakteur der Süddeutschen
Zeitung. Bernd Sibler, Staatsse-
kretär im Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Bildung und Kultus,
Wissenschaft und Kunst, übergab
den Preis und würdigte Kratzers
wertvollen Beitrag für die öffent-
liche Wahrnehmung der bayeri-
schen Archive. 

Der Schwerpunkt von Kratzers
journalistischer Arbeit liegt Sibler
zufolge auf Archiven und ihrem
Schrift- und Kulturgut. In seiner
Berichterstattung spiegeln sich u.
a. die Vielfalt der bayerischen Ar-
chivlandschaft, ihre Forschungen
und Präsentationen wider. Krat-
zer richtet den Blick auf Ausstel-
lungen, Publikationen und die Di-
gitalisierung von Archivbestän-
den. Auch auf die Zusammenar-
beit von Archiven in Notfallver-
bünden und die Bedrohung histo-
rischer Dokumente durch den Pa-
pierzerfall macht er aufmerksam.
In besonderer Weise setzt er sich
mit der Rolle der Archive im Na-
tionalsozialismus auseinander.

Prof. Dr. Ulrich Raulff, Leiter
des Deutschen Literaturarchivs,
Marbach, befasste sich in sei-
nem Einführungsvortrag mit
dem Archiv und seinem Bild.
Ein hochkarätig besetztes Podi-
um diskutierte wiederum über
„Sinn und Zweck der Öffent-

lichkeitsarbeit“ in Archiven. 
Laut Moderatorin Renate Höp-

finger vom Archiv für Christlich-
Soziale Politik in München
schreitet die Entwicklung „unum-
kehrbar in Richtung digitales Ar-
chiv“ voran. Sich in der Welt der
Datenflut zurechtzufinden, sei je-
doch gerade für Archive eine
große Herausforderung, so Höp-
finger. Dr. Werner Lengger (Uni-
versitätsarchiv Augsburg) beton-
te, dass er nicht zuletzt aus Zeit-
mangel nichts davon halte, alles
online zu stellen, wie es in der
Schweiz gang und gäbe sei. Je-
doch erachtet er es als sinnvoll,
Fundmittel und Bestandsüber-
sichten öffentlich zu machen. 

Impulse für die 
junge Generation

Dr. Eva Moser vom Bayeri-
schen Wirtschaftsarchiv zufolge
stößt die junge Generation beim
Suchen in sozialen Netzwerken
auf verschiedenste Impulse, wes-
halb es für Archivare unklug sei,
nicht in sozialen Medien aktiv zu
sein. „Formen und Strategien der
Öffentlichkeitsarbeit“ standen des
Weiteren auf der Agenda des
Bayerischen Archivtags. Dabei
wurden unter anderem die koope-
rative virtuelle Ausstellung von
Archiven, Bibliotheken und Mu-
seen im Kulturportal Bavarikon
„Luther, Eck und die frühe Refor-

mation in Bayern“ sowie der Ein-
satz von „Social media“ im Ar-
chiv vorgestellt. Zuvor bereits
hatten sich Mitarbeiter aus Kom-
munalarchiven, Adels- und Pri-
vatarchiven, Kirchenarchiven,
Archiven an Hochschulen und
wissenschaftlichen Einrichtungen
sowie Archivpfleger getroffen.

Leitfaden

Eingebettet in den 10. Bayeri-
schen Archivtag war die 50. Jah-
restagung der Arbeitsgemein-
schaft bayerischer Kommunalar-
chive. In deren Rahmen wurden
Bewertungsempfehlungen der
Arbeitsgruppe „Archivische Be-
wertung“ präsentiert (kommunal-
archive-bayern.de/index.php?id
=591). Aufgabe des Arbeitskrei-
ses war es, einen Leitfaden zu
entwickeln, an dem sich Archive
bei der Übernahme von behördli-
chem Schriftgut im Rahmen der
Aussonderung orientieren kön-
nen. Die damit in den Blick ge-
nommene Bewertung des ange-
botenen Registraturgutes soll eine
erste Arbeitshilfe für die mit der
Archivierung betrauten Fachkol-
legen sein.

Die dort vermerkten Bewertun-
gen begreifen sich als Empfeh-
lungen. Lokale Gegebenheiten
und das jeweils beabsichtigte Ar-
chivprofil wie auch die Größe der
Kommune und ihres Archivs
können weitere ausschlaggeben-
de Bewertungskriterien sein. Die
in den Kommunen gepflegten
Ablagegewohnheiten zwingen
unter Umständen auch zur Prü-
fung von Aktengruppen, die in
der Regel nicht archivwürdiges
Schriftgut erwarten lassen (z.B.
gesammelte Rechtsgrundlagen
mit ergänzenden individuellen
und damit archivwürdigen Stel-
lungsnahmen). DK

„Siebener“ sichern heute
noch den Grenzfrieden
Heimatminister Söder empfing 3.500 Feldgeschworene 
in der Frankenhalle / Ältestes kommunales Ehrenamt

Als Mittler zwischen Bürger und Vermessungsverwaltung tragen
die rund 26.000 Feldgeschworenen in Bayern zum nachbarschaft-
lichen Frieden bei. „Zusammen mit den Ämtern für Digitalisie-
rung, Breitband und Vermessung sichern die Feldgeschworenen
die über 80 Millionen Grenzpunkte in Bayern“, hob Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder vor rund 3.500 Feldgeschwore-
nen beim „Tag der Feldgeschworenen“ in Nürnberg hervor.

Nach den Worten des Ministers
leisten sie einen Beitrag zur Bil-
dung von mehr als 30.000 bebau-
ungsfähigen Grundstücken für
Wohnen und Gewerbe im Jahr
und stärken so den Wirtschafts-
standort Bayern. Die Feldge-
schworenen sind fester und wich-
tiger Bestandteil der bayerischen
Vermessungslandschaft. Darauf
wollen wir auch in Zukunft nicht
verzichten“, so Söder. „Grenzen
sind nur dann etwas wert, wenn
sie erkennbar sind und wenn sie
eingehalten werden. Diese wert-
volle friedensstiftende Einrich-
tung der ´Hüter der Grenzen` hat
sich bis heute erhalten. Das ver-
dient großen Respekt“, so Söder. 

Traditionsreiches, 
modernes Ehrenamt

Seit rund 600 Jahren engagie-
ren sich Bürger im ältesten kom-
munalen Ehrenamt als Feldge-
schworene. Die Feldgeschwore-
nen, auch „Siebener“ genannt, ar-
beiten mit Bürgern, Kommunen
und der bayerischen Vermes-
sungsverwaltung zusammen. Die
Feldgeschworenen kümmern sich
um Bestand und Erhalt der Grenz-
zeichen. Mehr als 250.000 Ab-
markungen jährlich führen sie zu-

sammen mit den Vermessungs-
ämtern bei Wind und Wetter
durch. Das traditionsreiche und
moderne Ehrenamt ist tief in der
Gesellschaft und in der kulturel-
len Identität unseres Landes ver-
ankert. Söder: „Das Institut der
Feldgeschworenen zählt zum im-
materiellen Kulturerbe unserer
Heimat Bayern.“

Daten mit Raumbezug

Früher wie heute sind die be-
deutendsten Daten jene mit
Raumbezug. Früher gaben die
Landkarten der Herrscher Aus-
kunft über Herrschaftsgebiet, Fes-
tungen und Bodenschätze. Die
Geodaten heute bilden für Bürger
und Verwaltung das Land in vie-
len Facetten ab. Mittlerweile ha-
ben 80 Prozent der Daten Raum-
bezug, sind also Geodaten. Diese
Daten werden immer stärker wie
selbstverständlich genutzt, etwa
auf dem Handy und Smartphone,
in Navigationsgeräten von Schif-
fen, Flugzeugen und Autos sowie
bei der Berechnung von Förder-
maßnahmen in Naturschutz und
der Landwirtschaft. Die bayeri-
sche Vermessungsverwaltung er-
hebt eine große Bandbreite an

(Fortsetzung auf Seite 4)
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inlandsprodukt (BIP) stieg 2016
in Bayern um 2,1 % und liegt da-
mit über dem Bundesdurchschnitt
von 1,9 %. Im 20-Jahres-Ver-
gleich liegt Bayern nach Aigners
Worten ganz klar an der Spitze al-
ler Bundesländer. Seit 1996 habe
die Wirtschaftsleistung im Frei-
staat um 48,1 % und damit deut-
lich mehr als überall sonst im
Bundesgebiet zugelegt. „Bayern  
ist und bleibt der Wachstumsmo-
tor Deutschlands.“ 
Nominal erwirtschaftete der Frei-
staat 2016 ein Bruttoinlandspro-
dukt von 568 Mrd. Euro, was 
18,1 % am gesamtdeutschen BIP
von 3,13 Bill. Euro ausmacht.

Der Brexit wirft 
seine Schatten voraus

Im zweiten Halbjahr 2016 war
ein vergleichsweise geringeres
Wachstum zu verzeichnen als im
ersten Halbjahr, in dem es mit 
3,3 % ein überdurchschnittliches
Plus gegeben hatte. Dieser Rück-
gang resultiere aus den Folgen
des Brexit und daraus, dass insbe-
sondere weniger Fahrzeuge in die
USA exportiert werden konnten.
Im Berichtsjahr erzielte Bayern
mit Ausfuhren von 182,8 Mrd.
Euro und Einfuhren von 166,0
Mrd. Euro einen Ausfuhrüber-
schuss von 16,8 Mrd. Euro.

Diese Entwicklung zeige deut-
lich, so die Ministerin, dass freier
Handel für Bayern von entschei-
dender Bedeutung sei. Es gelte
deshalb, sich schnell Klarheit zu
verschaffen über die künftigen
Wirtschaftsbeziehungen zu Groß-
britannien und die Folgen der
protektionistischen Absichten von
US-Präsident Trump. Zugleich
müssten die Wirtschaftsbeziehun-
gen zu anderen Ländern gepflegt
und ausgebaut werden. Die EU
müsse weitere Freihandelsab-
kommen nach dem Vorbild von
CETA, dem Abkommen mit Ka-
nada, aushandeln.

In dem international volatilen
Umfeld sei eine wirtschaftsfreund-
liche Politik, die auf die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen ausge-
richtet sei und die Unternehmen
wettbewerbsfähig halte, wichti-
ger denn je. 

Auf dem bayerischen Arbeits-
markt sieht es gut aus. Die Ar-

beitslosenquote war im Berichts-
jahr mit 3,5 % so niedrig wie
noch nie. Der Freistaat hat die ge-
ringste Quote bundesweit. Im
Bundesdurchschnitt betrug sie
6,1 %. In 40 % der bayerischen
Landkreise und kreisfreien Städte
herrsche faktisch Vollbeschäfti-
gung mit Quoten unter 3 %. 

So viele Arbeitsplätze wie zur-
zeit habe es in Bayern noch nie
gegeben. Mit 5,3 Mio. sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftig-
ten im Jahresdurchschnitt sei ein
neuer Höchststand erreicht wor-
den. Und die Zahlen aus den er-
sten beiden Monaten 2017 deute-
ten darauf hin, dass es auch so er-
folgreich weitergehe. Bayerns Ar-
beitsmarkt sei robust und aufnah-
mefähig, betonte die Ministerin. 

Besonders erfreulich sei, dass
die Spreizung der Arbeitslosen-
quote zwischen den sieben baye-
rischen Regierungsbezirken seit
2004 von 3,8 auf nur mehr 1,1
Prozentpunkte abgenommen ha-
be. Aigner sieht darin den Beweis
einer gelungenen Strukturpolitik.

Den wirtschaftlichen Erfolg
Bayerns untermauerte Aigner u.a.
mit den Patentanmeldungen,
denn 2016 stammte mit 32,7 %
fast jedes dritte aller neuen Paten-
te in Deutschland aus Bayern,
„was die überdurchschnittliche
Innovationstätigkeit bayerischen
Unternehmen zeigt“. 

Globalisierung und 
Digitalisierung im Fokus

Für die Zukunft komme es dar-
auf an, die Unternehmen fit zu
machen für die schnellen Verän-
derungen durch Globalisierung
und Digitalisierung. Diesen Her-
ausforderungen müsse man an-
ders begegnen als mit der Zu-
rücknahme der Agenda 2010,
was nur zu mehr Arbeitslosigkeit
und höheren Lohnzusatzkosten
führe, staatliche Mittel vergeude
und dafür sorge, „dass unsere So-
zialsysteme noch weniger den
künftigen demographischen Her-
ausforderungen gewachsen sind“.

Soziale Probleme müssten
zielgenau bekämpft werden, in-
dem man etwa die Chancen von
Kindern aus sozial schwachen
Familien erhöht, künftige Alters-
armut durch möglichst durch-
gängige Beschäftigung bekämpft,

Alleinerziehende entlastet und
für bezahlbaren Wohnraum sorgt
durch Förderung des sozialen
Wohnungsbau und Schaffung
von Anreizen für Investoren.

Aigner wandte sich gegen noch
mehr Umverteilung. Im interna-
tionalen Vergleich der OECD-
Länder verteile Deutschland oh-
nehin überdurchschnittlich viel
um, wobei die Hauptlast von den
mittleren Einkommensschichten
getragen werde. Es sei ein Irrtum
zu glauben, dass mehr Umvertei-
lung zu mehr sozialer Gerechtig-
keit führt. 

Unternehmen müssen 
stärker entlastet werden

Neue Arbeitsplätze entstünden
vor allem durch wettbewerbsfähi-
ge Produkte und Dienstleistun-
gen. Um hierfür investieren zu
können müssten die Unterneh-
men stärker entlastet werden,
zum Beispiel durch eine Steuerre-
form. Am dringendsten sei die
Einführung einer steuerlichen
Förderung von Forschung und
Entwicklung (FuE). Als einer der
wenigen OECD- und EU-Mit-
gliedsstaaten verfüge Deutsch-
land noch immer nicht über eine
FuE-Förderung. In der EU sei sie
praktisch Standard.

Um die Gründung neuer Unter-
nehmen zu befördern, möchte
Aigner die finanziellen Risiken
der Investoren verringern, damit
private Kapitalgeber stärker in
Start-ups investieren. „Wir brau-
chen mehr Wagniskapital, denn
eine Finanzierung durch Bank-
kredite funktioniert oft nicht.“
Fördern möchte sie auch Investi-
tionen in die Digitalisierung, in-
dem man die Grenze für die So-
fortabschreibung geringwertiger
Wirtschaftsgüter möglichst über
800 Euro hinaus erhöht.

Die mittelständische Wirtschaft
mit ihren vielen familiengeführten
Betrieben, „von denen Deutsch-
land und Bayern leben und die
uns in der Finanzkrise vor größe-
ren Verwerfungen geschützt ha-
ben“, müsse unbedingt erhalten
werden, auch dann, wenn ein Ge-
nerationenwechsel bevorsteht.
Deshalb wünscht sich die CSU-
Politikerin, die Erbschaftsteuer zu
regionalisieren und in Bayern
ganz abzuschaffen. dhg

Bayerns Wirtschaft ...
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mit Entwicklungsgeldern allein
sind die Herausforderungen nicht
zu stemmen“.

Der Entwicklungsminister setzt
mit Investitionen in Bildung und
Ausbildung auf Afrikas Jugend.
Vor allem bei der beruflichen Bil-
dung hätten deutsche Unterneh-
men enorm viel zu bieten – Stich-
wort duale Ausbildung. Müller:
„Wir setzen auf Reformpartner-
schaften und auf Wirtschaftsent-
wicklung: Wir wollen mehr ‚Ma-
de in Africa‘ möglich machen –
und das braucht Investitionen in
Infrastruktur: Strom, Wasser,
Straßen, Industrie. Und wir wol-

Marshallplan mit ...
len, dass mehr deutsche Unter-
nehmen in Afrika investieren,
denn dort ist noch echtes Wachs-
tum nötig.“ 

Win-win-Situation 
für deutsche Partner

Afrika benötige Schulen, Kran-
kenhäuser, Straßen, Stromversor-
gung, Recycling, Industrie, land-
wirtschaftliche Verarbeitung. Mit
neuen Instrumenten soll deshalb
das Risiko für sinnvolle Investi-
tionen abgefedert werden. Gefor-
dert sei eine Entwicklungspolitik
in neuen Dimensionen und auf ei-
ne neue Art. „Sie muss klare An-
sagen machen und konsequente
Unterstützung bieten“, so Müller.
„Dies schafft letztlich auch für
deutsche Firmen eine Win-win-
Situation.“

Konkretes Beispiel: Baumwol-
le ist eines der wichtigsten Ex-
portgüter Burkina Fasos. Mit
deutscher Unterstützung sollen
die Produktivität, die Qualität und
die Arbeitsstandards auf den
Plantagen verbessert werden.
Bisher finden nur der Anbau und
der erste Schritt der Weiterverar-
beitung der Baumwolle, die Ent-
kernung, im Land statt. Gemein-
sam mit deutschen Investoren
will die deutsche Entwicklungs-
politik dafür sorgen, dass auch die
Faser und der Stoff in Burkina
Faso hergestellt werden.

Die Zukunft liegt 
im ländlichen Raum

Fakt ist: Im ländlichen Raum
liegt die Zukunft Afrikas. Er darf
nicht zum Verlierer der Globali-
sierung werden. Fortschritte ein-
zelner Länder dürfen nicht durch

entfesselte und unregulierte
Marktkräfte oder aber verzerren-
de Agrarsubventionen konterka-
riert werden. Finanzinvestitionen
in Agrarmärkte sollten transpa-
rent und reguliert erfolgen. 

Spekulationen bei drohenden
globalen Nahrungspreiskrisen
müssen Müller zufolge unterbun-
den werden. Gleichzeitig müssen
die afrikanischen Länder die ih-
nen gewährten handelspoliti-
schen Möglichkeiten nutzen, um
ihre Märkte zu schützen und eine
konkurrenzfähige Agrar- und Er-
nährungswirtschaft aufzubauen.
Abhängigkeiten sind zu verrin-
gern, Unabhängigkeiten zu stär-
ken. Dies könne mit einer welt-
weiten Vereinbarung eines zoll-
und quotenfreien Marktzugangs
für alle am wenigsten entwickel-
ten Länder gefördert werden.

Konsumverhalten ändern

Die Globalisierung verknüpfe
die Lebensbedingungen der Men-
schen unmittelbar. Die Produkti-
on und der Konsum von Agrar-
produkten hätten einen erhebli-
chen Einfluss auf die ökologi-
schen und sozialen Verhältnisse
in Afrika. Noch immer lebten die
meisten Kakaobauern unterhalb
der Armutsgrenze. Nur sechs Pro-
zent des Kakaopreises komme
bei ihnen an. Der Minister plä-
dierte daher für „neue Wege für
nachhaltige agrarische Wert-
schöpfungsketten und eine Ver-
besserung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen vor Ort“. 

Auch müsse sich das Konsum-
verhalten ändern. Information
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verbrauch zu kontrollieren. Die
anderen Unternehmen der Da-
seinsfürsorge wie zum Beispiel
Verkehrsbetriebe oder die Müll-
abfuhr könnten durch digitalisier-
te Datenauswertung ihr Angebot
individueller und kostengünstiger
gestalten, so die Bundeskanzlerin.

Verantwortung für
zügigen Netzausbau

Bundesfinanzminister Dr. Wolf-
gang Schäuble zufolge tangiert
staatliche Förderung in einem pri-
vatwirtschaftlich organisierten In-
frastrukturbereich immer auch
den Wettbewerb. In diesem Span-
nungsfeld müssten alle Beteilig-
ten in gemeinsamer Verantwor-
tung für einen zügigen Netzaus-
bau den besten Weg ausloten.
Nicht nur beim Breitbandausbau
stünden kommunale und private
Unternehmen wieder zunehmend
im Wettbewerb. Daseinsvorsorge
insgesamt sei auch ein Betäti-
gungsfeld der Privatwirtschaft.
„Welche Arbeitsteilung zwischen
privaten und kommunalen Unter-
nehmen – oder ganz grundsätz-
lich – zwischen ‚privat und Staat‘
gelten soll, diese Frage dürfte uns
auch in Zukunft weiter beschäfti-
gen“, erklärte Schäuble.

Nachbarschaftshilfe 
im globalen Dorf

Nach den Worten von Bundes-
entwicklungsminister Dr. Gerd
Müller ist Entwicklungspolitik
heute nicht mehr Politik für ferne
Länder, sondern Nachbarschafts-
hilfe im globalen Dorf. „Dafür
brauchen wir die Kommunen und
ihre Unternehmen. Sie sind die
Praktiker und können Hilfe direkt
dorthin bringen, wo sie gebraucht
wird. Deshalb fördern wir das
entwicklungspolitische Engage-
ment deutscher Städte und Ge-
meinden und kommunaler Unter-
nehmen in Entwicklungsländern.
Schon jetzt arbeiten wir mit 40
solcher Unternehmen zusammen,
vor allem in Tunesien, aber auch

in Marokko und Jordanien. Ich
setze mich dafür ein, dass auch
die Bundesländer das entwick-
lungspolitische Engagement kom-
munaler Unternehmen noch stär-
ker unterstützen.“

„Klare „Startvorteile“ für Stadt-
werke erkannte Bundeswirt-
schaftsministerin Brigitte Zypries
bei der Digitalisierung im Gebäu-
debereich. Diejenigen Stadtwer-
ke, die kommunalen Wohnungs-
bau betreiben, hätten dadurch die
Chance, unter dem Stichwort
Smart Home einen großflächigen
Ansatz zu verfolgen. Smart Home
biete Stadtwerken große Schnitt-
mengen über das bloße Ablesen
von Zählerständen hinaus. Neben
der Möglichkeit, durch Digitali-
sierung laufende Kosten zu sen-
ken, sollten Unternehmen hier
über die Kundenbindung die Ent-
wicklung neuer Geschäftsmodelle
stärker vorantreiben, appellierte
Zypries an die versammelten
Stadtwerke-Vertreter.

In drei Fachforen wurden The-
men wie der Arbeitsmarkt der Zu-
kunft, Ressourcenschutz und die
Digitalisierung der Kommunal-
wirtschaft besprochen. Darüber
hinaus wurde der VKU-Innova-
tionspreis für zukunftsweisende
Projekte verliehen, der in der Ka-
tegorie Kommunale Abfallwirt-
schaft und Stadtreinigung an den
Abfallwirtschaftsbetrieb Mün-
chen (AWM) ging. 

Müllfahrzeug Light II

Gemeinsam mit den Firmen
Mercedes Benz, Faun und Zöller
hat der AWM ein „Müllfahrzeug
Light II“ entwickelt, das mit ei-
nem deutlich geringeren CO2-
Ausstoß als herkömmliche Müll-
sammelfahrzeuge aufwartet. We-
niger Geld für Kraftstoffe, mehr
Sicherheit durch innovative Tech-
nik und zwölf Großbehälter mehr
wirken sich auch positiv auf die
Gebührenstabilität aus. Der näch-
ste Schritt ist schon im Blick: Der
AWM will nun einen Prototyp
mit Hybridtechnologie ausstatten
und im Einsatz erproben. DK

Kommunalwirtschaft ...

und Aufklärung seien die Grund-
lage hierfür. Faire und umwelt-
schonende Lieferketten müssten
durch glaubwürdige Umwelt-
und Sozialsiegel auf den ersten
Blick für jeden erkennbar sein.

„Eine Welt ohne Hunger ist
möglich“, zeigte sich Müller
überzeugt. „Helfen wir nicht,
wird eine neue Völkerwanderung
einsetzen.“ Um jedem Menschen
auf der Welt das Überleben zu si-
chern, müssten ca. 20 Milliarden
Euro aufgewendet werden. Be-
trachte man zum Vergleich den
derzeitigen US-Verteidigungsetat
in Höhe von 550 Milliarden
Dollar, so sei dies alles andere als
eine astronomisch hohe Summe.

Ein reicher Kontinent

Afrika als reicher Kontinent
verfüge über erhebliche Land-
und landwirtschaftliche Ressour-
cen und habe damit das Potenzial,
um alle dort lebenden Menschen
versorgen zu können. Armut,
Hunger, Mangelernährung und
Not könnten in einem Jahrzehnt
überwunden werden. Afrika ver-
fügt darüber hinaus über 15 Pro-
zent der weltweiten Ölvorkom-
men, 40 Prozent der Goldreser-
ven, 80 Prozent der Platinmetalle
und die größten Anbauflächen
der Welt.  

Zur wirtschaftlichen Entwick-
lung Afrikas gibt es laut Müller
für Europa keine Alternative. 20
Prozent der in Industrieländern
lebenden Menschen verbrauchten
derzeit 80 Prozent der Ressour-
cen, die zum erheblichen Teil aus
Afrika kämen. DK

„Siebener“ ...
(Fortsetzung von Seite 3)
Geodaten und macht diese mit
dem amtlichen Siegel – flächen-
deckend und zuverlässig – durch
Internetdienste für jeden verfüg-
bar. Luftbilder, Amtliche Topo-
graphische Karten und Digitale
Geländemodelle sind wertvolle
Planungshilfen für die Kommu-
nen. Der für jedermann online zu-
gängliche BayernAtlas ist eine
aktuelle Orientierungshilfe für die
Bürger. 3-D-Gebäudemodelle
und die neuen Möglichkeiten der
3-D-Visualisierung am Bild-
schirm oder durch 3-D-Drucker
ergeben ganz neue Möglichkeiten
in der Bauleitplanung und Bür-
gerbeteiligung. 

Im Rahmen der Veranstaltung
in der Frankenhalle in Nürnberg
ehrte Söder Feldgeschworene aus
ganz Bayern für ihren 50- bzw.
60-jährigen ununterbrochenen
und verantwortungsvollen Dienst
an der Gemeinschaft. 

Versicherung gegen
Elementarschäden
Ilse Aigner: „Schulterschluss von Versicherungsbranche, 

Kommunen und Wirtschaftskammern für eine 
bessere Absicherung der Bürger gegen Naturgefahren“ 

Die Staatsregierung ermuntert die Bürger, sich selbst gegen Ele-
mentarschäden bei Naturkatastrophen zu versichern. Hierzu hat
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner mit der Versicherungsbranche,
den kommunalen Spitzenverbänden, den Kammern der gewerb-
lichen Wirtschaft, den Verbänden der bayerischen Kreditwirt-
schaft und den Verbänden der privaten Wohnungseigentümer ei-
ne gemeinsame Vereinbarung ausgearbeitet. 

Ziel ist, die Immobilieneigentü-
mer in Bayern für die Gefahren
und Risiken von Elementarscha-
denereignissen zu sensibilisieren
sowie über die Möglichkeiten
und die Notwendigkeit eines um-
fassenden Versicherungsschutzes
zu informieren.

Zunehmende Bedrohung
durch extreme 
Wetterereignisse 

Wirtschaftsministerin Aigner:
„Extreme Wetterereignisse stellen
eine zunehmende Bedrohung für
Menschen und Sachwerte, wie
insbesondere Gebäude, in Bayern
dar. Die schweren Unwetter im
vergangenen Jahr haben in Sim-
bach am Inn Menschenleben ge-
fordert. Außerdem sind vielerorts
sehr hohe Sachschäden entstan-
den. Aufgrund der sich verän-
dernden klimatischen Bedingun-
gen werden Starkregenereignisse
und Hochwasser in der Zukunft

deutlich zunehmen. Die Bevölke-
rung und die Unternehmen in
Bayern müssen auf diese Verän-
derungen und auf die deutlich zu-
nehmenden Risiken frühzeitig
reagieren. Aus diesem Grund
muss eine umfassende Absiche-
rung des Eigentums auch eine
Versicherung gegen Elementar-
schäden umfassen. Ich habe zu-
sammen mit den Partnern der
Elementarschadenkampagne eine
gemeinsame Vereinbarung ausge-
arbeitet.“

Bestandteil dieser Vereinba-
rung ist die Ankündigung der
Staatsregierung, Anpassungen bei
den Finanzhilfen nach Naturkata-
strophen vorzunehmen. Ab dem
Stichtag zum 1. Juli 2019 werden
keine finanziellen Unterstützun-
gen in Form von Soforthilfen
mehr gewährt, wenn die eingetre-
tenen Schäden versicherbar wa-
ren. Unbeschadet davon bleiben
Härtefallregelungen im Einzel-
fall.

Söder: Staatsregierung half
schnell und unbürokratisch

Finanzminister Dr. Markus Sö-
der betonte: „Nach den starken
Überschwemmungen zwischen
Mai und Juli 2016 hat die Bayeri-
sche Staatsregierung schnell und
unbürokratisch geholfen. Dies
war richtig und wichtig. Allein
aus dem Hilfsprogramm des Fi-
nanzministeriums wurden bislang
über 30 Millionen Euro Sofort-
geld und Soforthilfen ausgezahlt.
Zusammen mit den Hilfspro-
grammen der anderen Ressorts
beträgt der aktuelle Auszahlungs-
stand über 57 Millionen Euro.“

Staatliche Hilfen bei Naturka-
tastrophen sollten aber nicht dazu
führen, dass bewusst vom Ab-
schluss von Elementarschaden-
versicherungen abgesehen und
stattdessen auf den Staat vertraut
wird, sagte Söder weiter. Es sei
nicht Aufgabe des Staates, als ei-
ne Art „Ersatzversicherer“ zu fun-
gieren, zumal ein Versicherungs-
schutz gegen Elementargefahren
in über 99 Prozent der Fälle zu
tragbaren Prämien möglich sei.
Für die meisten Hausbesitzer ko-
ste der Versicherungsschutz unter
100 Euro im Jahr.

Versicherungsschutz prüfen

Die Staatsregierung fordert alle
Bürgerinnen und Bürger in Bay-
ern nachdrücklich dazu auf, den
eigenen Versicherungsschutz zu
überprüfen und sich gegen die
immer häufiger auftretenden Na-
turkatastrophen zu versichern.
Wie die Ereignisse des letzten
Jahres deutlich vor Augen geführt
haben, können existenzbedrohen-
de Überschwemmungen nach
massiven Starkregenereignissen
überall in Bayern auftreten. Die
Versicherung gegen Elementar-
gefahren darf daher nicht davon
abhängig gemacht werden, ob
sich in der Nähe einer Immobilie
ein Gewässer befindet.

Gegebenenfalls bestehende In-
formationsdefizite in der Bevöl-
kerung über Naturgefahren wer-
den durch die umfassende Infor-
mationskampagne der Partner der
Initiative beseitigt. Wie in ande-
ren Lebensbereichen gelten die
Grundsätze der Eigenverantwor-
tung und Eigenvorsorge, basie-
rend auf einer guten Informati-
onslage, auch im Bereich der Vor-
sorge gegen Elementargefahren.
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Die neu entwickelten Fachverfahren auf Basis der SYNERGO®-Produktge-
neration überzeugen nicht nur durch den Einsatz modernster Technolo-
giestandards, sondern sind durch einheitliche Bedienkonzepte schnell 
erlernbar. Der Name ist Anspruch und Programm: Synergien über alle Fach-
bereiche hinweg. Überzeugen auch Sie sich, wie teamfähig und integrativ 
der Verwaltungs- und Bürgerbüro-Arbeitsplatz der Zukunft ist.

Toptrends der CeBIT 2017
Die diesjährige CeBIT in Hannover machte die rasant fortschrei-
tende Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft erlebbar
wie nie: vom Kleinbus, der dank künstlicher Intelligenz die Fra-
gen von Passagieren beantwortet, über Drohnen, die Inspektionen
an Industrieanlagen durchführen können bis zur Smart City mit
ressourcenschonender Infrastruktur und neuartigen Dienstlei-
stungen für den Bürger. 

Ein ganzes Feuerwerk an tech-
nischen Innovationen entfachte
das diesjährige Partnerland Japan,
das mit rund 120 Unternehmen
auf 7 200 Quadratmetern Ausstel-
lungsfläche vertreten war – der
größte Länderpavillon in der Ge-
schichte der CeBIT. Ausrufezei-
chen im Programm der CeBIT
setzten auch die Global Confe-
rences mit mehr als 200 Spre-
chern auf drei Bühnen, darunter
der führende japanische Robotik-
Forscher Hiroshi Ishiguro, KI-Vi-
sionär Ray Kurzweil, der für die
nächsten 15 Jahre die Verschmel-
zung von Mensch und Maschine
voraussagt, und Social-Media-
Spezialist Michal Kosinski mit
provokanten Einschätzungen
zum Thema Psycho-Targeting 
im Vorfeld politischer Wahlent-
scheidungen. 

Der amerikanische Whistleblo-
wer Edward Snowden, der aus
seinem russischen Exil per Live-
Video zugeschaltet wurde, erklär-
te, dass es dank der fortschreiten-
den Ausbreitung von Verschlüs-
selungstechnologien für Angrei-
fer inzwischen schwieriger sei, an
Daten zu kommen. Doch das
„goldene Zeitalter für Geheim-
dienste“ bleibe Realität. 

Internet of Things: Das
neue Business-Universum 

Die intelligente Vernetzung
von Maschinen, Infrastrukturen
und Produkten der verschieden-
sten Anwendungswelten ebnet
Unternehmen den Weg in die di-
gitale Transformation. Wie weit
die Entwicklung im Internet of
Things bereits fortgeschritten ist,
machte die CeBIT 2017 mit ein-
drucksvollen Showcases erlebbar
– beispielsweise zum Thema Au-
tonomes Fahren. So konnten die
Besucher bei Vodafone sehen,
wie Fahrzeuge über die neue
Technologie LTE-V2X direkt
miteinander kommunizieren kön-
nen, damit Unfälle vermieden
werden. Die stromsparende Tech-
nik Narrowband-IoT, die bei-
spielsweise die Deutsche Tele-
kom zur Vernetzung von Wohn-
und Geschäftsgebäuden vorstell-
te, war ebenso ein Fokusthema
wie der kommende Mobilfunk-
standard 5G, der ab dem Jahr
2020 Milliarden von Maschinen
und physischen Produkten den
Datenaustausch in Echtzeit er-
möglichen soll.

Wie der Energiespeicher Po-
werwall in einem vernetzten
Haus zum Aufladen von Elektro-
fahrzeugen genutzt werden kann,
demonstrierte der E-Mobility-Pio-
nier Tesla auf der CeBIT. Und
SAP zeigte am Beispiel eines
Flughafenmodells, dass sich die
Abläufe an einem Airport in Echt-
zeit auswerten lassen, um flexibel
reagieren zu können – von der
Warteschlange an der Sicherheits-
schleuse über die Bewegungen
auf dem Flugfeld bis zu den An-
gebotsregalen der Shops. 

Der Public Sector Parc machte
deutlich, wie die Öffentliche Ver-
waltung Daten, die über das IoT
gewonnen wurden, vermarkten
oder per Serviceportal an die Bür-
ger weitergeben kann – beispiels-
weise zur Feinstaubbelastung in
einer bestimmten Straße. Auch
der Gewinner des diesjährigen
CeBIT Innovation Awards
kommt aus dem IoT-Umfeld:
Hinter der cleveren Smartphone-
App von Plantix steht eine um-
fangreiche Datenbank, die bei
Nutzpflanzen einen Schädlings-
befall oder Nährstoffmangel
sichtbar macht.

Künstliche Intelligenz und
selbst lernende Systeme waren
weitere Megatrends der diesjähri-

gen CeBIT. Vor allem Aussteller
aus Japan, das als führende Robo-
tik-Nation gilt, zeigten den aktu-
ellen Stand der Entwicklung.
Highlights waren ein humanoider
Roboter von Fujisoft, der in Fern-
ost bereits in Seniorenresidenzen
eingesetzt wird, und ein industri-
eller Roboterarm von Yaskawa,
der eine flexible Interaktion mit
der Umgebung ermöglicht. 

Zu den gravierendsten IoT-
Sicherheitsbedrohungen zählen
unzureichend geschützte Verbin-
dungen zwischen Maschinen und
dem Web. Airbus Cybersecurity
stellte auf der CeBIT ein sicheres
Konzept für die Fernwartung mit
umfangreichen Überwachungs-
funktionen vor. Aussteller wie
Cisco, Kaspersky Lab oder Trend
Micro präsentierten ebenfalls
neue Produkte zum Thema Da-
tensicherheit, beispielsweise für
die vernetzte Produktion, Smarte
Städte sowie Unternehmen aus
dem Mittelstand, die zunehmend
ins Visier von Hackergruppierun-
gen geraten. 

Für große Aufmerksamkeit
sorgte das „Haunted House“ von
Sophos: Ein nachgebautes Smart
Home machte ersichtlich, wie
Cybergangster Haushaltsgeräte
wie einen Kühlschrank, eine Hei-
zung mit digitaler Steuerung oder
eine Videoüberwachungskamera
angreifen können, wenn nicht
rechtzeitig Vorkehrungen getrof-
fen werden. Der Präsident des
Bundeskriminalamts, Holger
Münch, mahnte bei seinem Ce-
BIT-Auftritt eine stärkere interna-
tionale Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung der Internetkrimina-
lität an und zog einen plakativen
Vergleich mit dem Fußballsport:
Bei der Aufklärung solcher
Straftaten agiere man teilweise
noch wie eine Jugendmannschaft
– „aber wir müssen in die Cham-
pions League!“.

Cloud Computing:
Alles aus der Wolke

Ob Unternehmen, Anlagen
oder Produkte: Cloud Computing
vernetzt alles mit allem und
macht das Internet der Dinge erst
möglich. Auf der CeBIT standen
neben cloudbasierten Diensten
für Unternehmensprozesse aller
Art wegen der bevorstehenden
Abschaltung von ISDN beson-
ders Lösungen aus dem Bereich
Unified Communication as a Ser-
vice im Vordergrund, die sämtli-
che Kommunikations-Tools in
der Cloud bereitstellen, die Pro-
duktivität der Mitarbeiter erhöhen
und Kostenvorteile bringen. 

Eine komplette Messehalle be-
legte der Bereich Unmanned Sy-
stems & Solutions. Die große
Flugarena zeigte live die vielver-
sprechendsten Einsatzmöglich-
keiten der smart vernetzten Flug-
körper zu Lande, zu Wasser und
in der Luft. Dabei reichten die
vorgestellten Anwendungen von
der Logistik über die Vermes-
sungstechnik bis zum Einsatz in
Katastrophengebieten. 

So präsentierte der chinesische
Hersteller Yuneec einen Flugro-
boter, der selbstständig Hinder-
nisse erkennt und ihnen aus-
weicht, während ein weiteres
Modell von Globe UAV Luftbil-
der in einem Radius von 30 Kilo-
metern sammeln kann – dank
Nachtsichtfunktion auch bei
Dunkelheit. In direkter Nachbar-
schaft zu den Drohnen konnten
sich CeBIT-Besucher über das
Potenzial der Trend-Technologi-
en Augmented & Virtual Reality
für Industrie, Handel und Tou-
ristik informieren und sich mit
den Anbietern professioneller Bu-
sinesslösungen vernetzen. 

Auch im Bereich Research &
Innovation gab es spannende VR-
Anwendungen für die Industrie
zu sehen: Die Westsächsische
Hochschule Zwickau stellte einen
Schutzhelm mit integrierter Da-
tenbrille vor, der mit Warnhinwei-
sen die Sicherheit von Stahlarbei-
tern verbessern soll. Und Fraun-
hofer-Forscher haben ein Verfah-
ren entwickelt, das große CAD-
Modelle, die nicht auf ein gängi-
ges Endgerät passen, mit Internet-
technologie in der erweiterten
Realität sichtbar macht. 

Auch in vielen weiteren Berei-

chen untermauerte die CeBIT
2017 ihre Bedeutung als weltweit
wichtigste Veranstaltung für die
Digitalisierung. So war in Hanno-
ver das revolutionäre Elektroauto
e.GO Life zu sehen, das auf dem
Campus der RWTH Aachen in
durchgehend digitalisierten Pro-
zessen entwickelt wurde und bald
für rund 16.000 Euro in Serie ge-
baut werden soll. 

Realität für CeBIT-Besucher
wurde dagegen schon eine andere
Vision: die Fahrt mit einem chauf-
feurlosen Bus über Teile des Mes-
segeländes. Das „Smart Shuttle“
der Schweizer Post machte den
ersten aufregenden Ausflug in die
Zukunft des vollautonomen Fah-
rens möglich. 

AKDB auf der CeBIT:

Synergien für Kommunen,
Bürger und Wirtschaft

Innovationen auf der CeBIT: Für den Bürgerbüro-Arbeits-
platz der Zukunft hat die AKDB ihre neue Produktgeneration 
SYNERGO® weiterentwickelt. Mit der integrativen Arbeitsum-
gebung lässt sich ein Großteil aller gängigen Bürgeranliegen im
Publikumsverkehr schnell und effizient erledigen. Am Stand des
Bundesinnenministeriums konnten sich Messebesucher zudem da-
von überzeugen, wie übergreifend man digitale Servicekonten bei
seiner Behörde nutzen kann. 

Mit dem Unternehmenskonto,
der digitalen Identität für juristi-
sche Personen, sind Mitarbeiter
von Unternehmen in der Lage, di-
gital verbindlich gegenüber der
Behörde tätig zu werden. So kön-
nen Vermieter, zum Beispiel
Wohnbaugesellschaften, den Ein-
zug meldepflichtiger Personen
über die Wohnungsgeber-Bestäti-
gung online an die Behörde über-
mitteln. Eine andere Anwendung
ist die medienbruchfreie Abmel-
dung für das Kfz-Massengeschäft. 

Am selben Messestand ging es
auch um die Interoperabilität von
Servicekonten: Die landesüber-
greifende Zusammenarbeit digi-
taler Servicekonten stellt eine 
wesentliche Weiterentwicklung
durchgängiger EGovernment-Lö-
sungen dar. Vorgestellt wurde die
Lösung Servicekonto Bayern, die
sogenannte BayernID. Beispiel:
Ein Bürger hat in Bayern ein Bür-
gerkonto angelegt und kann nun
in Nordrhein-Westfalen über das-
selbe Bürgerkonto eine Geburts-
urkunde anfordern. 

Ebenfalls in Halle 7 präsentier-
te die AKDB-Vertriebstochter 
kommIT Lösungen für alle Belan-
ge der kommunalen Verwaltung
und in diesem Zusammenhang
den modernen Bürgerbüro- Ar-
beitsplatz der Zukunft. In Kom-

munen wird der Ruf nach inte-
grierten und fachamtsübergreifen-
den IT-Lösungen immer lauter –
die Zeiten isolierter Fachverfah-
ren gehören zunehmend der Ver-
gangenheit an. Für eine einheit-
liche Arbeitsumgebung hat die
AKDB neben dem Verkehrs-, So-
zial- und Gewerbewesen auch 
ihre Einwohnermeldesoftware
OK.EWO in die SYNERGO®-
Gesamtstrategie eingebettet. 

Neu entwickelte Bedienerober-
flächen, eine prozessgestützte
Fallbearbeitung und individu-
ell konfigurierbare Startseiten
erleichtern die effiziente Bearbei-
tung aller gängigen Bürgeranlie-
gen. Außerdem können Bürger-
büro-Mitarbeiter mit einer stetig
steigenden Anzahl von Online-
Diensten des Bürgerservice-Por-
tals der AKDB – Stichwort 24x7
E-Government – interagieren. Der
Synergieeffekt zeigt sich unter an-
derem darin, dass sich Wohnsitz,
Kraftfahrzeug und Gewerbe in
einheitlicher Arbeitsumgebung
an-, um- sowie abmelden lassen –
inklusive zentraler Gebührenbe-
rechnung und -bezahlung. 

SYNERGO® ist an den Nut-
zerarbeitsplätzen installationsfrei
beziehbar, Programme und Si-
cherheitsupdates werden automa-
tisch eingespielt. 

Neuer Leiter der AKDB-
Geschäftsstelle Landshut

Bei einem Festakt wurde der langjährige Leiter der Geschäfts-
stelle Landshut, Paul Englberger, in den Ruhestand verabschie-
det. Sein Nachfolgerwird Georg Göbl, bisherigerLeiterderGe-
schäftsstelle Oberbayern. Bei dieser Gelegenheit gab die AKDB
auch die Neuausrichtung ihrer Vertriebsstruktur bekannt. 

Die AKDB wird ihre kommunalen Kunden zukünftig noch bes-
ser und effizienter beraten und betreuen. Am Rande des Festaktes
nannte der Vorstand der AKDB „maximale Kundennähe“ als Ziel
des Neuzuschnitts der Vertriebsgebiete. 

So bilden seit 1. Januar 2017 die Regierungsbezirke Niederbay-
ern und Oberpfalz sowie die Regierungsbezirke Oberfranken und
Mittelfranken jeweils eine gemeinsame Vertriebsregion. „Wir nut-
zen auf diese Weise weitere Synergieeffekte, stärken die Präsenz
bei unseren Kunden und bündeln das Know-how. An der Anzahl
der Mitarbeiter, die täglich für unsere Kunden da sind, wird sich
nichts ändern“, versicherte der AKDB-Vorstandsvorsitzende Alex-
ander Schroth. 

In seiner Laudatio bedankte sich Schroth für Englbergers Ein-
satz: „Nicht zuletzt der Tatkraft von Paul Englberger hat die AKDB
ihre Erfolgsgeschichte in der Region Niederbayern zu verdanken.“ 

Sein Nachfolger Georg Göbl ist bereits seit 1983 bei der AKDB
beschäftigt. Der gebürtige Niederbayer ist Vertriebsprofi aus Lei-
denschaft, der bis Ende 2016 die Geschäftsstelle Oberbayern in
München leitete. 
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern

Bayerns.
Von Aschaffenburg

bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten

• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Würzburger Wirtschaftsdialog 2017:

Digitalisierung, Gründerszene
und 5,2 Millionen Euro

Der von der Stadt Würzburg organisierte 2. Würzburger Wirt-
schaftsdialog stand unter dem Oberthema „Digitalisierung und
Wirtschaft 4.0“. Einer der Höhepunkte des Abends war die Über-
gabe eines millionenschweren Förderbescheids für das neue Zen-
trum für Digitale Innovationen (ZDI) Mainfranken durch Bay-
erns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner.

„Wir haben den Würzburger
Wirtschaftsdialog im letzten Jahr
als besondere Gelegenheit zum
Meinungs- und Informationsaus-
tausch ins Leben gerufen. Darü-
ber hinaus soll die Veranstaltung
auch ein Zeichen unserer Wert-
schätzung der regionalen Wirt-
schaft sein“, betonte eingangs
Würzburgs Oberbürgermeister
Christian Schuchardt vor rund
220 Gästen aus Mainfrankens
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik
und Verwaltung.

Den Wandel gestalten

Ehrengast Ilse Aigner hob in
ihrer Rede hervor: „Wir müssen
den digitalen Wandel annehmen
und gestalten.“ Deshalb habe der
Freistaat das bundesweit beispiel-
lose Programm „Bayern Digital“
ins Leben gerufen. 80 Millionen
Euro aus dem insgesamt zwei
Milliarden Euro schweren För-
dertopf zielen auf die Implemen-
tierung von digitalen Gründer-
zentren. Über 5,2 Millionen Euro
aus diesem Bereich werden in
den kommenden Jahren auch
nach Mainfranken fließen. 

Leuchtturmprojekt für die
mainfränkische Wirtschaft

Das Geld wird dem Aufbau des
Zentrums für Digitale Innovatio-
nen (ZDI) Mainfranken dienen.
Das Leuchtturmprojekt soll die
Digitalisierung in der regionalen
Wirtschaft weiter ankurbeln, in-
dem es Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und Unter-
nehmen noch besser miteinander

vernetzt. Neben der Organisation
von Workshop-, Netzwerk- und
Fortbildungsveranstaltungen
wird sich das Zentrum in den
kommenden Jahren auch in drei
Gebäuden im Würzburger Stadt-
teil Hubland manifestieren: dem
Ideenlabor, dem Gründerlabor
und dem Inkubator.

Ergebnis einer
mustergültigen Kooperation 

„Die Digitalisierung bringt
auch in das Gründungsgeschehen
eine nie dagewesene Bewegung.
Im ZDI Mainfranken bündelt ei-
ne ganze Region ihre Gründerdy-
namik“, lobte Ministerin Aigner.
Generell zeigte sie sich begeis-
tert von dem in diesem Projekt
demonstrierten mainfränkischen
Kooperationsfähigkeit. So ge-
nießt das ZDI Mainfranken auf
der regionalpolitischen Ebene
nicht nur die Unterstützung der
Stadtoberhäupter in Bad Kissin-
gen, Schweinfurt und Würzburg,
sondern auch die Landräte der
Region stehen voll hinter dem
Vorhaben. Es handelt sich um ei-
ne Regionalinitiative.

Partner des ZDI

Zentrale Partner des ZDI Main-
franken auf der operativen Ebene
sind die Würzburger Universität,
die Hochschule für angewandte
Wissenschaften Würzburg-
Schweinfurt, die IHK Würzburg-
Schweinfurt, das Rhön-Saale
Gründer- und Innovationszen-
trum, das Technologie- und Grün-
derzentrum Würzburg, das Inno-

vations- und Gründerzentrum
(IGZ) Würzburg sowie das Grün-
der-, Innovations und Beratungs-
zentrum Schweinfurt. Auch die
Region Mainfranken GmbH un-
terstützt das Vorhaben. Hinzu
kommen 33 mainfränkische Fir-

men, die als Sponsoren einen
großen Teil der Finanzierung des
Zentrums sicherstellen. Die Fe-
derführung liegt beim Fachbe-
reich Wirtschaft, Wissenschaft
und Standortmarketing der Stadt
Würzburg und dem IGZ Würz-
burg. Stellvertretend für all die-
se Beteiligten durfte Würzburgs
Oberbürgermeister Christian
Schuchardt beim Würzburger
Wirtschaftsdialog den Förderbe-
scheid über genau 5.227.415,07
Euro für das ZDI Mainfranken
aus der Hand der Ministerin ent-
gegennehmen. 

Vorbereitung der elektronischen
Rechnungsverarbeitung

Handreichung des Deutschen Landkreistags für
Kommunalverwaltungen

Der digitale Wandel stellt die öffentlichen Verwaltungen mit ihren
vielfältigen Aufgaben gerade im Kontakt mit Bürgern und Unter-
nehmen vor neue Herausforderungen und erfordert Anpassungen
auch in den (internen) Verwaltungsprozessen. Dabei kommt es ins-
besondere darauf an, dass sich Wirtschaft und Verwaltung einer
einheitlichen „digitalen Sprache“ bedienen. Hierzu gilt es, frühzei-
tig die richtigen Weichen zu stellen. Aspekte wie Wirtschaftlichkeit
und Transparenz, Prozessklärung und Schnelligkeit treten dabei in
den Vordergrund.

Mit einer aktuellen Handrei-
chung will der Deutsche Land-
kreistag die Landkreise dazu er-
mutigen, sich dieses Thema im
Hinblick auf die elektronische
Rechnungsbearbeitung anzuneh-
men. Der erste Teil der Schriften-
reihe gibt einen Überblick über
den derzeitigen Stand, die
Grundlagen und Vorteile einer
elektronischen Rechnungsbear-
beitung. Ein weiterer Teil ist in
Vorbereitung und wird sich mit
Fragen der rechtlichen, techni-
schen und organisatorischen
Umsetzung eines elektroni-
schen Workflows in der öffentli-
chen Verwaltung befassen.

Entbürokratisierung

Die elektronische Rechnung
birgt in vielerlei Hinsicht großes
Potenzial. Neben dem Kosten-
senkungspotenzial werden Pro-
zesse durch die automatisierte

Verarbeitung vereinfacht und be-
schleunigt. Mehrfache manuelle
Prüfungen können entfallen. Dies
senkt auch die Fehlerquote bei
der Rechnungsbearbeitung. 

Bei der öffentlichen Verwal-
tung ist eines der Hauptargumen-
te für die elektronische Rechnung
die mit einer Einführung einher-
gehende Digitalisierung und Ent-
bürokratisierung. Auf dem Weg
zur Einführung der elektroni-
schen Rechnungsbearbeitung
sollte die Verwaltungsleitung ei-
ne Projektgruppe in der Verwal-
tung etablieren, die sich minde-
stens aus Vertretern des Finanz-
bereiches, der  Organisationsab-
teilung, des IT-Bereiches und
des Internen Services zusam-
mensetzen sollte. Darüber hin-
aus sind das Rechnungsprü-
fungsamt, der Personalrat und
der Datenschutzbeauftragte in
dieses Projekt einzubinden.

Erste Schritte 

In einem der ersten Schritte
sind die Arbeitsprozesse und Ar-
beitsabläufe der ein- und ausge-
henden Rechnungen innerhalb
der Verwaltung zu betrachten und
zu analysieren (Ist-Prozess). Bei
der Erhebung der Daten für die
Anzahl der Rechnungseingänge
oder Rechnungsausgänge wird
schnell festzustellen sein, dass
diese Werte mit der Anzahl der
Buchungen weit auseinanderfal-
len. So begründen verschiedene
Rechnungen monatlich wieder-
kehrende Buchungen, ohne dass
weitere Rechnungslegungen er-
folgen müssen.

Auch wenn Buchungsprozesse
auf den ersten Blick gleich ausse-
hen, laufen in den verschiedenen
Fachdiensten und Abteilungen
einzelne Arbeitsschritte unter-
schiedlich ab. Somit gestaltet sich
die Auswertung der Ist-Erhebun-
gen sehr zeitaufwendig, biswei-
len schwierig, um für die Verwal-
tung annähernd gleichwertige
Soll-Prozessabläufe abzuleiten
und aufzustellen.

Klärungsbedarf

In dieser Diskussion ergeben
sich laut Publikation mehrere Fra-
gen, die in jeder Verwaltung zu
klären sind: Soll die weitestge-
hend dezentral geführte Buchhal-
tung künftig zentral organisiert
werden oder wird die derzeitige
Struktur beibehalten? Wie kön-
nen die elektronischen Prozes-
se in bisherige Strukturen einge-
bunden werden? Werden die
elektronischen Rechnungen über
einen zentralen Rechnungsein-
gang empfangen? Soll hierzu ein
zentrales E-Mail-Eingangspost-
fach eingerichtet werden? Behal-
ten nachgeordnete Einrichtungen
wie Schulen oder Jugendeinrich-
tungen einen dezentralen Rech-

KGSt-Umfrage:

Wie nutzen Kommunen
Social Media?

Die Social Media-Nutzung in deutschen Kommunen haben
Cassini Consulting, die Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement (KGSt) und die Universität Kassel in
einer Online-Umfrage untersucht. Das Ergebnis: Für die öf-
fentliche Verwaltung gewinnen Social Media wie Wikis, Foren,
Soziale Netzwerke, Content Communities, Mikroblogs, Mes-
senger-Dienste oder Blogs zunehmend an Bedeutung. Die Ein-
satzmöglichkeiten sind vielfältig: Sie reichen von der einfachen
Informationsverbreitung über die positive Imagepflege bis hin
zur Kommunikation und Kooperation mit Bürgern, Vereinen,
Unternehmen oder anderen Behörden.

Der Anteil der Kommunen, die
Social Media für die externe
Kommunikation und Zusam-
menarbeit einsetzen, steigt wei-
ter. 64 Prozent der antworten-
den Kommunen nutzten 2016
Social Media. 2013 waren es 
54 Prozent. Damit sind Social
Media ein relevanter Kanal, um
Bürger, Vereine oder Unterneh-
men zu erreichen. Umgekehrt
eröffnen Kommunen damit ei-
nen weiteren Kanal, über den
sie für Externe erreichbar sind.
Ausgehend von den Angaben
zur geplanten Nutzung ist anzu-
nehmen, dass dieser Aufwärt-
strend auch in den nächsten Jah-
ren anhalten wird. 

Wenngleich Social Media-In-
strumente eine relativ „junge“

Entwicklung sind, haben nicht
wenige Kommunen bereits seit
mehreren Jahren Erfahrung in
diesem Bereich: Rund ein Vier-
tel der Kommunen, die Social
Media nutzen, sind länger als
vier Jahre aktiv.

Die meisten Kommunen nut-
zen Social Media für externe
Zwecke. Nur neun Prozent der
Befragten gaben an, dass sie So-
cial Media auch intern einset-
zen. Das mit Abstand am weite-
sten verbreitete Social Media-
Instrument sind die sozialen
Netzwerke.

Gründe für
fehlenden Einsatz

Die Kommunen, die keine
Social Media einsetzen, wurden
nach den Gründen hierfür be-
fragt: Solche, die Social Media
nicht für externe Zwecke nut-
zen, führten ähnlich wie drei
Jahre zuvor mangelnde Res-
sourcen (60 Prozent), ungeklär-
te Rechtsfragen (50 Prozent),
die mangelnde Kontrolle über
Inhalte (44 Prozent) sowie un-
geklärte Sicherheitsfragen (43
Prozent) als Ursachen an. 

Die Kommunen, die Social
Media nicht für interne Zwecke
nutzen, gaben ebenfalls man-
gelnde Ressourcen (43 Prozent)
als einen wesentlichen Grund
an. Darüber hinaus ist vielen
Kommunen der Nutzen einer
internen Verwendung von So-
cial Media-Instrumenten unklar
(40 Prozent).

Potenziale werden
nicht ausgeschöpft

Social Media werden häufig
genutzt, um Informationen - zum
Beispiel zu Veranstaltungen -
weiterzugeben. Zahlreiche Kom-
munen verbreiten auch ihre Pres-
semitteilungen über soziale Me-
dien. Insgesamt bestätigt sich das
Bild der letzten Umfrage aus dem
Jahr 2013, dass viele Kommunen
die Potenziale von Social Media
zur Vernetzung, Kommunikation
und Kooperation nicht ausschöp-
fen, sondern diese vor allem als
einen weiteren Kanal zur Infor-
mationsverbreitung nutzen. 

Veränderungen gegenüber
2013 sind die gewachsene Be-
deutung von Social Media für
die Krisenkommunikation, als
Instrument zur Steigerung der
Bürgerbeteiligung und als
„Stimmungsbarometer“. Schu-
lungsangebote zu Social Media
stehen in den meisten Kommu-
nen nicht zur Verfügung. DK

nungseingang oder werden die
Lieferanten zukünftig die Rech-
nungen der nachgeordneten Ein-
richtungen auch an das zentrale
E-Mail-Eingangspostfach sen-
den? Über welches Verfahren 
soll ein Rechnungseingangsbuch/
Postmanagement geführt wer-
den? Welche Signaturen und Sig-
naturverfahren sollen in der Ver-
waltung eingesetzt werden? 

Plädoyer für DMS

Um elektronische Prozesse ef-
fizient und effektiv zu nutzen, be-
darf es weiterer Überlegungen
zur technischen Ausstattung der
Verwaltung. Spätestens am Ende
der Prozesskette der elektroni-
schen Rechnungsbearbeitung und
elektronischen Anordnung dieser
Rechnung ist es erforderlich, Do-
kumente in einem DMS revisi-
onssicher abzulegen. Sofern in
der Verwaltung ein solches Ver-
fahren noch nicht vorgehalten
wird, ist jetzt der Zeitpunkt ge-
kommen, um sich mit diesem
Thema intensiv auseinanderzu-
setzen und ggf. eine Ausschrei-
bung zur Beschaffung eines sol-
ches Systems im Hinblick auf die
Fortschreitung der Digitalisie-
rung von Verwaltungsprozessen
vorzubereiten.

Wenn alle zuvor beschriebenen
Überlegungen und Prozesse grei-
fen und ein klares Bild vermitteln,
sind alle Mitarbeiter, die in die
elektronischen Prozesse einer
medienbruchfreien Rechnungs-
verarbeitung einzubinden sind,
schrittweise über die bevorste-
henden Arbeitsabfolgen zu infor-
mieren, zu schulen und aktiv in
Testabläufe einzubinden. Dies
schafft Vertrauen und Transpa-
renz und beugt Berührungsäng-
sten vor. DK

Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung:

Wolfgang Bauer ist neuer Präsident
Die 1.080 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Landesamtes

für Digitalisierung, Breitband und Vermessung haben einen
neuen Chef. Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder
führte Wolfgang Bauer mit „herzlichen Gückwünschen zu Ihrer
Bestellung“ in sein Amt ein. Bauer, Jahrgang 1970, leitete seit
2008 verschiedene IT-Referate im Finanzministerium – zuletzt
war er für die IT-Strategie, IT-Sicherheit und IT-Infrastruktur
verantwortlich. 

Im Rahmen des Festakts verabschiedete Söder gleichzeitig
den bisherigen Präsidenten Dr.-Ing. Klement Aringer in den
Ruhestand. Unter seiner Leitung entwickelte sich die Behörde
zum heutigen modernen Landesamt. In Anerkennung seiner be-
sonderen Verdienste um das Vermessungswesen in Bayern ver-
lieh ihm Söder die Soldnermedaille. 
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Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

Glasfasernetz in München
wird weiter ausgebaut

Start einer gemeinsamen Kampagne von SWM und M-net
Nicht nur immer mehr Münchner nutzen das moderne Glasfaser-
netz der Stadtwerke München und M-net. Wer über dieses Netz
ins Internet geht, lädt auch immer mehr Daten über seinen An-
schluss. So bezieht jeder Glasfaserkunde von M-net durchschnitt-
lich 120 Gigabyte pro Monat – ein Spitzenwert in Deutschland.
Dies entspricht der Datenmenge von über 1.700 Stunden Musik-
streaming oder rund 65 Stunden Videostreaming in HD-Qualität.

2016 verbrauchte ein durch-
schnittlicher deutscher Haushalt
pro Monat 37 Gigabyte, so neue-
ste Zahlen des Statistik-Portals 
statista. Für M-net-Glasfaserkun-
den liegt dieser Wert mehr als
dreimal so hoch – fast 120 Giga-
byte verbraucht der durchschnitt-
liche Haushalt mit einem M-net
Internetanschluss, bei dem die
Glasfaserleitung bis ins Haus
reicht. Dieser massive Datenhun-
ger bestätigt eine bei M-net mit
dem stetigen Wachstum der ver-
fügbaren Highspeed-Internetan-
schlüsse seit Jahren vorherrschen-
de Entwicklung: Wo hohe Inter-
netbandbreiten verfügbar sind,
werden sie auch genutzt. 

„Mit einem Glasfaseranschluss
eröffnen sich dem Kunden völlig
neue Möglichkeiten. Zum Bei-
spiel paralleles Videostreaming in
HD- und Ultra-HD Qualität auf
mehreren Geräten oder das Archi-
vieren von Urlaubsfotos in der
Cloud. Mit der Digitalisierung

unseres Alltags wird der Bedarf
an schnellen und stabilen Inter-
netleitungen auch künftig spürbar
steigen. Und diese Entwicklung
zeichnet sich schon heute klar ab:
Die Gesamtmenge an Daten, die
wir durch unser Netz transportie-
ren, verdoppelt sich etwa alle an-
derthalb Jahre“, erklärt Dorit Bo-
de, Sprecherin der M-net Ge-
schäftsführung. 

Vermarktungskampagne
mit SWM

Die stetig fortschreitende Digi-
talisierung steht auch beim größ-
ten M-net-Gesellschafter, der
SWM, auf der Agenda ganz weit
oben. So soll das Glasfasernetz
und damit auch M-net eine zentra-
le Rolle auf dem Weg Münchens
zu einer Smart City einnehmen.
Eine gemeinsame Vermarktungs-
kampagne ist hierfür der Start-
schuss. Dazu Erna-Maria Trixl,
SWM Geschäftsführerin Ver-
trieb: „Die SWM und M-net be-
streiten seit vielen Jahren erfolg-
reich den Glasfaserausbau in
München. Die schnellen Netze
und die darauf aufsetzenden pro-
fessionellen Highspeed-Internet-
Lösungen von M-net sind eine
Art zentrales Nervensystem einer
prosperierenden, zukunftsfähigen
Stadt. Mit einer gemeinsamen
Vermarktungskampagne wollen
wir nun unser gemeinsames Agie-
ren noch deutlicher zum Ausdruck
bringen.“

Seit 2010 errichten die SWM
und M-net ein zukunftssicheres
Glasfasernetz in der Landeshaupt-
stadt. Im Sommer 2016 fiel der
Startschuss für die Erweiterung
des Netzes außerhalb des Mittle-
ren Rings. Aktuell werden die
Stadtteile Hasenbergl und Harthof
ausgebaut. Demnächst rücken die
Bautrupps in gleich sechs weiteren
Gebieten an, nämlich in Teilen von
Laim, Schwabing und Sendling
sowie der Messestadt Riem und
Freiham. Im Juli starten die Bauar-
beiten dann auch in Hadern. 

Insgesamt wollen die SWM und
M-net bis 2021 über 620.000 pri-
vate Haushalte und Gewerbeein-
heiten mit Glasfaser erschließen.
Damit stehen dann in rund 70
Prozent aller Haushalte schnelle
Internetanschlüsse zur Verfü-
gung. Langfristig soll ganz Mün-
chen flächendeckend mit Glasfa-
ser erschlossen werden. 

Breitbandausbau in Bayern:

Mit großen Schritten vorwärts
Der Ausbau von schnellem Internet läuft in Bayern weiterhin auf
Hochtouren. In jüngster Zeit haben 22 Gemeinden aus Mittelfran-
ken, 19 aus der Oberpfalz, 22 aus Schwaben, 29 aus Niederbayern,
10 aus Oberfranken, 32 aus Unterfranken und 55 Gemeinden aus
Oberbayern Breitband-Förderbescheide aus den Händen von Fi-
nanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder sowie Finanzstaatsse-
kretärAlbert Füracker erhalten.

„Breitband ist Zukunft. Nur wo
Breitband vorhanden ist, werden
Arbeitsplätze entstehen und erhal-
ten. Ziel sind hochleistungsfähige
Breitbandnetze mit Übertragungs-
raten von mindestens 50 Mbit/s.
Hierfür stellt der Freistaat Bayern
bis zu 1,5 Milliarden Euro zur Ver-
fügung - eine bundesweit einzigar-
tige Summe“, betonte Söder. „Un-
sere Breitbandförderung ist ent-
scheidend für die Zukunftsfähig-
keit des ländlichen Raums. Der
Anschluss an die Datenautobahn
stärkt die ländlichen Regionen und
die Heimat“, ergänzte Füracker.

Insgesamt 8,2 Millionen Euro
Förderung erhielten 22 Gemein-
den aus Mittelfranken. Mit 202
Gemeinden befinden sich dort 96
Prozent im Förderverfahren. 165

Kommunen wurde inzwischen ei-
ne Fördersumme von insgesamt
rund 64,6 Millionen Euro zuge-
sagt. Ein Großteil der Fördermittel
von maximal rund 148,65 Millio-
nen Euro für Mittelfranken ist aber
noch offen. „Investieren Sie weiter
in den zukunftsweisenden Ausbau
des schnellen Internets“, appellier-
te Söder.

Oberpfalz

19 Gemeinden aus der Ober-
pfalz wurden mit insgesamt 7,1
Millionen Euro Förderung be-
dacht. Mit 222 Gemeinden befin-
den sich dort bereits 98 Prozent im
Förderverfahren. 199 Kommunen
wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt rund 92,1

Millionen Euro zugesagt. Ein
großer Teil der Fördermittel von
maximal rund 180 Millionen Euro
für die Oberpfalz ist aber noch of-
fen. „Seit Übernahme der Verant-
wortung durch das Heimatmini-
sterium verbesserte sich die Ver-
sorgung mit schnellem Internet in
der Oberpfalz bereits von 46 auf
60,4 Prozent der Haushalte“, hob
Füracker hervor.

Schwaben

22 Gemeinden aus Schwaben
können sich nunmehr über insge-
samt 6,9 Millionen Euro Förde-
rung freuen. Mit 325 Gemeinden
befinden sich dort 96 Prozent im
Förderverfahren. 206 Kommunen
wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt rund 74,8
Millionen Euro zugesagt. Ein
Großteil der Fördermittel von ins-
gesamt 232,95 Millionen Euro für
Schwaben ist aber noch offen. 

Eine Förderung in Höhe von
insgesamt 12,7 Millionen Euro be-

kamen 29 Gemeinden aus Nieder-
bayern. Mit 256 Gemeinden befin-
den sich dort bereits 99 Prozent im
Förderverfahren. 238 Kommunen
wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt über 110,1
Millionen Euro zugesagt. Ein Teil
der Fördermittel von maximal
rund 216,67 Millionen Euro für
Niederbayern ist aber noch offen. 

Insgesamt 3,9 Millionen Euro
Förderung erhielten 10 Gemein-
den aus Oberfranken. Damit be-
finden sich alle 214 oberfränki-
schen Gemeinden im Förderver-
fahren. 188 Kommunen wurde in-
zwischen eine Fördersumme von
insgesamt rund 91,7 Millionen
Euro zugesagt. Ein großer Teil der
Fördermittel von maximal rund
154,4 Millionen Euro für Ober-
franken ist aber noch offen. 

32 Gemeinden aus Unterfran-
ken wurden mit einer Förderung
von insgesamt 6,9 Millionen Euro
bedacht. Mit 295 Gemeinden be-
finden sich hier derzeit 96 Prozent
im Förderverfahren. 223 Kommu-
nen wurde inzwischen eine För-
dersumme von insgesamt mehr als
65,1 Millionen Euro zugesagt. Ein
großer Teil der Fördermittel von
maximal 127,2 Millionen Euro für
Unterfranken ist aber noch offen. 

Für 55 Gemeinden aus Ober-
bayern konnten schließlich insge-
samt 19,4 Millionen Euro Förde-
rung bereitgestellt werden. „Damit
haben bereits 1.526 Gemeinden
und mehr als zwei Drittel aller
bayerischen Kommunen einen
Förderbescheid erhalten“, freute
sich Finanz- und Heimatminister
Söder. 

Oberbayern

Mit 466 Gemeinden befinden
sich in Oberbayern 93 Prozent im
Förderverfahren. 304 Kommunen
wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt mehr als
111,3 Millionen Euro zugesagt.
Ein Großteil der Fördermittel von
maximal rund 365,7 Millionen
Euro für Oberbayern ist aber noch
offen. 

Bayernweit sind bereits über
96 % (1.980) aller Kommunen in
das bayerische Förderverfahren
eingestiegen. 1.526 Kommunen
starten mit einer Gesamtförder-
summe von über 610,5 Millionen
Euro in den Breitbandausbau. Vie-
le Gemeinden gehen mehrfach in
das Verfahren, um schrittweise ei-
ne hohe Flächendeckung und be-
sonders zukunftssichere Glasfa-
sernetze bis in die Gebäude zu er-
reichen. Allein bei den bisher im
Ausbau befindlichen Projekten
werden über 27.000 km Glasfaser-
leitungen verlegt. Damit können
künftig weitere über 600.000
Haushalte mit schnellem Internet
versorgt werden, vor allem im
ländlichen Raum. Wichtige Hilfe
für die Kommunen ist die Bera-
tung durch die Breitbandmanager
an den Ämtern für Digitalisierung,
Breitband und Vermessung. In

über 7.500 persönlichen Gesprä-
chen wurde jede Gemeinde bera-
ten.

Eine besondere Herausforde-
rung beim Ausbau des schnellen
Internets sind Kommunen mit sehr
vielen Streusiedlungen. Daher sol-
len diese Gemeinden bei künftigen
Ausbauprojekten zusätzlich mit
einem „Höfebonus“ unterstützt
werden. Der Fördersatz der Kom-
munen wird dazu für künftige Pro-
jekte auf 80 Prozent angehoben
und der Förderhöchstbetrag er-
höht. Ein besonderes Augenmerk
liegt beim Höfebonus auf einem
hohen Anteil direkter Glasfaseran-
schlüsse in die Gebäude (FTTB).

Mit der neuen „Gigabit-Initiati-
ve“ will der Freistaat Bayern zu-
dem eine pilothafte „Gigabit-För-
derung“ in ausgewählten Gewer-
begebieten angehen. Unterneh-
men benötigen jetzt schon direkte
Glasfaseranschlüsse und höhere
Bandbreiten als 30 Mbit/s, damit
sie im globalen Wettbewerb nicht
den Anschluss verlieren. Nach
EU-Vorgaben ist eine Förderung
bisher nicht zulässig, wenn ein Ge-
biet bereits mit 30 Mbit/s erschlos-
sen ist, weil diese Geschwindig-
keit laut EU als „schnelles Inter-
net“ gilt. Daher soll in Gesprächen
mit der EU-Kommission das wei-
tere Vorgehen hin zu einer Giga-
bit-Förderung in Bayern abge-
stimmt werden. DK

Langmatz-Breitband-Symposium und Open House in Garmisch-Partenkirchen:

Digitalisierung erfordert schnelleren
Ausbau der Breitbandnetze

Bereits im sechsten Jahr in Folge bot die malerische Alpenkulisse
der Zugspitzregion den attraktiven Rahmen für eine der wichtig-
sten Veranstaltungen der Glasfaserbranche: Das von der orts-
ansässigen Langmatz GmbH ins Leben gerufene und jährlich ein-
mal stattfindende Breitband-Symposium. Mehr als 400 Teilnehmer
aus Deutschland und anderen europäischen Ländern kamen dieses
Jahr zusammen, um sich im Kongress-Haus von Garmisch-Par-
tenkirchen zu spannenden Themen rund um die Entwicklung von
Breitbandnetzen und deren Vermarktung auszutauschen und am
Open House im Werk Oberau teilzunehmen.

Dort hatten die Besucher am
zweiten Tag Gelegenheit, sich
über alle Neuheiten zum Aufbau
und Betrieb von Glasfasernetzen
zu informieren und bei verschiede-
nen Workshops mitzumachen.
Auch die Langmatz GmbH prä-
sentierte in Oberau ihre aktuellen
Entwicklungen, wie den neuen
Glasfaserhaupt- und Netzverteiler
sowie den kompakten Gf-AP, mit
denen ein Netzausbau modular
und wirtschaftlich erfolgen kann.

„Ich freue mich, dass die Reso-
nanz zum Breitband-Symposium
dieses Jahr so groß ist. Mehr als
400 Teilnehmer und 19 Partnerfir-
men belegen die Attraktivität von
FTTx“, erklärte Stephan Wulf,
Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung von Langmatz. Im Anschluss
an seine Eröffnungsrede, in der er
auch einen kurzen Rückblick in
das für Langmatz besonders er-
folgreiche Jahr 2016 gab – das Un-
ternehmen konnte dank neuer Pro-
dukte und Märkte die 70 Millio-
nen-Umsatzmarke knacken –, be-
gannen die  Vorträge.

Nachfrage für FTTB/H
hinkt hinterher

Wolfgang Heer, Geschäftsfüh-
rer Bundesverband Glasfaseran-
schluss e.V. (BUGLAS), machte
mit seinem Thema „Best Practice:
Wie Wholesale auf FTTB/H-Net-
zen zu höheren Deckungsbeiträ-
gen und besseren Netzauslastun-
gen führt“, den Auftakt. Er wolle
den Unternehmen, die Glasfaser-
netze errichten und betreiben, mit
seinem Vortrag Anregungen ge-
ben, intensiver darüber nachzu-
denken, ob sich der FTTB/H-Aus-
bau (Fibre-to-the-Building, Fibre-
to-the-home) dadurch beschleuni-
gen lassen könnte, indem man
nicht nur sein Netz gegenüber Pri-
vatkunden, Geschäftskunden und
Wohnungswirtschaft vermarktet,
sondern auch gegenüber den
großen Vorleistungsnachfragern.
Ein gemeinsames Vorgehen, das
Aufbau, Vertrieb und Vermark-
tung auf mehreren Schultern ver-
teile, sei der einzige Weg, den
Breitbandausbau zu beschleuni-
gen, betonte er. In Deutschland sei

mit einer Anbindung von 1,6 Pro-
zent der Haushalte an FTTH/B die
Nachfrage noch sehr gering und
„hinkt hinterher“. Im EU-Dur-
schnitt liegt dieser bei 9,4 Prozent.
Es gebe aber derzeit einen Para-
digmenwechsel: Marktteilnehmer
erkennen, dass durch eine Koope-
ration von Wholesaler (ich habe
ein Netz und biete ein Vorlei-
stungsprodukt an) und Wholebuy-
er (ich kaufe ein Vorleistungspro-
dukt ein) es am Ende nur Gewin-
ner gibt: die Infrastrukturanbieter,
die Wholebuyer und die Endkun-
den – so sein Credo.

Wo sich die Branche nach ei-
nem Jahr Bundesförderung befin-
det, verortete Christoph Bechtel,
Projektleiter bei der GEO DATA
GmbH, in seinem munteren Vor-
trag „Wo sich Wunsch, Planung
und Realität ein Stelldichein ge-
ben“. Dass es seit dem November
2015 in Deutschland, dem Start
der Bundesförderung für Infra-
strukturprojekte mit einem heuti-
gen Volumen von vier Milliarden
Euro, mit dem Ausbau der Breit-
bandnetze nicht mehr so ruhig zu-
geht wie zuvor, schilderte er aus
der Perspektive eines Planers. 

Der Frage, ob es sich bei den
Digital Natives (deutsch: digitaler
Ureinwohner), um die Gesell-
schaft von morgen handelt, ging
Nico Meurer, Entwickler und Pla-
ner bei der Telekom Deutschland
GmbH, nach. Als Infrastruk-
turanbieter zeigte er in seinem
Referat aber auch auf, welche
technischen Herausforderungen
bestehen, die steigenden Daten-
volumen zu beherrschen. 

Laut Meurer baut die Telekom
jährlich rund 30.000 Kilometer
Glasfaser in Deutschland aus. Da-
mit gehe eine zukunftsfähige Pla-
nung des IP-Backbone-Netzes
einher, die hochperformante und
leistungsfähige LS- und LE-Rou-
ter erfordere. 

Bei dem Vortrag von Gerhard
Lehmann, Vertriebsleiter Opternus
GmbH, ging es darum, wie eine
höhere Bandbreite auf bestehen-
den Netzen mit dem Wellenlän-
genmultiplextechnikverfahren
(WDM) zu erzielen ist. FTTB und
FTTC sind aus seiner Sicht nur

Übergangslösungen. Im Rahmen
der WDM-Technik, bei der jeder
Teilnehmer eine eigene Wellenlän-
ge bekommt, sei bereits heute ein
Übertragungssystem mit 10G
(AON, PON) möglich. „Gigabit-
Verbindungen nach Hause werden
zuverlässig nur über Glasfaser
möglich sein“, so Lehmanns Fazit. 

Dass mit der vierten industriel-
len Revolution, Industrie 4.0, auch
im Bereich Kabelverlegung eine
neue Zeit angebrochen ist, schil-
derte Thomas Vetter, Geschäfts-
führer der Vetter GmbH. Auf
Grund der Probleme, die bei der
Verlegung von Glasfasern entste-
hen können, wie etwa der Qua-
lität der Mikroröhrchenverle-
gung, der Einblasfähigkeit von
Mini- und Mikrokabeln, der ver-
wendeten Technik sowie der Fra-
ge der Erfahrung und praktischen
Fähigkeiten des Teams, entspre-
che nur ein vollautomatisches
Kabeleinblasgerät dem Anspruch
von Industrie 4.0. 

Nachhaltiges Produkt

Bereits vor über zehn Jahren
wurde bei Langmatz begonnen,
über die ökologische Weiterent-
wicklung von Material und Alter-
nativen für fossile Rohstoffe nach-
zudenken, berichtete Josef Lohr
von Langmatz in seinem Vortrag.
Daraus entstand 2010 in Zusam-
menarbeit mit dem SKZ (Das
Kunststoff-Zentrum) ein von der
Bayerischen Forschungsstiftung
gefördertes Projekt, das die Ein-
satzmöglichkeiten von naturfaser-
verstärktem Kunststoff für nach-
haltige Infrastrukturprodukte un-
tersuchte. 

Nach fünf Jahren Forschungs-
zeit sei daraus ein kurz vor der se-
rienreife stehendes Produkt ent-
standen: Ein nachhaltiger Kabel-
schacht aus „Ecopolytec“, einem
Verbundstoff, der einen Anteil von
45 Prozent Holzfasern hat. Der
Schacht aus WPC (Wood-Plastic-
Composite) hat nicht nur die glei-
che Stabilität wie ein Schacht aus
PP-Compound, sondern zusätzlich
eine unschlagbare Ökobilanz. 

Einen interessanten Einblick in
die Dynamik der boomenden Ga-
ming-Branche und deren Anforde-
rungen an starke Breitbandnetze
gewährte schließlich Tobias Haar,
Vorstandssprecher des Bundesver-
bands Interaktive Unterhaltungs-
software e.V. (BIU). Schnell wur-
de dabei deutlich, warum die
Computer- und Video-Spiel-Bran-
che idealer Weise Gigabit-Netz-
werke braucht. 
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18. Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Bewegte Zeiten
Gemeinsam mit den Partnern AU Consult GmbH, bifa Umweltin-
stitut GmbH und Bayerisches Landesamt für Umwelt (LfU) ver-
anstaltete der Förderverein KUMAS – Kompetenzzentrum Um-
welt e.V. die 18. Bayerischen Abfall- und Deponietage in Augsburg.
Neben dem Update zu abfallrechtlichen und deponietechnischen
Fragestellungen diente die Veranstaltung auch dem Austausch
zwischen Anlagenbetreibern, entsorgungspflichtigen Körperschaf-
ten, Genehmigungsbehörden, Fachbüros und Fachanwälten. 

Die Abfallwirtschaft hat be-
wegte Zeiten hinter sich: Von
Schaumbergen auf den Flüs-
sen und der völlig ungeordneten
Müllablagerung in der Natur hin
zu einer sauberen Landschaft mit
einer geregelten Müllabfuhr und
Entsorgung der auf vielfältigen
Wegen eingesammelten Abfälle
und Wertstoffe. Dennoch hat die
Kreislaufwirtschaft ein negati-
ves Image. Abfallwirtschaftli-
che Themen werden stets hoch-
emotional diskutiert, egal ob auf
politischer, wirtschaftlicher oder
privater Ebene. 

In der Zusammenarbeit mit der
kommunalen Seite plädiert die pri-
vate bayerische Abfallwirtschaft –
neben einer sachlichen Diskussion
über Wirtschaftlichkeitsaspekte –
grundsätzlich für Fairness und
Vertrauen, betonte Otto Heinz,
Präsident des Verbands der
Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen (VBS). Er monierte je-
doch, dass das Verhalten einzelner
Landkreise die grundsätzlich posi-
tive partnerschaftliche Zusam-
menarbeit erschwere. Denn Kom-
munen, die bei öffentlichen Aus-
schreibungen ausschließlich auf
den billigsten Preis fixiert sind,
provozierten Probleme in der
Dienstleistungsqualität, die dann
auf alle privaten Entsorger zurück-
fallen. Ebenso sei der schleichende
Trend zur Rekommunalisierung
der Haumüllabfuhr eine Belastung
für eine vertrauensvolle, gemein-
same Zielerreichung. 

Als wesentlichen Ansatz für ei-
ne partnerschaftliche Zusammen-
arbeit stellte der VBS-Präsident
das Projekt „Orientierungshilfen
für öffentliche Ausschreibungen
in der Entsorgungsbranche“ vor.
Die gemeinsam von Bayerischem
Landkreistag, Bayerischem Städ-
tetag, dem Auftragsberatungszen-
trum Bayern und dem VBS ent-
wickelten Orientierungshilfen
bieten eine Hilfestellung für kom-
munale Auftraggeber, um eine
preiswerte, aber hochwertige Ent-
sorgung sicherzustellen. Eine
konsequentere Anwendung der
Orientierungshilfen wäre in bei-
derseitigem Interesse. Aus Sicht
des VBS ist insbesondere eine
Wertungsmatrix ein sinnvolles In-
strument, um bei öffentlichen
Ausschreibungen neben dem
Preis ökologische und soziale Kri-
terien als Zuschlagskriterien her-
anziehen zu können. 

Erfolge in der Ressourcenbe-
wirtschaftung brauchen einen ord-
nungsrechtlichen Rahmen, echte
Verwertung findet aber nur dort
statt, wo es etwas zu verdienen
gibt. Letztlich, so die einhellige
Meinung der Teilnehmer an der
Podiumsdiskussion „Kreislauf-
wirtschaft 2030 – wo geht es hin“,
gebe es keinen Wettbewerb um
den besten Umweltschutz, son-
dern nur um den besten Preis. 

Wie Dr. Monika Kratzer vom
Bayerischen Staatsministerium
für Umwelt und Verbraucher-
schutz hervorhob, sei Bayern bei
den Verwertungsquoten mit rund
65 % mit an der Spitze im bundes-
weiten Vergleich. Kratzer plädier-
te allerdings auch für eine offene
Herangehensweise ohne Denk-
verbote, die alle Entwicklungs-
chancen zur Entkoppelung des
Ressourcenverbrauchs vom Wirt-
schaftswachstum zulasse.

Dr. Andreas Jaron vom Bunde-
sumweltministerium wies darauf
hin, dass weitere Steigerungsra-
ten in der Verwertung nur noch
schwer gehoben werden können
und die eingeführten Getrennter-
fassungssysteme den Verbraucher
nicht überfordern dürfen. 

Die Podiumsteilnehmer waren
sich darin einig, dass die globali-
sierte, industrielle Produktion und
der dadurch verursachte globale
Einsatz von immer neuen Mate-
rialien die Einrichtungen der
Kreislaufwirtschaft vor teilweise
große Probleme stellt. Allerdings
seien Verbote nicht der richtige
Weg, profitierten doch alle vom
freien, länderübergreifenden Wa-
renverkehr. Gefragt sei freilich
auch der Verbraucher, der mit sei-
ner Nachfrage und bewusstem
Einkaufsverhalten die Marktent-
wicklung mit steuern kann. Der
Kauf nachhaltig erzeugter und
qualitativ hochwertiger Produkte
diene der regionalen Wertschöp-
fung und unterstütze so die heimi-
sche Wirtschaft. 

Mit Grenzen des Recyclings
befasste sich Christian Daehn
vom Bayerischen Landesamt für
Umwelt. Auch bei Abfällen aus
dem Baubereich gibt es seinen
Ausführungen zufolge Abfälle,
die aufgrund ihrer Eigenschaften
und Inhaltsstoffe aus dem Kreis-
lauf ausgeschleust werden müs-
sen. Damit die restlichen Stoffe
stofflich verwertet werden kön-
nen, komme es darauf an, Schad-
stoffe und Stoffe, die ein Recyc-
ling erschweren, möglichst früh
und vollständig abzutrennen. 

Grenzen des Recyclings

Ehrlicherweise müsse man ak-
zeptieren, dass bei einer Aufberei-
tung zu hochwertigen Ersatzbau-
stoffen auch Fraktionen anfallen,
die beseitigt werden müssen oder
eventuell noch einer sonstigen
Verwertung zugeführt werden
können, so Daehn. Da die Akzep-
tanz und Marktchancen von hoch-
wertigen, also auch möglichst
schadstoffarmen, Ersatzbaustof-
fen deutlich größer seien als von
solchen, die nur gesichert einge-
baut werden können, dürfte es aus
seiner Sicht durchaus Sinn ma-
chen, die Zuführung zur Aufberei-
tung und die Aufbereitung selber
so zu gestalten, dass mehr hoch-
wertige Materialien erzeugt wer-
den, „auch wenn sich dadurch die
Menge an zu beseitigenden Stof-
fen erhöht“.

Die überarbeitete Arbeitshilfe
„Kontrollierter Rückbau“ zeigt
nach den Worten von Simone
Klett, Bayerisches Landesamt für
Umwelt, auf, was bei einem
Rückbau von kontaminierten
oder schadstoffbelasteten Gebäu-
den zu beachten und wie vorzu-
gehen ist. Damit werden die Ziele
einer sinnvollen Kreislaufwirt-
schaft unterstützt.

Das Abtrennen der Schadstoffe
und Kontaminationen diene nicht
nur dazu, dass diese aus dem
Kreislauf ausgeschleust werden,
sondern ermögliche in vielen Fäl-
len auch erst die Verwertung der
verbleibenden Materialien. Damit
lasse sich die Frage, ob die Ar-
beitshilfe „Kontrollierter Rück-
bau“ einen Beitrag zur Erhöhung
der Verwertungsquoten leistet,
klar bejahen. 

An Praxisbeispielen in Bayern
und Baden-Württemberg demon-
strierten Wolfgang Huber, Stefan
Schatz, Helmut Grieshaber und
Harald Wegmann (AU Consult
GmbH, Augsburg) den Neu- und
Ausbau von Deponien. Die heuti-
gen Deponien haben sowohl hin-
sichtlich der Errichtung als auch
des Betriebs nichts mehr mit De-
ponie aus den 1990er Jahren zu
tun, wie u.a. an den Deponien
Außernzell und Gosberg verdeut-
licht wurde. 

Auf der Deponie Außernzell,

betrieben von der AWG Donau-
Wald, findet aktuell der Abfallein-
bau in den Bauabschnitten 11 bis
13 statt. Derzeit werden jährlich
ca. 15.000 bis 20.000 Tonnen Ab-
fälle einschließlich Abdeckmate-
rialien eingebaut. Durch den Aus-
bau des Bauabschnitts 14 und 15
mit einem Gesamtvolumen von
ca. 240.000 m³ wird für die näch-
sten 10 bis 15 Jahre die Entsor-
gungssicherheit für Abfälle der
Deponieklasse I und II in der Re-
gion sichergestellt. 

Die Planung der Deponiebasis-
abdichtung in den Erweiterungs-
abschnitten stammte aus den Jah-
ren 1993 und 1994 und liegt des-
halb bereits vergleichsweise lange
zurück. In der Zwischenzeit ha-
ben sich sowohl technische als
auch abfallrechtliche Neuerungen
ergeben. Die AWG Donau-Wald
hat deshalb die genehmigte Pla-
nung an den Stand der Technik
angepasst. 

Bei den vorgestellten Projekt-
beispielen handelte es sich um be-
stehende Deponien von öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern, die ausgebaut wurden. Auf-
grund der Tatsache, dass die Ge-
nehmigungen der Deponien meist
mehr als zehn Jahre zurückliegen,
„ist in der Regel vor der Aus-
führung eine Anpassung der be-
stehenden Planung auf die heuti-

gen Anforderungen erforderlich“,
so die Referenten. Dies sei mit
den zuständigen Fach- und Ge-
nehmigungsbehörden abzustim-
men. Es wird empfohlen, für die
Umsetzung einen großzügigen
Planungsvorlauf einzukalkulie-
ren, um eine rechtzeitige Inbe-
triebnahme des neuen Deponieab-
schnittes zu gewährleisten. Erfah-
rungsgemäß sollte man mit der
Planung zwei bis drei Jahre vor
Inbetriebnahme des neuen Bauab-
schnittes beginnen. 

Klaus Buß vom Bayerischen
Landesamt für Umwelt aus
Kulmbach informierte schließlich
über Verfahrensweisen bei der
Bewertung von Baustoffen aus
dem Rückbau von Kernkraftwer-
ken. Anschaulich legte er dar, dass
Materialien aus der Freimessung
sehr geringe Aktivitätswerte auf-
weisen und deren Zusatzbelastun-
gen nur einen Bruchteil der Bela-
stung aus natürlicher Strahlung
betragen werden. 

Die nach einem aufwändigen
Prüfverfahren auf Basis der Strah-
lenschutzverordnung freigegebe-
nen Materialien können nach Ent-
lassung aus der atomrechtlichen
Überwachung zum überwiegen-
den Teil wie konventionelles Ma-
terial eingesetzt werden. Wie am
Beispiel des Kernkraftwerks Gra-
fenrheinfeld, das im Jahr 2015
stillgelegt wurde, dargestellt wur-
de, fallen wesentliche Mengen
aber aufgrund der langen Phase
des Nachbetriebs- und Restbe-
triebszeitraums wohl erst im Jahr
2035 an. DK

Dr. Otto Hünnerkopf (l.) und Otto Heinz im Dialog. 

CSU und VBS einig: 

Sekundärrohstoffe leisten wichtigen
Beitrag zum Ressourcenschutz

„Preiswert, kompetent und umweltfreundlich – die mittelständisch
geprägte bayerische Abfallwirtschaft arbeitet erfolgreich und gut.“
Dies betonte der Umweltpolitische Sprecher der CSU-Landtags-
fraktion, Dr. Otto Hünnerkopf MdL, bei einem Gespräch mit dem
Vorstand des Verbands der Bayerischen Entsorgungsunterneh-
men (VBS). „Besonders erfreulich ist, dass Bayern mit seiner Ver-
wertungsquote von 74 Prozent Spitze im Ländervergleich ist. Da-
mit leistet die bayerische Abfallwirtschaft einen großen Beitrag
zum Klimaschutz und zur Rohstoffversorgung der heimischen In-
dustrie.“ 

VBS-Präsident Otto Heinz er-
läuterte, dass durchaus noch Po-
tenziale zur weiteren Steigerung
der Verwertung in Bayern vor-
handen seien. So gibt es trotz
der seit 2015 geltenden Ge-
trenntsammlungspflicht von
Bioabfällen auch in Bayern
noch einzelne Gebietskörper-
schaften, die ihren Bürgern kei-
ne Biotonne anbieten. 

Der VBS fordert alle privaten
Haushalte an ein System zur Ge-
trenntsammlung anzuschließen,
denn die Biotonne leistet einen
Beitrag zum Ressourcenschutz,
zum Kampf gegen den Klima-
wandel und dient dem Ausbau er-

neuerbarer Energien. Dr. Hün-
nerkopf erklärte hierzu, die
kommunalen Entsorgungsträger
entschieden in eigener Verant-
wortung, ob sie Bring- oder Hol-
systeme zur Bioabfallerfassung
einsetzen. 

Heinz informierte die Abgeord-
neten darüber, dass noch in die-
sem Jahr mit einer neuen Gewer-
beabfallverordnung und einem
Verpackungsgesetz zu rechnen
sei. Aus Sicht des VBS wird die
vom Bundestag verabschiedete
Novelle der Gewerbeabfallver-
ordnung der Getrenntsammlung
und dem Recycling einen Schub
verpassen. 

vbw-Studie zur Rohstoffversorgung: 

Recycling als Teil der Lösung
Die Rohstoffversorgung der deutschen und bayerischen Industrie
ist trotz der moderaten Preisentwicklung nicht durchgängig gesi-
chert. Dies geht aus der aktualisierten vbw-Studie „Rohstoffsitua-
tion der bayerischen Wirtschaft“ hervor, die von der Vereinigung
der Bayerischen Wirtschaft 2009 erstmals vorgelegt wurde, um
Politik und Unternehmen für diese zunehmende Herausforderung
zu sensibilisieren.

Die Ergebnisse der Studie be-
stätigen: Das Thema hat noch wei-
ter an Bedeutung zugenommen.
Versorgungsrisiken entstehen vor
allem durch den weltweit steigen-
den Rohstoffbedarf und die
Marktmacht rohstoffreicher Län-
der, die diese teilweise mit Export-
beschränkungen zementieren.

Deutschland ist für die Versor-
gung mit fast allen wichtigen me-
tallischen Primärrohstoffen auf
das Ausland angewiesen. Neben
Preisentwicklung und -volatilität
sind daher die politische Situation
in den Rohstoffförderländern und
die Gefahr einer strategischen
Rohstoffpolitik in diesen Ländern
wichtige Risikofaktoren.

Rohstoff-Risiko-Index

Der in der Studie enthaltene
Rohstoff-Risiko-Index widmet
sich diesen Gefahren und unter-
sucht für 45 Rohstoffe, wie kri-
tisch die Versorgung einzustufen
ist. Die meisten der als kritisch
einzustufenden Stoffe werden
hauptsächlich bei Zukunftstech-
nologien benötigt.

Der 3D-Druck bietet das Poten-
zial zur grundlegenden und nach-
haltigen Veränderung von Pro-
duktionsprozessen und des damit
einhergehenden Rohstoffbedarfs.
Da die Technologie für industriel-
le Anwendungen noch in den Kin-
derschuhen steckt und nicht pro-
gnostizierbar ist, welche innovati-
ven Verfahren sich konkret am
Markt durchsetzen werden, be-
steht weiterhin Unsicherheit über
die zukünftigen Konsequenzen
für die Rohstoffnachfrage. 

Die Projektionen zur Entwick-

lung der Elektromobilität weisen
auf einen enormen Anstieg der
Nachfrage nach den Seltenerdme-
tallen Neodym und Dysprosium
sowie nach Lithium hin. Gerade
aus der Unsicherheit, ob diese
Nachfrage in Zukunft gedeckt
werden kann und den daraus re-
sultierenden Preisrisiken entste-
hen Innovationsanreize zu Substi-
tution oder anderen technologi-
schen Lösungen. Konkrete Alter-
nativen bestehen hier aber noch
nicht.

Märkte weiter erschließen

Laut Studie ist es „eine wichtige
außenpolitische Aufgabe von EU,
Bund und Ländern, die Rohstoff-
märkte weiter zu erschließen und
offen zu halten. Außerdem sind
die Grundlagenforschung zum ef-
fizienten Rohstoffeinsatz und zu
Rohstoffsubstituten zu intensivie-
ren sowie zusammen mit der Wirt-
schaft zukunftsfeste Recycling-
konzepte zu entwickeln.“

Auch der VBS hat sich vor die-
sem Hintergrund für einen weite-
ren Ausbau der Kreislaufwirt-
schaft ausgesprochen. Die Politik
sei gefordert, hierfür die richtigen
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Die vom Rat für nachhaltige
Entwicklung proklamierte Vision
einer 100-prozentigen Kreislauf-
führung von Rohstoffen ist für
VBS-Präsident Otto Heinz die
richtige Antwort auf drohende
Versorgungsengpässe und stei-
gende Preise auf den Rohstoff-
märkten. Heinz: „Wir müssen das
Recycling maximieren und die
Verbrennung von Abfällen redu-
zieren.“ DK

4. Mineraliktag und Baustoff
Recycling Forum in Würzburg
Mit derAkzeptanz von Recyclingbaustoffen und dem Referenten-
entwurf der Mantelverordnung standen zwei große Themen im
Mittelpunkt des mit 210 Teilnehmern hervorragend besuchten 4.
Mineraliktages und Baustoff Recycling Forums in Würzburg.

In seiner Eröffnungsrede mach-
te bvse-Hauptgeschäftsführer Eric
Rehbock deutlich, dass eine Man-
telverordnung zur Einführung ei-
ner Ersatzbaustoffverordnung, zur
Neufassung der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung,
zur Änderung der Deponieverord-
nung und der Gewerbeabfallver-
ordnung aus Sicht der Branche
dringend erforderlich ist. „Wir
brauchen ein einheitliches und ab-
gestimmtes Regelwerk für ganz
Deutschland. Der bisherige Fli-
ckenteppich unterschiedlichster
Länderregelungen und die auch
dadurch bedingte Rechtsunsicher-
heit muss jetzt bald ein Ende fin-
den“, so Rehbock.

Akzeptanz gewährleisten

Aber auch die Akzeptanz von
Recyclingbaustoffen müsse ver-
bessert werden. Der Präsident des
Baustoffrecycling Bayern e.V.,
Matthias Moosleitner, forderte
deshalb in seiner Begrüßungsre-
de die öffentliche Hand auf, die
Hindernisse für die Akzeptanz
von Recyclingbaustoffen aus dem
Weg zu räumen. Einer der Gründe
für die Zurückhaltung, Recycling-
baustoffe vermehrt einzusetzen,
sei aus seiner Sicht auch in der
„scheinbaren Rechtsunverbind-
lichkeit der bisher geltenden Re-
gelwerke“ zu suchen. Zwar ist
diese Akzeptanz, so Michael von
Malottky vom bvse-Fachverband
Mineralik, im Norden Deutsch-
lands aufgrund der geologischen
Verhältnisse durchaus zufrieden-
stellend: „Der Norden hat Sand,
aber keine Steine.“ Doch anson-
sten sei noch viel Überzeugungs-
arbeit zu leisten, war man sich auf
der gemeinsamen Tagung vom
Baustoffrecycling Bayern e.V.
und dem bvse einig.

Auf dem Mineraliktag wurde
sehr deutlich, dass der Erfolg der
Mantelverordnung und eine deut-
liche Steigerung des Einsatzes von
Recyclingbaustoffen zwei Seiten
ein und derselben Medaille sind.
Dr. rer. nat. Axel Kopp vom Bun-
desumweltministerium erläuterte
im Zusammenhang mit der Er-
satzbaustoffverordnung, dass ein

tragfähiger Ausgleich zwischen
den Zielen des vorsorgenden Bo-
den- und Grundwasserschutz so-
wie der Ressourcenschonung
durch Kreislaufwirtschaft beim
Einbau von mineralischen Ersatz-
baustoffen in technische Bauwer-
ke gefunden werden müsse.

Der vorliegende Entwurf werde
dieser Zielsetzung durch die An-
wendung eines wissenschaftli-
chen Fachkonzepts gerecht, wel-
ches zulässige Schadstoffkonzen-
trationen für eine wässrige Lö-
sung des mineralischen Ersatz-
baustoffs festlegt (Materialwerte),
die gewährleisten, dass die Ge-
ringfügigkeitsschwellenwerte
nach Durchsickerung im Grund-
wasser eingehalten werden. Bei
Erfüllung der Verordnung könne
dann auf Genehmigungen und
behördliche Prüfungen nach dem
Wasserrecht weitgehend verzich-
tet werden.

Deponiebedarf in den
meisten Bundesländern

Harmut Haeming (Interessen-
gemeinschaft Deutscher Deponie-
betreiber) rechnete vor, dass bis
spätestens im Jahr 2026 in ganz
Deutschland erhebliche Probleme
hinsichtlich der Deponierung mi-
neralischer Abfälle zu erwarten
sind. Auch wenn die vorliegende
Datenlage in den Bundesländern
unklar, zumindest aber nicht ein-
deutig ist, bestehe in den meisten
Bundesländern zumindest regio-
naler Deponiebedarf. Haeming:
„Wenn zeitnah keine neuen Depo-
nien hinzukommen, nähern sich
einige Bundesländer sehr schnell
dem Entsorgungsnotstand.“

Nach seiner Ansicht sind die
Landesregierungen der betroffe-
nen Bundesländer deshalb aufge-
fordert, potenzielle Vorhabenträ-
ger massiv, vor allem bei der Plan-
rechtfertigung für neue Deponie-
kapazitäten, zu unterstützen. Zu-
nächst sollten jedoch vorhandene
Deponiestandorte technisch voll-
ständig genutzt werden, weil dort
der Eingriff in Natur und Land-
schaft bereits erfolgt ist und so ver-
gleichsweise schnell neuer Depo-
nieraum generiert werden kann.
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Nicht verpassen!  
Getourt wird von April bis Juni 2017. Termine in Ihrer Nähe: 
04.05.2017 | Beutlhauser | Biathlonstadion, Oberhof 
23.05.2017 | Wilhelm Mayer | Brühlhalle, Elchingen 
30.05.2017 | Henne Heimstetten | Océ, Poing (bei München) 
Mehr Infos unter mbs.mercedes-benz.com/unimog-tour-2017

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
www.mercedes-benz.de/unimog

Der Beck CITYrund Abfallbehälter - vorher und nachher. 

Einfach weggewischt:

Nusser Stadtmöbel löst
das Graffiti-Problem

Egal ob Edding oder Sprühlack - das neue Anti-Graffiti-System
von Nusser hilft, unerwünschte „Verzierungen“ ohne aufwän-
diges Schrubben von entsprechend behandelten Metallober-
flächen zu lösen. 

Dank des innovativen Langzeit-
schutzes bleibt die Beschichtung
des Stadtmöbels bei dessen Reini-
gung vollkommen intakt und trägt
so nicht nur dazu bei, Ruhezonen
einladend zu halten, sondern auch
Zeit und Geld zu sparen. 

Im Gegensatz zu altherge-
brachten Beschichtungen gegen
Graffiti bietet die innovative Anti-
Graffiti Farbbeschichtung von
Nusser einen permanenten Schutz
gegen die Auswirkungen von
Sprays und Stiften. 

Wie viele herkömmliche La-
cke auch, ist der mit speziellen
Zusatzstoffen versehene Anti-
Graffiti Farblack in vielen RAL
und DB Farbtönen erhältlich.
Stadtplaner und Außenraumge-
stalter, die sich für Stadtmöbel
von Nusser, Beck oder ODM
entschieden haben, können die
entsprechende Farbbeschich-
tung bei ihrer Produktauswahl
direkt mitbestellen und so auf
jegliche Nachbehandlung ver-
zichten. 

Die Unimog Tour 2017 findet von April bis Juni an zehn Ver-
anstaltungsorten in Deutschland und erstmals auch in Tsche-
chien statt. 

Roadshow 
mit Erlebnischarakter
von April bis Juni 2017
Rund 30 Unimog geben einen intensiven Einblick 

in das breit gefächerte Leistungsspektrum der Fahrzeuge
An insgesamt zehn Veranstaltungsorten macht die Unimog
Tour 2017 von April bis Juni Station. Bei den eintägigen Ver-
anstaltungen der Roadshow stellen rund 30 Mercedes-Benz
Unimog ihre überragenden Fähigkeiten im Einsatz mit unter-
schiedlichsten Geräte- und Aufbaulösungen unter Beweis. 

Neben den umweltfreundli-
chen Unimog Geräteträgern
U 218 bis U 530 demonstrie-
ren auch die hochgeländegängi-
gen Mercedes-Benz Unimog 
U 4023 bis U 5030 ihre Vorteile
für den professionellen Arbeit-
seinsatz.

Exponate und 
Einsatzbeispiele 

Gastgeber vor Ort ist Merce-
des-Benz Special Trucks gemein-
sam mit den Unimog Vertrieb-
spartnern. In Verbindung mit
zahlreichen Geräte- und Aufbau-
herstellern zeigen sie maßge-
schneiderte An- und Aufbaulö-
sungen mit wirtschaftlichem Nut-
zen für ein breites Spektrum spe-
zialisierter Einsatzbereiche wäh-
rend des ganzen Jahres. Auf dem
Programm stehen dabei nicht nur
Exponate und Einsatzbeispiele
für den Sommer- und Winter-
dienst in Kommunen, sondern
auch zum Beispiel für verschie-
denste agrarspezifische Applika-
tionen, die Bauwirtschaft, die
Feuerwehr sowie den 2-Wege-
Einsatz auf Straße und Schiene.

Live-Vorführungen

Spannende Live-Vorführun-
gen versprechen Unterhaltung
und Information mit echtem Pra-
xisbezug. Fachvorträge und Ge-
spräche mit Experten von Mer-
cedes-Benz Special Trucks und
den zahlreichen Geräte- und
Aufbaupartnern runden das ab-
wechslungsreiche Programm ab.

Bei der Unimog Tour 2017
liegt der Fokus auf Fahrzeuglö-
sungen für anspruchsvolle Ein-
satzanforderungen vor allem im
kommunalen Bereich sowie bei
Dienstleistern.

Interessenten können sich
direkt bei ihrem Unimog Ver-
triebspartner anmelden. Detail-
lierte Informationen zur Unimog
Tour 2017 stehen in der Merce-
des-Benz Special Trucks World
unter mbs.mercedes-benz.com/
unimog-tour-2017 zur Verfü-
gung.

Wichtige Termine:
4. 5. 2017: Carl Beutlhauser
Kommunal- und Agrartechnik
GmbH & Co. KG, DKB Arena,
Tambacher Str. 44, 98559 Ober-
hof
23. 5. 2017: Wilhelm Mayer
GmbH & Co. KG, Brühlhalle,
Nersinger Str. 21, 89275 Elchin-
gen
30. 5. 2017: Henne Nutzfahrzeu-
ge GmbH, Océ Customer Experi-
ence Center, Siemensallee 2,
85586 Poing (bei München).

Im Mittelpunkt stehen die Wirt-
schaftlichkeit, der Ganzjahres-
nutzen und die vielfältigen An-
wendungsmöglichkeiten des Uni-
mog in Kombination mit maßge-
schneiderten An- und Aufbau-
lösungen. 

Unimog U 423 mit Aufbaukehrmaschine der Firma Trilety. 

„Grün“ hilft „Orange“
Mercedes-Benz zeigt auf der Freilandmesse 

Demopark breit aufgestelltes Unimog-Programm
Kommunale Aufgaben wie Grünpflege, Winterdienst und
Straßenunterhaltung werden immer häufiger nicht mehr nur
durch die Kommunen selbst, sondern auch von landwirt-
schaftlichen Dienstleistern und Lohnunternehmen ausgeführt
– die Einsatzfarbe „ Grün“ unterstützt den Bereich von
„Orange“. Dem trägt der Auftritt der Mercedes-Benz Unimog
auf der Freilandausstellung Demopark (11.-13. Juni 2017,
Stand B-243) bei Eisenach Rechnung. 

Gerade die Möglichkeit, mit
nur einem Geräteträger-Fahr-
zeug über das ganze Jahr hin-
weg völlig unterschiedliche Ar-
beiten zu erledigen, ist die
große Stärke des Unimog und
überzeugt auch Landwirte, die
nach besserer Auslastung ihrer
Betriebe suchen. Die Möglich-
keiten liegen in Grünarbeiten
und Straßenpflege in der Über-
gangszeit vor dem Frühjahr und
dem Winter, im Winterdienst
selbst, im Wegebau und im Ge-
wässerbau, wie beispielsweise
bei Arbeiten an Uferflächen
oder im Bachbett.

Neue Nutzungsmöglichkeiten
für Unimog 
in Agrarausstattung

Dafür bringt der Unimog al-
les mit: sowohl leistungsstarke
Motoren, ausgeklügelte Kraft-
übertragung für die Straße und
den Geräteeinsatz als auch her-
vorragende Eigenschaften für
die Fahrt abseits fester Straßen.
Daneben hilft die Autobahn-

tauglichkeit des Unimog, auch
längere Wegstrecken zwischen
den Einsatzorten mühelos und
komfortabel zu bewältigen. Die
Exponate und Vorführungen auf
dem 3.780 qm großen Ausstel-
lungsgelände von Mercedes-
Benz greifen diese Anforderun-
gen gezielt auf. 

So ist zum Beispiel ein Uni-
mog U 529 in Agrarausstattung
mit Geräten zum Wegebau aus-
gerüstet, die dabei helfen, Über-
wucherung von Banketten zu
verhindern und die Drainage si-
cherzustellen. Die Agrarausstat-
tung umfasst dabei unter ande-
rem eine Frontzapfwelle zum
Geräteantrieb, Frontkraftheber
und die Möglichkeit zum Anbau
eines Frontladers. 

Für die meisten Modelle sind
mechanische oder hydraulische
Heckzapfwellen und Heckkraft-
heber lieferbar, ebenso spezielle
Reifengrößen bis 495/70 und
die vom Fahrerplatz aus be-
quem bedienbare Reifen-
druckregelanlage Tire Control
Plus. 

Das Comeback
der Gartenstadt

Was können Stadtplaner aus der mehr als 100 Jahre alten Idee der
Gartenstadt lernen? Eine vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) veröffentlichte Forschungsarbeit reflek-
tiert die Entwicklung von Gartenstädten, stellt Fallbeispiele vor
und zeigt, wie sich die Gartenstadtidee neu interpretieren lässt.

Die Forscher untersuchten für
das Projekt „Gartenstadt 21 – Visi-
on oder Utopie?“ Fallbeispiele
von Gartenstädten, die seit dem
frühen 20. Jahrhundert entstanden
sind. „Die Gartenstadtbewegung
entwickelte damals einen Gegen-
entwurf zu der aus ihrer Sicht ver-
dichteten und überlasteten Stadt“,
betont BBSR-Direktor Harald
Herrmann. „Gleichzeitig versuch-
te sie, die Vorzüge des Ländlichen
mit den Vorzügen des Städtischen
zu verbinden. Das scheint ange-
sichts des Wachstums unserer
Großstädte auch heutzutage für
viele wieder erstrebenswert.“

Der Wegbereiter der Garten-
stadtbewegung, Ebenezer Ho-
ward, beschrieb die Gartenstadt als
Siedlungsraum, der sich durch
gemäßigte Dichten, viele Freiräu-
me und geordnete Verkehrsver-
hältnisse auszeichnete. Gleichzei-
tig standen bezahlbarer Wohn-
raum und genossenschaftliche
Prinzipien wie ein Gemeineigen-
tum an Grund und Boden im Zen-
trum des Gartenstadtmodells. 

Die von den Forschern ausge-
werteten Fallbeispiele zeigen: Das
Leitbild der Gartenstadt wurde in
seinem sozialreformistischen An-
satz nur selten konsequent umge-
setzt. Ein kooperatives Planungs-

verständnis und die Beteiligung
privater Bauherren und Genos-
senschaften an der Entwicklung
der Quartiere sorgen aber dafür,
dass gartenstädtische Ideen wie-
der in städtebauliche Planungen
einfließen. 

Beispiele dafür sind viele in
den 1990er Jahren entstandene
Quartiere. Ansätzen der Flächen-
entwicklung durch Bauträgermo-
delle stehen dort zunehmend al-
ternative Ansätze gegenüber, die
Genossenschaften, Baugemein-
schaften und kommunale Woh-
nungsgesellschaften stärker in
den Fokus rücken. Anders als die
Gartenstädte der Nachkriegszeit
sind diese Quartiere dicht bebaut.
Sie zeichnen sich durch attraktive
und miteinander vernetzte Grün-
flächen sowie viele gemischte
Funktionen und Nutzungen aus.
Auch nachhaltige Mobilitätskon-
zepte spielen eine große Rolle.

„Die Gartenstadt heute ist grün,
urban und vernetzt. Sie lässt sich
nicht mehr auf ein Leitbild für
Stadterweiterung am Stadtrand
oder Trabantenstädte auf der grü-
nen Wiese reduzieren“, betont
Herrmann. „Wichtig ist, dass die-
se Quartiere für Menschen mit un-
terschiedlichem Einkommen at-
traktiv bleiben.“ 
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Bund fördert Breitbandausbau: 

Profiteure Ebensfeld
und Heiligenstadt

Bundesminister Dobrindt überreicht Förderbescheide

„Das ist eine wirklich großartige Nachricht und ein sensatio-
neller Erfolg: Heiligenstadt erhält als erste Kommune meines
Wahlkreises Bamberg-Land aus dem Bundesprogramm für
Breitbandausbau einen Zuschuss von 4,88 Millionen Euro für In-
frastrukturmaßnahmen, Ebensfeld als erste im Landkreis Lich-
tenfels einen Obolus über 695.656 Euro. Damit profitieren die Ge-
meinden bereits zum zweiten Mal vom Bundesprogramm. Sie
stellen damit die Weichen für einen Highspeed-Anschluss an die
schnelle Datenautobahn und sorgen dafür, dass ihre Bürgerinnen
und Bürger sowie Unternehmen in Zukunft bald ins Gigabit-Zeit-
alter starten können“, unterstrich Bundestagsabgeordnete Emmi
Zeulner (Wahlkreis Kulmbach, Lichtenfels, Bamberg-Land). 

Die Förderbescheide über-
reichte Bundesminister Alexan-
der Dobrindt am Dienstagmittag

im Beisein der Abgeordneten im
Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur in Ber-

lin an Ersten Bürgermeister Bern-
hard Storath, Ebensfeld, und Er-
sten Bürgermeister Helmut Krä-
mer, Heiligenstadt.  

„Gerade in ländlichen Regio-
nen ist der Internetausbau ele-
mentar für die Standortsicherheit
und Lebensqualität. Schnelle In-
ternetzugänge sind in der globa-
len Wissensgesellschaft für Un-
ternehmen und Bürger mittler-
weile genauso wichtig wie Straßen
und Schienen, Wasser- und Ener-
gienetze“, betont MdB Zeulner. 

Sie hat sich in den vergangenen
zwei Jahren engagiert für den
Breitbandausbau in den Kommu-
nen ihres Wahlkreises eingesetzt
und im Rahmen von zwei Breit-
bandforen gemeinsam mit Vertre-
tern des BMVI sowie des Bun-
desbreitbandbüros Bürgermeister
und Landräte über das neue För-
derprogramm informiert. „Die
Verfügbarkeit breitbandiger Inter-
netzugänge ist Voraussetzung für
neue Dienste mit hohem wirt-
schaftlichem Potenzial: elektroni-
scher Geschäftsverkehr (E-Bu-
siness, E-Commerce), Behörden-
dienste (E-Government), Gesund-
heitsfürsorgedienste (E-Health)
oder elektronischer Unterricht (E-
Learning)“, führt die Abgeordnete
vor Augen.

„Für die Entwicklung des länd-
lichen Raums ist der Breitband-
ausbau äußerst wichtig“, unter-
streicht Erster Bürgermeister Hel-
mut Krämer, Heiligenstadt. Der
Markt Heiligenstadt will die Mit-
tel für den Aufbau eines eigenen
Glasfasernetzes nach dem Betrei-
bermodell nutzen, das Investiti-
onsvolumen umfasst voraussicht-
lich 8,6 Millionen Euro. 

Neue Perspektiven

„Ohne die Zuschüsse vom
Bund wäre das finanziell für unse-
re Kommune nicht zu stemmen.
Doch auch wenn es finanziell rie-
sige Herausforderungen sein wer-
den, wird das Projekt ganz neue
Perspektiven eröffnen und wir
hoffen, dass sich dann auch neue
Betriebe ansiedeln“, so das Ge-
meindeoberhaupt. „Wir kommen
mit den aktuellen Bandbreiten ein-
fach in Zukunft nicht mehr hin. Im
Augenblick liegen sie zwischen 0
und 45Mbit/s. Mit einem Glasfa-
sernetz sind nach oben keine
Grenzen gesetzt. Eine ordentliche
Breitbandversorgung ist in der 77
Quadratkilometer großen Ge-
meinde Heiligenstadt mit ihren 24
Gemeindeteilen für die zukünftige
Entwicklung unerlässlich.“ Bür-
germeister Krämer hofft, dass bis
Ende 2019 alle Bürgerinnen und
Bürger auf der Highspeed-Daten-
autobahn surfen können.

„Wir sind bestrebt, dass jede

Im Beisein der Bundestagsabgeordneten Emmi Zeulner über-
reichte Bundesminister Alexander Dobrindt (l.) den Förderbe-
scheid an Ersten Bürgermeister Bernhard Storath, Ebensfeld
(2.v.l.), und Geschäftsstellenleiter Rüdiger Schmidt, Heiligen-
stadt (rechts daneben). Bild: BMVI

Bürgerin und jeder Bürger der
Marktgemeinde so schnell wie
möglich das schnellste Internet
bekommt. Die weiteren Förder-
mittel eröffnen uns weitere Mög-
lichkeiten, uns die neuesten Tech-
nologien zu holen“, kommentiert
Erster Bürgermeister Bernhard
Storath die Förderzusage. „Die
Mittel werden für den Glasfaser-
ausbau eingesetzt. Der Breitband-
ausbau nimmt für den Markt
Ebensfeld einen sehr wichtigen
Stellenwert ein. Obwohl Ebens-
feld eine Flächengemeinde (68,73
km²) mit rund. 5700 Einwohnern
ist, versuchen wir jederzeit die Er-
höhung der Bandbreiten schnellst-
möglich umzusetzen.“

Nachdem der Markt Ebensfeld
das Fördervolumen des Bayeri-
schen Programms bereits kom-
plett ausgeschöpft hat, hofft der
Bürgermeister nun mit der zwei-
ten Förderung aus dem Bundes-
programm die restlichen Ortsteile
mit schnellem Internet zu versor-
gen. Im Moment gibt es noch
Ortsteile im Markt Ebensfeld, die
mit unter 30 Mbit/s versorgt sind.
Nachdem Ausbau sollen diese
Ortsteile mit mindestens 30 bis 50
Mbit/s versorgt werden 

Glasfasermasterplan 

Mit dem ersten Zuschuss vom
Bund hatte die Gemeinde 2016 in
Zusammenarbeit mit einem Inge-
nieurbüro einen Glasfasermaster-
plan erstellt, erläutert Breitband-
pate Tobias Walter. Die Förde-
rung der Infrastrukturmaßnah-
men wurde im Dezember 2016
beantragt. Bürgermeister Storath
informiert weiter: „Im Lauf des
Jahres 2017 sollen die Bandbrei-
ten in den bisherigen Kabelver-
zweiger (sogenannte OutdoorDs-
lams) von 50 Mbit/s auf 100
Mbit/s erhöht werden. Das bringt
eine Verbesserung für jeden An-
schlussnehmer. Bei allen Straßen-
baumaßnahmen oder Kanalbau-
maßnahmen wird geprüft, ob
Leerrohre für den FTTH-Ausbau
(Glasfaser ins Haus) mit verlegt
werden können.“ 

Konkurrenzfähig bleiben

„Ebensfeld und Heiligenstadt
haben die Chance genutzt und
profitieren nun ein zweites Mal
vom neuen Bundesförderpro-
gramm“, freut sich MdB Zeulner.
„Ich hoffe, dass noch weitere
Kommunen dem Beispiel der
Marktgemeinde folgen und sich
die Förderung aus dem Bundes-
programm sichern. Gerne unter-
stütze ich sie dabei. Um den An-
forderungen der Zukunft gerecht
zu werden, ist es absolut notwen-
dig, dass mittelfristig ein Ausbau
der Glasfaserinfrastruktur mit 
Gigabit-Geschwindigkeit erfolgt.
Nur so können wir hierzulande
konkurrenzfähig bleiben. Deswe-
gen muss auch die Politik alles
daran setzen, die digitalen Netze –
ob drahtlos oder drahtgebunden –
zukunftsfähig auszubauen. Dafür
werde ich mich weiterhin einset-
zen“, so die Abgeordnete. 

V. l.: Die Bundestagsabgeordneten Karl Holmeier (l.) und Ma-
rianne Schieder freuen sich mit dem Chamer Landrat Franz
Löffler (2. v. r.) über die Bekanntgabe der Auszeichnung durch
Dr. Helmut Born, den Vorstandsvorsitzenden der DSK (Deut-
sche Stiftung Kulturlandschaft). Bild: Markus Mempel

Landkreis Cham ist 
„Kulturlandschafft 2017“

Der Landkreis Cham ist Preisträger „Kulturlandschafft 2017“.
Dies wurde durch die Deutsche Stiftung Kulturlandschaft
(DSK)  in der Vertretung des Freistaates Bayern in Berlin im
Rahmen eines Pressegespräches bekannt gegeben. 

Landrat Franz Löffler bedankte
sich für diese besondere Auszeich-
nung, die alle zwei Jahre an einen
Landkreis, der sich aus eigener
Kraft äußerst positiv entwickelt
hat, vergeben wird. Besonders be-
merkenswert findet er die Tatsa-
che, dass man sich nicht für diese
Auszeichnung bewerben konnte,
sondern dass die DSK den
Preisträger quasi „inkognito“ be-
stimmt. Somit stand der Landkreis
Cham in Konkurrenz zu den 401
Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten in ganz Deutschland.

„Der Preis ist eine Bestätigung
für die vielen fleißigen Menschen
in unserer Region, die in den zahl-
reichen innovativen Betrieben und
Unternehmen ihre Schaffenskraft
einbringen. Wir haben es ge-
schafft, das Wertschöpfungspoten-
tial unserer Menschen und Firmen
in den Landkreis zurückzuholen
und auch hier zu behalten. Der
Preis geht zu Recht an den Land-
kreis Cham, weil die Begriffe
„Kultur“, „Land“ und vor al-
lem „schafft“ hervorragend auf
unsere Heimat und ihre Menschen
zutreffen“, freute sich Löffler.

Die beachtliche Entwicklung
vom strukturschwachen Land-
kreis, in dem Arbeitslosenquoten
von teilweise 40 % zu verzeichnen
waren hin zur Technologieregion,
beeindruckte die DSK.

Als Basis auch für den weiteren
Erfolg sieht der Landrat die Bil-
dungsoffensive des Landkreises in
den letzten zehn Jahren. Dabei
wurden mehr als 70 Millionen Eu-
ro in schulische Einrichtungen in-
vestiert. Kooperationen mit Hoch-
schulen ermöglichen ein Studium
in der Heimat. 

Hochqualifizierte Betriebe aus
Handwerk und Industrie, Handel
und Dienstleistung tragen seit vie-
len Jahren zu Deutschlands höchs-
ten Ausbildungsquoten bei. Es ist
aber das Zusammenspiel weiterer
Faktoren im Landkreis, was unter
anderem dazu führte, dass die Ein-
wohnerzahl entgegen dem Trend
der Landflucht zunahm.

Sei es eine intakte Kulturland-
schaft, die vor allem durch einen
modernen Bauernstand gepflegt
wird, oder der Naturpark Oberer
Bayerischer Wald, der zur Erho-
lung der Bevölkerung und zahlrei-
cher Urlaubsgäste beiträgt: Der
Landkreis Cham bietet viele Grün-
de, sich hier niederzulassen oder
erst gar nicht die Heimat verlassen
zu müssen. Man kann hier auf ho-
hem Niveau leben und arbeiten.

Zuversichtlich gibt sich Landrat
Löffler, dass der Landkreis die
Weichen für eine sichere und le-
benswerte Zukunft bereits jetzt
schon gestellt habe. Den Heraus-
forderungen und Trends der Zu-
kunft – wie beispielsweise der Di-
gitalisierung – könnten die Men-
schen in dieser Region mit einer
gewissen Zuversicht entgegentre-
ten. Dies vor allem deshalb, „weil
sie es schon immer verstanden ha-
ben, hart anzupacken und innova-

tiven Entwicklungen aufgeschlos-
sen gegenüberstanden.“

Mit dem Preisgeld in Höhe von
10.000 Euro soll eine Smartpho-
ne-App für eine künftig noch
einfachere Nutzung des ÖPNV
im Landkreis eingerichtet wer-
den. 

Europäische Metropolregion München:

OB Reiter erneut 
Vorstandsvorsitzender

Im Mittelpunkt der Mitgliederversammlung sowie der Lenkungs-
kreis- und Vorstandssitzung der Europäischen Metropolregion
München e.V. standen die turnusgemäßen Neuwahlen der Ver-
einsgremien. Dabei wurden der Münchner Oberbürgermeister
Dieter Reiter als Vorstandsvorsitzender und sein Stellvertreter
Landrat Christoph Göbel einstimmig in ihren Ämtern bestätigt.

Als zweiter stellvertretender
Vorsitzender wurde Peter Saal-
frank, Hauptgeschäftsführer der
IHK Schwaben, gewählt. „Konti-
nuität auf Vorstandsebene ist ein
wichtiges Zeichen nach außen
und eine gute Basis für unsere
laufenden und für zukünftige Pro-
jekte. Auch die Zusammenarbeit
der Landeshauptstadt mit der Re-
gion profitiert davon. Wir, der
EMM e.V., sind auf einem guten
Weg“, Wolfgang Wittmann, Ge-
schäftsführer des Vereins Eu-
ropäische Metropolregion Mün-
chen, freut sich über den harmo-
nischen Sitzungsverlauf.

Zum ersten Mal wird der Vor-
stand – gemäß Satzungsänderung
– für vier Jahre anstatt für zwei
Jahre berufen. Insgesamt besteht

der Vorstand des EMM e.V. aus
acht Vertretern der Gebietskör-
perschaften und acht Vertretern
der Wirtschaft und Gesellschaft
und wird vom Lenkungskreis des
Vereins gewählt. So sind neben
den genannten Repräsentanten
auch Vertreter aus Unternehmen,
Handwerkskammern und Uni-
versitäten Teil des Vorstandes. 

Eine Auflistung aller Vor-
standsmitglieder liefert das Inter-
net unter www.metropolregion-
muenchen.eu/uploads/pics/
3.1_Organisation_VORSTAND_
2017.pdf und die aktuelle Aufstel-
lung zum Lenkungskreis findet
man unter www.metropolregion-
m u e n c h e n . e u / u p l o a d s /
p i c s / 3 . 1 _ O r g a n i s a t i o n _
LENKUNGSKREIS_2017.pdf

Immer weniger Asylbewerber
Landkreis München denkt über

Reduzierung der Prognosezahlen nach 
Der Bericht zur Asylbewerberunterbringung ist schon lange ein 
fixerTOPauf derTagesordnung des Kreisausschusses. Dieses Mal
überraschte  Leonhard Schmid, Leiter des Geschäftsbereiches
Asylbewerberunterbringung im Landratsamt, die Kreisräte  mit
ersten Überlegungen, die bisherigen Prognosezahlen und damit
auch die gemeindlichen Quoten zu reduzieren. 

Schon seit längerer Zeit erhält
der Landkreis München keine
nennenswerten Zuweisungen von
Asylsuchenden mehr. Auch ist
nicht absehbar, wann sich an die-
ser Situation ggf. wieder etwas
ändern würde. Dies hat die Land-
kreisverwaltung bewogen, das
bisherige Prognoseszenario, das
von langfristig 6.000 im Land-
kreis München unterzubringen-
den Personen ausgeht, zu über-
denken. 

Dass aufgrund des stoppenden
Zustroms an Asylsuchenden gar
keine neuen Unterkünfte mehr
gebraucht würden, steht dabei
nicht zur Diskussion. Vielmehr

haben die Mitarbeiter des Ge-
schäftsbereiches Asyl versucht,
anhand der bisher gemachten Er-
fahrungen, den Bedarf neu zu be-
rechnen. Dabei spielt unter ande-
rem der mögliche Familiennach-
zug eine Rolle. Dieser wird auf
300 bis 400 Familienangehörige
geschätzt, die nach und nach im
Landkreis München ankommen
könnten. 

Auch die Sicherung der An-
schlussunterbringung der bislang
noch in Notunterkünften leben-
den Asylsuchenden sowie der
volljährig werdenden unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlinge,
die mit Erreichen der Volljährig-

keit über kurz oder lang vom Zu-
ständigkeitsbereich des Jugend-
amtes und aus den Einrichtungen
der Jugendhilfe in die Zuständig-
keit der „normalen“ Asylbewer-
berunterbringung wechseln, gilt
es zu gewährleisten. Rund 900
zusätzliche Plätze werden für die-
se beiden Gruppen benötigt. An-
erkannte Asylbewerber schaffen
es darüber hinaus immer wieder,
auf dem freien Wohnungsmarkt
eine eigene Unterkunft zu finden,
andere müssen aufgrund eines ab-
lehnenden Bescheides Deutsch-
land verlassen. Unter all diesen
Prämissen steht im Raum, die bis-
herige Planungszahl von 6.000
Unterzubringenden auf 4.500 zu
reduzieren. 

Vor diesem Hintergrund wer-
den nun alle in Planung befindli-
chen neuen Projekte noch einmal
einer genauen Prüfung unterzo-
gen. Neben den eventuellen neu-
en gemeindlichen Quoten, die

aufgrund des Frühstadiums der
Überlegungen noch nicht präsen-
tiert wurden, soll dabei auch im-
mer ein gemeindeübergreifender
Raum im Einzugsbereich der in
Planung befindlichen Projekte
unter die Lupe genommen wer-
den, um eine möglichst noch ge-
rechtere reale Verteilung herbei-
zuführen. 

Die spontanen Reaktionen der
Kreisausschussmitglieder waren
ganz unterschiedlich – zwischen
freudiger Erwartung und vorsich-
tiger Mahnung, für mögliche er-
neute Zuweisungen ausreichend
gewappnet zu sein. Landrat Chri-
stoph Göbel gab dabei zu beden-
ken, dass eventuelle Überkapa-
zitäten aber womöglich anderen
Landkreisen zugute kommen
könnten, die ihre Quoten nicht er-
füllen. Einen größeren Leerstand
im Landkreis würde die Regie-
rung von Oberbayern nur sehr
unwahrscheinlich tolerieren. 
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„Na Leute, haben denn we-
nigstens wir einen richtig hei-
ßen Scheiß zu bieten?“ Mein
Chef, der Bürgermeister, amü-
sierte sich köstlich über unsere
dummen Gesichter, als er uns
diesen flapsigen Spruch entge-
genschleuderte.

Er bezog sich natürlich auf
den verbalen Stoßseufzer einer
ansonsten eher betulichen Poli-
tikerin, die nach dem subopti-
malen Abschneiden ihrer Par-
tei bei der Saarlandwahl das allgemein als drö-
ge wahrgenommene Programm ihrer Partei mit
den Worten zusammenfasste, die Themen der
Partei würden „nicht als der heiße Scheiß der
Republik“ wahrgenommen. Damit ist ihr wenigs-
tens eines gelungen: Sie wurde wahrgenommen.
Diese Anleihe bei der Jugendsprache oder was
man als Ü40 so für Jugendsprache hält, wurde
praktisch überall gesendet, abgedruckt und war
natürlich auch ein gefundenes Fressen für Kaba-

rettisten. Merke: Wenn man mit den Inhalten kei-
nen Hund hinter dem Ofen hervor bzw. keinen
Wähler an die Urne locken kann, dann muss man
halt verbal zu überraschen wissen.

Natürlich wollte der Bürgermeister wissen,
was wir in dieser Woche der Öffentlichkeit als
neue Initiative des Rathauses vorstellen wollen.
Tatsächlich haben wir was. Zwar kein klassischer
hot burner, der den Blätterwald wird rauschen
lassen, aber für uns doch ganz wichtig: Das neue
Baustellen Informationssystem, kurz BIS.

Denn im Frühjahr sprießen sie ja wieder aus
dem Boden wie die Osterglocken: Baustellen al-
ler Art. Wohin man auch blickt, man erkennt, die
Republik hat wieder Geld. Keine paar Kilometer
kann man auf einer Autobahn oder Landstraße
fahren, schon wird da eine Brücke saniert oder
neu gebaut. Fahrbahnen werden verschwenkt
und Straßenbelege abgefräst, dass es nur so seine
Art hat. Kaum hat man eine Baustelle hinter sich
und gibt wieder so richtig Gas, kommt schon die
Vorankündigung zur nächsten. Viel Spaß im Ur-
laubsverkehr.

Aber auch in den Städten wird gebaut wie ent-

fesselt. Wurde in vielen Fällen
ja auch Zeit, dass die Infra-
struktur, vor allem auch die un-
ter den Straßen und Gehwegen,
vom Abwasserkanal über die
Fernwärmeleitung bis hin zum
Internetkabel, mal gründlich
auf Vordermann gebracht wird.

Und mal ganz ehrlich: Im
Vergleich zu früher ist doch das
Baustellenmanagement – jeden-
falls nach meinem subjektiven
Empfinden – viel besser gewor-

den. Die Bauzeiten wurden kürzer, die Umleitun-
gen bzw. Umfahrungen werden stauärmer orga-
nisiert, die Betroffenen besser informiert. Den-
noch machen Baustellen Ärger. Da kann man
noch so viele Schilder aufstellen „Wir bauen für
Sie, bitte haben Sie Verständnis“, irgendwas ist
immer. Manchen platzt halt der Kragen, wenn er
im unvermeidlichen Stau steht, andere werden
zermürbt durch den ebenso unvermeidlichen
Lärm. Einige Fragen stellt man sich ja selber, et-
wa, wenn eine Straße in der Stadt neun Monate
gesperrt bleibt oder wenn man tagelang keine
Baufortschritte registrieren kann. 

Das Meiste lässt sich gut und kurz erklären, et-
wa Baueinstellungen wegen archäologischer
Funde oder Unterbrechungen, weil sich schlicht
ein Fundament setzen muss. Auch die Abfolge
von Arbeiten an Kanalisation, Fernwärme und
Telekommunikationsleitungen unter derselben
Straße und die damit lange Bauzeit kann man
einsichtig darstellen. Deshalb werden wir un-
ser BIS in Betrieb nehmen, damit während der
Bauzeit die Bürger alle wesentlichen Informa-
tionen zu „ihren“ Baustellen jederzeit online
abrufen und konkrete Fragen ans Bauamt stel-
len können.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist zufrieden:
Information ist alles! Aber man kann bei den
heutigen Planungsvorläufen und den ewigen
Einwänden ja schon mal froh sein, wenn über-
haupt gebaut werden kann. Zur Aufmunterung
twittere ich dem Chef einen Satz des charman-
ten Talkers Alfred Biolek: „Baulärm war
früher Krach, heute nennt man ihn Wachs-
tumsmusik.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Information 
ist alles 

Fachtagung im Bezirksrathaus Ansbach:

Wie Jugendpolitik
gelingen kann

Welche Rolle können Jugendliche im öffentlichen Raum ein-
nehmen und welche Weichen kann die Kommunalpolitik dabei
stellen? Fragen wie diesen ging die vom Bezirksjugendring
veranstaltete Fachtagung „Jugend im öffentlichen Raum“ in 
Ansbach nach. Nach der Begrüßung durch Bezirkstagspräsident
Richard Bartsch und dem Vorsitzenden des Bezirksjugendrings
Bertram Höfer, standen informative Vorträge und thematisch an-
spruchsvolle Arbeitsgruppen auf dem Programm.

Wie eine jugendfreundliche
Gemeinde Wirklichkeit werden
kann, darüber berichteten Win-
fried Pletzer vom Bayerischen Ju-
gendring und Prof. Dr. Peter-Ul-
rich Wendt, Hochschule Magde-
burg. Pletzer plädierte dabei
zunächst für gleichberechtigte
Möglichkeiten der Jugendkultur
im öffentlichen Raum. 

Integrationsfunktion

Der öffentliche Raum ist laut
Pletzer die „Unterlage“, auf der
sich gelingendes Zusammenleben
im Gemeinwesen abspielt. Vitale
öffentliche Räume zeichneten sich
durch die Offenheit und Vielfalt
ihrer Nutzungsstrukturen und Nut-
zer aus. Sie vereinten besondere
Qualitäten wie bauliche Atmos-
phäre, gelungene Mischungen
von Wohnen, Arbeiten, Einkau-
fen, Freizeit sowie eine größtmög-
liche Vielfalt an unterschiedlichen
Kulturen, Generationen und Al-
tersgruppen. Öffentliche Räume
hätten eine wichtige Integrations-
funktion, weshalb sie ungehindert
für alle Bewohner und Besucher
zugänglich sein müssten.

„Junge Menschen sind wichti-
ger Teil des öffentlichen Gemein-
wesen“, führte Pletzer aus. „Ju-
gendliche und Jugendkulturen
bereichern den öffentlichen
Raum, tragen zu kultureller Viel-
falt und lebendiger Kreativität auf
unseren öffentlichen Plätzen bei.“
Ebenso wie alle anderen Mitbe-
wohner seien auch sie im öffentli-
chen Raum „Bürger erster Klas-
se“. Ihre Kompetenz im öffentli-
chen Leben sei deshalb unver-
zichtbar, wenn es um die Bele-
bung, Gestaltung und Verände-
rung von öffentlichen Leben in
öffentlichen Räumen geht.

Unbestritten sei heute, dass
sinnvolle Stadt- und Ortsplanung
und gelingende Gemeinwesen-

entwicklung ein kontinuierliches
gemeinsames Handeln und eine
enge Kooperation und Abstim-
mung von privaten und öffentli-
chen Akteuren benötigen. Die
Einbeziehung von Betroffenen
und Experten und die Mitwir-
kung einer Vielzahl von Bürgern
bei Entwicklungs- und Entschei-
dungsprozessen stelle einen Aus-
gangspunkt für zukünftige le-
benswerte öffentliche Räume dar.

„Nicht nur weil die Jugendli-
chen heute die Nutzer des geplan-
ten Raumes von morgen sind,
sondern auch aufgrund ihrer so-
zialräumlichen Kompetenz, ihrer
Kreativität, Gestaltungsfreude,
Fantasie und kulturellen Vielfalt
sollen junge Menschen als ‚Ex-
perten‘ in Stadt- und Dorfent-
wicklungsprozesse und Gestal-
tungsprozesse an zentraler Stelle
mit einbezogen und somit auch
mit in die Verantwortung genom-
men werden“, riet der Vertreter
des Jugendrings.

Gleichberechtigte 
Interessen-Wahrnehmung

Gemeinwesen wachse durch
Integration - auch durch erfolgrei-
che Integration von Jugendkultu-
ren im öffentlichen Raum. Die
gleichberechtigte Teilhabe von
jungen Menschen am öffentli-
chen Leben und im öffentlichen
Raum werde somit zu einem zen-
tralen Baustein für ein gelingen-
des Gemeinwesen.

Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt,
der sich mit dem Thema „Kom-
munale Jugendpolitik als Gestal-
ter von Planungsprozessen des
öffentlichen Raums“ befasste,
wies darauf hin, dass eine jugend-
gerechte Gemeinde die Interessen
junger Menschen gleichberech-
tigt wahrnimmt. Sie ermögliche
Teilhabe frühzeitig und umfas-
send. Ihr Leitbild sei vorausset-

zungslose Beteiligung, d.h. frei
von Vorgaben der Erwachsenen-
gesellschaft. In diesem Sinne ver-
standene Teilhabe sei (ergebnis-)
offen angelegt. Sie werde von der
Unterstützung der relevanten po-
litischen und sozialen Akteure vor
Ort getragen. 

Jugendarbeit hat hier Wendt zu-
folge das Ziel, solche Prozesse an-
zuregen und zu unterstützen; ihr
komme eine Katalysatorfunktion
zu, sie fungiere als Sachwalterin
junger Menschen, damit Teilhabe
voraussetzungslos erfolgen kann.

Jugendhilfe als Sachwalter

Vor dem Hintergrund, dass das
Aufwachsen von Kindern und Ju-
gendlichen komplexer geworden
sei und sich viele bisher als ver-
lässlich geltende Wege, Struktu-
ren und Bedingungen fragiler als
noch vor wenigen Jahren dar-
stellten, „besteht der zentrale Ge-
staltungsauftrag für alle beteilig-
ten Akteure darin, alle jungen
Menschen auf ein Leben in der
globalisierten Wissensgesell-
schaft vorzubereiten und ihnen
damit gute persönliche, soziale
und berufliche Zukunftsperspek-
tiven zu ermöglichen“. Die Kin-
der- und Jugendhilfe sei dabei
Sachwalter der Interessen junger
Menschen.

Die jüngsten Fortschritte bei
den Leistungen für Kinder zeig-
ten, was ambitionierte Politik zu
leisten vermag, fuhr der Wissen-
schaftler fort. Eine ähnlich be-
harrliche Politik sei nun zugun-
sten von Jugendlichen und jungen
Erwachsenen notwendig. Deren
Belange seien künftig genauso zu
achten wie die Belange der Kin-
der. Dazu bedürfe es einer profi-
lierten Jugendpolitik. Sie müsse
durch individuelle Förderung und
infrastrukturelle Unterstützung
günstige Rahmenbedingungen für
ein gelingendes Aufwachsen aller
Jugendlichen schaffen. 

Teilhabe und Partizipation

Wendt zufolge „ist Jugendpoli-
tik nicht zuletzt Bildungs-, Sozi-
al- und Familienpolitik, die junge
Menschen in ihrem Bildungsver-
lauf fördern und ihnen Zugänge
zu beruflichen Perspektiven er-
möglichen soll. Sie muss Teil-
habe und Partizipation ermögli-
chen und junge Menschen in
prekären Lebenslagen unterstüt-
zen.“ „Gute“ kommunale Ju-
gendpolitik zeichne sich dadurch
aus, dass Leitung und zentrale
Akteure an einem Strang ziehen
und strategisches Management
Jugend einschließt, d. h. sie aktiv
einbezieht, Jugend als Ressource
betrachtet und prospektiv handelt.

Im Anschluss hatten die Teil-
nehmer die Möglichkeit, in ver-
schiedenen Arbeitsgruppen tiefer
in die Thematik einzusteigen.
Schwerpunkte hierbei waren:
„Die Jugend im Dorf lassen - At-
traktive Rahmenbedingungen für
Jugendliche im ländlichen Raum
schaffen“, „Öffentlicher Raum
virtuell - Jugendliche erobern den
virtuellen Raum“, „So weit die
Füße tragen... bis zur nächsten
Bushaltestelle?“, eine moderierte
Diskussionsrunde zum Thema
„Heterogene Nutzergruppen im
öffentlichen Raum“ sowie „Kin-
der brauchen Spielräume - So-
zialraumerkundung als Instru-
ment der Kommunalplanung“.
Der Workshop gab einen Über-
blick über konkrete Beteiligungs-
methoden der Sozialraumer-
kundung, vom Kinderstadtplan
bis hin zu Elementen der genera-
tionenübergreifenden Spielleit-
planung. Für jede Gemeinde-
größe ist hier ein passendes In-
strument dabei. DK

Tourismustag Bayerischer Wald:

Leuchttürme und kreative Projekte
Im Hans-Eisenmann-Haus des Nationalparks fand der mittlerwei-
le neunte Tourismustag Bayerischer Wald statt. 200 Teilnehmer
fanden sich auf Einladung des Tourismusverbandes Ostbayern
e.V. (TVO) zu Fachvorträgen, zur Information und zum Austausch
in Neuschönau ein. 

Der Präsident des Tourismus-
verbandes, Landrat Franz Löffler
aus Cham, der die touristische
Entwicklung der vergangenen
Jahre Revue passieren ließ, blickte
zunächst auf die 1990er Jahre
zurück, als sich die Auslastung der
zahlreichen Betten verringerte, die
Preise gesenkt wurden und
schließlich das Image des Bayeri-
schen Waldes bundesweit im un-
teren Drittel der Urlaubsgebiete
lag. „Doch wir haben mit unseren
Themen Stärke bewiesen“, erklär-
te Löffler. In den Bereichen
Wellness, Mountainbiken, Wan-
dern, Natur- und Winterurlaub be-
lege die Region nun die ersten
Plätze. 

Vor zehn Jahren entstand unter
der Führung des Tourismus-
verbandes Ostbayern der Gold-
steig. Mit 660 Kilometern ist er
der längste Qualitätswanderweg
Deutschlands – ein Leuchtturm-
projekt von überregionaler
Strahlkraft und ein Magnet für
Wanderer.

Auch im Segment der Well-
ness-Reisen zeichnet sich der
Bayerische Wald durch ein hoch-
karätiges Angebot aus. Dem vom
Tourismusverband Ostbayern in-
itiierten Qualitätsverbund Premi-
um-Partner Bayerischer Wald
gehören größtenteils exklusive
Wellness-Hotels an. Deren quali-
tativ erstklassigen Angebote er-
füllen Urlaubsbedürfnisse der
heutigen Zeit und ziehen die
Aufmerksamkeit auf den Bayeri-
schen Wald.

Als hervorragende Servicean-

gebote für die Gäste nannte der
TVO-Präsident zudem das Gäste-
Umweltticket Guti, die All Inclu-
siv-Karten und auch das Online-
buchungsangebot des Tourismus-
verbandes Ostbayern, das zuletzt
bayernweit als Best Practice-Bei-
spiel ausgezeichnet wurde.

Marke intensiv nutzen

Mittlerweile ist Löffler zufolge
die Wertschöpfung je Übernach-
tung gestiegen. Die Übernach-
tungszahlen haben sich bei sieben
Millionen eingependelt. Die Gäs-
tezahlen sind so hoch wie nie zu-
vor, jedoch liegt die Aufenthalts-
dauer derzeit bei vier Tagen und
kann möglicherweise weiter sin-
ken. Auch wegen des zunehmen-
den Wettbewerbsdrucks appellier-
te Löffler an die Tagungsteilneh-
mer, sich der Digitalisierung zu
stellen, die Marke Bayerischer
Wald intensiv zu nutzen und sich
zwischen öffentlichem und priva-
tem Bereich zu vernetzen. 

TVO-Vorstand Michael Braun
berichtete über die wichtigsten Er-
gebnisse aus einer Gästebefra-
gung, die den Trend bestätigt, dass
in den Bayerischen Wald immer
mehr neue Gäste reisen. Diese
seien kritischer als Stammgäste,
zudem reiseerfahren und stellten
daher hohe Ansprüche an den
Service. Häufigste Reisearten
sind der Erholungsurlaub mit 59
Prozent und der Familienurlaub
mit 36 Prozent, gefolgt vom
Wanderurlaub mit 38 Prozent.
Das Internet ist vor Reiseantritt

mit 71 Prozent die wichtigste In-
formationsquelle für die Gäste. Im
Jahr 2009 lag diese Zahl noch bei
51 Prozent.

Günter Reimann, Destinati-
onsmanager Bayerischer Wald
beim TVO, präsentierte aktuelle
Marketingprojekte wie die Moun-
tainbikerunde „Trans Bayer-
wald“. Diese wird rund 800 Kilo-
meter betragen und durch die
sechs Bayerwald-Landkreise
Cham, Regen, Freyung-Grafenau,
Passau, Straubing-Bogen und
Deggendorf führen.

Die Themen Natur und Wildnis
beschäftigen die Menschen. Mit
Natur verbinden viele die Begrif-
fe Gesundheit und Erholung, in-
formierte Prof. Dr. Hubert Job von
der Julius-Maximilian Universität
Würzburg. Mehr als die Hälfte der
Urlauber lassen sich seiner Studie
zufolge vom Anblick einer Land-
schaft bei der Reisezielwahl inspi-
rieren. Großschutzprojekte wie
ein Nationalpark schaffen ein po-
sitives Image für eine Region und
garantieren ein seltenes authenti-
sches Naturerlebnis. Selbst im
globalen Tourismusmarkt besit-
zen sie großen Wert.

Best-Practice-Projekte aus den
Reihen der Teilnehmer zeigten,
wie erfolgreich kreative Ideen in
die Tat umgesetzt wurden und den
Tourismus im Bayerischen Wald
bereichern. Exemplarisch wurden
das Naturerlebniszentrum Haus
am Strom in Untergriesbach, der
Wildgarten mit Unterwasserbeob-
achtungsstation in Furth im Wald,
das kulinarische Schaufenster in
Zwiesel, der Alpakahof Schreiber
in Sickling-Schaufling, der Vogel-
wuide Sepp in Sankt Englmar und
die Waldkur in Lackenhäuser-
Neureichenau genannt. DK

Politisches Frühstück
der CSU Gerolzhofen

Die Themen Schutz der Familie, stabile Finanzen und natur-
nahe Waldbewirtschaftung standen im Zentrum des politi-
schen Weißwurstfrühstücks der Gerolzhöfer CSU, zu dem
CSU-Ortsvorsitzender Markus Reuß knapp 50 Politikinteres-
sierte willkommen hieß.

Gastredner MdL Dr. Otto Hün-
nerkopf betonte, dass nur mit ei-
ner starken CSU die erfolgreiche
Arbeit der Bundesregierung wei-
ter geführt werden kann. Die Par-
tei stehe für Politik aus einem
Guss, vom Stadtrat über Bürger-
meister bis zu Landtags- und
Bundestagsabgeordneten: „Das
ist die Stärke der CSU, wir wis-
sen, was die Menschen wollen.“

In diesem Zusammenhang be-
tonte Hünnerkopf den guten Aus-
tausch vor Ort, u.a. mit dem beim
politischen Frühstück ebenfalls
anwesenden Gerolzhöfer Bürger-
meister Thorsten Wozniak.

Der Landtagsabgeordnete stell-
te deutlich heraus, dass für die
CSU die Leistungsträger wichtig
sind: Eine starke Leistungskultur
schafft Voraussetzungen für Le-
bensstandard und soziale Sicher-
heit. 

Dabei müsse insbesondere die
Familie im Mittelpunkt stehen,
sagte Hünnerkopf: „Wir wollen
eine familiengerechte und kinder-
gerechte Gesellschaft. Jede Fami-
lie soll frei wählen können, für

welchen Lebensplan sie sich ent-
scheidet. Ob Elterngeld, Kinder-
geld, Krippenausbau, Betreu-
ungsgeld, Landeserziehungsgeld
oder Ehegattensplitting – wir tre-
ten ohne Wenn und Aber für die
Förderung von Familien ein.“

Im Gegensatz zu SPD-geführ-
ten Bundesländern stehe Bayern
finanziell hervorragend da: Seit
über zehn Jahren gibt es im Frei-
staat Haushalte ohne Neuver-
schuldung: „Bis 2030 soll der
Freistaat komplett schuldenfrei
sein: Bayern ist Vorbild für stabile
Finanzen.“

Natürlich ging Otto Hünner-
kopf auch auf die Nationalpark-
diskussion ein: Er sprach sich für
eine naturnahe Bewirtschaftung
des Steigerwalds aus. „So be-
wahren wir ihn als wertvollen
Ruhe- und Erholungsraum für
die Menschen. Dies bedarf
natürlich einer intensiven Zu-
sammenarbeit von Naturschutz,
Tourismus, Land- und Forstwirt-
schaft. Dazu müssen auch neue
Wege der Kooperation erschlos-
sen werden.“ 
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 21. April 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Out-Sourcing . Facility Management
 Kommunale Bibliotheken

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ
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Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen Fahnenmaste + FahnenFahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Landkreis Regensburg:

Erfolg hat drei Buchstaben:
TUN!

Unter dem Motto „Gemeinsam geht’s besser“ hat der Landkreis
Regensburg Anfang April 2016 den Startschuss zur Erstellung des
Aktionsplans Inklusion und Demographie gegeben. Insgesamt 
beteiligten sich über 200 Menschen mit und ohne Behinderung an
diesem Entwicklungsprozess. Unter dem Motto „Erfolg hat drei
Buchstaben: TUN!“ hat Landrätin Tanja Schweiger nun den 
Aktionsplan vorgestellt und zusammen mit Bayerns Sozialstaats-
sekretär Johannes Hintersberger das über 250 Seiten dicke Ge-
heft an wichtige Umsetzungspartner aus der Region übergeben. 

„Der Aktionsplan Inklusion
soll kein imposantes Druckwerk
sein, das in der Schublade ver-
staubt. Mit Übergabe des Akti-
onsplans Inklusion und Demo-
graphie wird ein Zeichen der
Verbindlichkeit gesetzt. Nicht
alle Maßnahmen können sofort
umgesetzt werden, denn Inklu-
sion ist ein Prozess, der Akti-
onsplan ein Fahrplan für die
nächsten Jahre. Ein herzliches
Vergelt´s Gott an alle, die bisher
mit ihrem Fachwissen und
ihrem Engagement unseren Ak-
tionsplan mit Leben gefüllt ha-
ben und schon jetzt vielen Dank
an alle Partner, die uns dabei
helfen, den Alltag von Men-
schen mit Handicap in Zukunft
einfacher zu gestalten“, so Land-
rätin Tanja Schweiger. 

Sozialstaatssekretär Hinters-
berger betonte bei der Übergabe:
„Eine inklusive Gesellschaft, an
der Menschen mit und ohne Be-
hinderung gleichermaßen teilha-
ben können, in der sie ganz
selbstverständlich zusammen ar-
beiten, leben, ihre Freizeit ver-
bringen – das ist unser Ziel. Der
Aktionsplan Inklusion hilft, die-
sem Ziel Stück für Stück näher zu
kommen.“

Definierte Handlungsfelder
während des Entwicklungspro-
zesses waren „Barrierefreies 
Bauen und Wohnen“, „Arbeit
und Beschäftigung“, „Mobilität
und Barrierefreiheit im öffentli-

chen Raum“, „Freizeit, Kultur
und Sport“, „Politische Teilhabe,
Beratung und Information“ sowie
„Schule und frühkindliche Bil-
dung“. 

In 19 Workshops haben interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger,
Vertreter von Vereinen und Ein-
richtungen aus der Behinderten-
arbeit, Bürgermeister, ehrenamt-
lich Engagierte sowie Firmen-
und Behördenvertreter insgesamt
106 Maßnahmen erarbeitet, da-
mit Inklusion im Landkreis
zukünftig noch besser gelingen
kann. Zudem wurden in einer
breit angelegten Befragung die
Belange von Menschen mit Be-
hinderung erhoben. Das BASIS-
Institut, das schon mehrere Ak-
tionspläne erstellt hat, begleitete
das Projekt fachlich und wissen-
schaftlich. 

Der für den Landkreis Regens-
burg bedarfsgerechte Umset-
zungsplan soll kurz-, mittel- und
langfristig umgesetzt werden. 70
Maßnahmen fallen in den Ver-
antwortungsbereich des Land-
kreises, 36 liegen im Verant-
wortungsbereich von 30 Umset-
zungspartnern.Zu den Maßnah-
men, die der Landkreis kurzfri-
stig umsetzen wird, gehört zum
Beispiel die Schaffung einer
zentralen Anlaufstelle für Men-
schen mit Behinderung im Re-
gensburger Landratsamt. Diese
soll bedarfsgerecht und bürger-
nah beraten und unterstützen. 

Mehr Tempo auf der Datenautobahn: In den Ortsteilen Deubach,
Hochwang und Oxenbronn sowie in Teilen Ichenhausens inkl. Ge-
werbegebiet stehen jetzt Anschlüsse bis zu 50 MB pro Sekunde
zur Verfügung. Das neue Glasfaser-Netz ist so leistungsstark, dass
Telefonieren, Surfen und Fernsehen gleichzeitig möglich sind. Von
diesen Vorteilen können rund 1.000 Haushalte profitieren. Das
Projekt haben die Deutsche Telekom und LEW TelNet gemein-
sam umgesetzt. 
Unser Bild zeigt (v. l.) Thilo Kurtz (Telekom Technik), Anke 
Skalsky (Telekom Shop Günzburg), Bürgermeister Robert Strobel 
und Reinhard Wrchlavsky (LEW Leiter Breitband). Bild: LEW

60. Geburtstag von Arno Zengerle:

Visionär und Botschafter
Wildpoldsried – Innovativ – Richtungsweisend: Unter diesem Mot-
to wird in der Allgäuer Gemeinde mit ihren rund 2.500 Einwoh-
nern unter Einbindung der Bürger ein ökologisches Profil für den
Ort erarbeitet, das sowohl bayernweit als auch international aus-
gezeichnet wurde. Mann des Erfolgs ist der seit 1996 amtierende
Rathauschef Arno Zengerle, der am 1. April 60 Jahre alt wurde.

Bereits als Jugendlicher war
Zengerle bei der Jungen Union
politisch engagiert. Über die CSU
kandidierte der Dipl. Verwal-
tungswirt (FH) im Jahr 1984 für
den Gemeinderat Wildpoldsried,
von 1990 bis 1996 fungierte er als
Zweiter Bürgermeister der Ge-
meinde und ist seitdem auch im
Kreistag Oberallgäu vertreten. Im
Mai 1996 trat Zengerle das Amt
des Bürgermeisters an, für das er
von der CSU und den Freien
Wählern nominiert wurde. Von
2001 bis 2011 war der Jubilar Vor-
sitzender der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CSU Ober-
allgäu; zudem fungierte er als stell-
vertretender Vorsitzender des Ar-
beitskreises Energiewende der
CSU. Außerdem ist der engagierte
Politiker bei den regelmäßigen Sit-
zungen des KPV-Landesvorstan-
des und Hauptausschusses in
München gern gesehener Gast.

In Wildpoldsried hat die Ener-
giewende schon Jahre vor der of-
fiziellen politischen Energiewende
begonnen. Bürger interessierten
sich für Öko-Energie, 1999 wurde
die erste Gesellschaft für die Er-
richtung von Bürgerwindrädern
gegründet. Schritt für Schritt folgte
der Aufbau einer beispiellosen
Öko-Energieversorgung.

Als Verantwortlicher für die
Energiestrategie und den Erfolg
der Maßnahmen zur Energiewen-
de entwickelte Zengerle die Visi-
on des Energiedorfes Wildpolds-
ried. Das Energiekonzept der Ge-
meinde besteht aus drei Säulen:
Regenerative Energieerzeugung
und Energieeinsparung, maxima-
ler Einsatz von Holz als ökologi-
scher Baustoff und Schutz der

Wasservorkommen mit ökologi-
scher Abwasserbeseitigung. Hin-
zu kommt ein Klimaschutz-Leit-
bild, das zum Ziel hat, bis zum
Jahr 2020 Wildpoldsried zu 
100 % aus regenerativen Energien
zu versorgen. 

Dabei legt die Gemeinde Wert
auf regionale Wertschöpfung, Ge-
meinschaftsaktionen mit Bür-
gern, enge Zusammenarbeit mit
den Vereinen, Arbeitskreisen und
innovativen Firmen vor Ort so-
wie die regionale und überregio-
nale Zusammenarbeit mit ande-
ren Gemeinden und Organisatio-

Vereine installierten auf öffentli-
chen Gebäuden Photovoltaik-An-
lagen und erhalten die jährlichen
Erträge für ihre Jugendarbeit. Eine
große Rolle im Energiekonzept
der Gemeinde spielt auch die
„Dorfheizung“ aus Biomasse, die
über 40 Gebäudekomplexe mit
Wärme versorgt. Dazu kommen
Hackschnitzelheizungen und Erd-
wärmeanlagen.

Beispiellose 
Öko-Energieversorgung

Jüngstes Projekt ist „IREN2“,
das sich inhaltlich einer der wich-
tigsten Herausforderungen der
Energiewende widmet. Das Teil-
netz in Wildpoldsried eignet sich
durch die vorhandene Infrastruk-
tur hervorragend für weitere
grundlegende Untersuchungen
zum sicheren und stabilen Betrieb
von Inselnetzen und topologi-
schen Kraftwerken. Im Allgäuer
Energiedorf ist die Erzeugung aus
regenerativen Energien bereits
heute fünfmal höher als der Ei-
genbedarf. Durch das zurücklie-
gende Projekt IRENE (Integration
regenerativer Energiesysteme und
Elektromobilität), einem Gemein-
schaftsprojekt von Siemens, dem
Allgäuer Überlandwerk, der Uni-
versität Aachen und der Hoch-
schule Kempten, wurde bis Ende
2013 ein intelligentes Netz mit
entsprechender Messtechnik und

einem stationären Batteriespei-
cher aufgebaut. Damit wurden
wesentliche Voraussetzungen ge-
schaffen, die für das Folgeprojekt
sowohl unter wissenschaftlichen
Aspekten als auch für praktische
Erprobungen notwendig sind. 

Zahlreiche Preise wie in jünge-
rer Zeit der European Energy
Award in GOLD (2014) und die
Würdigung als  „Gestalter der En-
ergiewende“ (2015) zeugen vom
Pilot- und Vorbildcharakter zahl-
reicher Projekte für die Umset-
zung der Energiewende in einer
ländlichen Gemeinde. 

Wie Arno Zengerle berichtet,
haben sich durch die innovative
Stimmung in der Gemeinde auch
neue Firmen entwickelt, wie z. B.
die Sonnenbatterie GmbH als
mittlerweile Marktführer in die-
sem Bereich. Inzwischen kom-
men durch die große Anzahl an
bereits umgesetzten Projekten
ganzjährig Besuchergruppen und
Bildungseinrichtungen aus Aus-
tralien, USA, China oder Brasili-
en zu Exkursionen nach Wild-
poldsried. 

„Unsere Pilotprojekte wurden
zwischenzeitlich vielfach kopiert,
weil sie sowohl ökologisch als
auch ökonomisch Vorteile für an-
dere Gemeinden aber auch Pri-
vatpersonen und Firmen bringen
und somit übertragbar und nach-
haltig sind“, betont der Jubilar mit
berechtigtem Stolz. DK

Erlenbach am Main:

Berninger bleibt Rathauschef 
Mit 65,1 Prozent der Stimmen ist der seit 18 Jahren amtierende

Rathauschef Michael Berninger von der CSU bei der Bürger-
meisterwahl in Erlenbach am Main im Amt bestätigt worden. Der 
60-Jährige setzte sich gegen seinen Kontrahenten Werner Hil-
lerich von der SPD durch, der 34,9 Prozent auf sich vereinen
konnte. Die Wahlbeteiligung lag bei knapp 55 Prozent. DK

BürgermeisterArno Zengerle.

nen. Hinzu kommen ein Ener-
giemanagement für alle Gebäude,
Energiebildung für Kinder der 1.
bis 4. Klasse und einmal im Jahr
eine Energiewoche im Kindergar-
ten, bei der die Kinder spielerisch
an das Thema Energie herange-
führt werden. Jüngste Maßnahme
ist die Umrüstung der Straßenbe-
leuchtung auf LED-Lampen. 

Mehrere hundert Bürger haben
in Windkraftanlagen investiert.
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